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Editorial 

Ganz aus »heiterem Himmel«, zumindest völlig 
unerwartet oder auch nur im entferntesten anzu­
nehmen, entsteht da während eines - gar nicht so 
schweren - Gewitters ein Wirbelsturm, ein 
Klein-Wirbelsturm. Er fegt zwischen wenigen 
Straßenzügen der Stadt alles weg, was da liegt 
und steht; knickt Bäume, selbst alte mit beachtli­
chem Durchmesser, wie dünne Latten, läßt sie 
auf parkende Wagen knallen, deckt Dächer ab, 
drückt Fenster ein, verwüstet Wohnungen und 
haust wie ein Ungeheuer. 

Geschehen in diesen Tagen. Eine Minute nur 
hat dieses zerstörende Toben gewährt, da bricht 
es in sich zusammen. Zurück bleibt Verwüstung 
wie nach einem Bombenangriff. 

Und da sind sie auch schon, die noch ver­
schreckten Menschen, und beginnen einander zu 
helfen, greifen, noch ehe Hilfe von den Hilfsor­
ganisationen kommt, zum Selbstschutz, zur 
Selbsthilfe. Ganz selbstverständlich und so, als 
hätten sie dies schon oft geprobt. Keine Panik 
bricht aus, und gleich finden sich planende, 
ordnende, koordinierende Helfer - auch so, als 
wären sie seit langem eingewiesen und vorberei­
tet. 

Wir haben es also nic;ht verlernt - noch 
nicht -, uns selbst zu helfen und dem Nachbarn. 
Wenn Not am Mann ist, sind wir da, auch wenn 
diese Fähigkeit dem Bürger im modernen Wohl­
fahrtsstaat abgesprochen, zumindest in Zweifel 
gesetzt wird. So ein Wirbelsturm - en minia­
ture - genügt als Test: Der Zivilist weiß sich zu 
helfen, sich zu schützen: 

Zivilschutz ist möglich! 
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)) Falls es wieder Krieg gibt ... « 



»Notwendigkeit und Möglichkeiten des Zivilschutzes« war das Thema des Vor­
trags- und Diskussionsabends am 12. Juni '80, zu dem der OSANG VERLAG im 
Rahmen seines Sicherheitspolitischen Council als Redner Professor Dr. Carl 
Friedrich von Weizsäcker gewinnen konnte. Der Diskussion stellte sich auch 
Bundesinnenminister Gerhart Rudolf Baum. Die Möglichkeit zur Debatte mit 
dem Physiker und Philosophen von Weizsäcker anläßlich dieses seines letzten 
öffentlichen Auftretens vor seiner Emeritierung nutzten Fachleute und Führungs­
kräfte des Zivilschutzes, der zivilen und mitlitärischen Verteidigung, der Sicher­
heitspolitik . 

Nachfolgend geben wir den Verlauf der Debatte wieder, leicht gekürzt und von 
der Redaktion dort überarbeitet, wo der unveränderte protokollierte Wortlaut 
das Verständnis beim Lesen erschwert hätte. 

von Weizsäcker: Zunächst ein Wort des Dankes an unseren 
Gastgeber, Herrn Verleger Ralf Osang. Es war Ihre Initiati­
ve, mich zu bitten, einmal hierher nach Bann zu kommen, 
und ich bin ihr gerne gefolgt. Ich habe gesagt, ich möchte 
gerne über Zivilschutz reden, und die Gründe dafür werden 
sich aus dem Inhalt von selbst ergeben. Ich bin auch Ihnen, 
Herr Minister, sehr dankbar dafür, daß Sie gekommen 
sind. 

Ich möchte jetzt nicht eine sehr lange Rede halten, denn 
ich habe in der "ZEIT" vor etwa einem Monat einen Arti­
kel veröffentlicht, der in Wirklichkeit einfach der Text eines 
Vortrags ist, den ich im Mai in München gehalten habe, vor 
den Technischen Überwachungsvereinen, und ich darf wohl 
davon ausgehen, daß dieser Vortrag im Umriß bekannt ist 
und daß es deshalb für Sie langweilig wäre, wenn ich das 
noch einmal wiederholte. Ich möchte lieber ein paar Sätze 
daraus wörtlich vorlesen und Betrachtungen anknüpfen, die 
vielleicht eine Herausforderung zur Diskussion sein kön­
nen. Denn woran mir liegt, das ist die Diskussion. 

Ich darf vorher auf das, was Herr Osang eben gesagt hat, 
zurückkommen, so mit der " letzten Tankstelle vor der 
Autobahn«. Ich habe in der Tat vor, in den Jahren, die jetzt 
kommen, wenn ich eremitiert sein werde, soweit es an mir 
liegt, mich zu solchen Themen nicht öffentlich zu äußern, 
sondern zu meiner wirklichen Arbeit zurückzukehren. Ich 
bin ja eigentlich Physiker mit stark philosophischem Ein­
schlag, und diese Dinge möchte ich weiterverfolgen. Ich 
habe mich aber verpflichtet gefühlt, diesen Übergang nicht 
zu machen, ohne noch einmal mit aller Entschiedenheit 
dafür zu plädieren, daß man etwas für den Zivilschutz tut. 
Das ist in der Tat das, was ich als letztes von allen öffentli­
chen Arbeiten, di e ich gemacht habe, sagcn möchte. 

Ich kann vielleicht die . Argumentation, die ich schon 
gebracht habe und die ich hier als meine Auffassung zu­
grunde legen möchte, dadurch vorbringen, daß ich noch 
einmal einen einleitenden Absatz aus meinem "ZEIT«-Auf­
satz vorlese, in dem ich zusammengefaßt habe, was ich 
meine. Ich sage gleich vorweg, daß ich traurig wäre, wenn 
hier in diesem Kreise nicht jemand wäre, der entschlossen 

wäre, mir entschieden zu widersprechen. Ich halte di e 
Argumente, die ich vorzubringen habe, für gut, aber ich 
kann das nur klarmachen, wenn jemand da ist, der sie an­
ficht. Ich wäre also sehr froh, wenn sie auch angefochten 
werden. Nun dieser Text: Dringend not tut heute ein 
Wandel des öffentlichen Bewußtseins in Fragen des Bevöl­
kerungsschutzes. Es handelt sich darum, seit Jahrzehnten 
Versäumtes rasch, maßvoll, entschlossen, ohne Panik nach­
zuholen. Der Grund dafür ist rein humanitär. Menschen 
müssen geschützt werden. Wir, unsere Angehörigen, unsere 
Kinder und Enkel, unsere Freunde und Mitbürger. Be­
grenzte Kriegshandlungen in unserem Lande sind möglich, 
und ob es vielleicht in wenigen Jahren zu ihnen kommt, 
hängt nicht von uns allein ab. Die Meinung, der Friede sei 
schon gesichert, war immer ein Irrtum. Die Meinung, jeder 
mögliche Krieg sei so übergroß, daß es keinen Schutz gegen 
ihn gebe, ist ebenfalls irrig. Es macht einen Unterschied, ob 
wir für den Schutz etwas tun oder ni cht. 

Das wäre kurz zusammengefaßt das, was ich zum 
Grundsätzlichen hi er gerne sagen möchte. 

Ich möchte mich nicht in dem, was ich heute sage, auf 
die technischen Details einlassen, denn hier sind Fachleute 
zugegen, die die technischen Details besser kennen als ich, 
denen ich zum Teil dafür zu danken habe, daß sie mich 
immer wieder im Lauf der Jahre über die technischen De­
tails informiert haben und die sicher besser diese Details 
würden vorbringen können als ich. 

Ich möchte aber die grundsätzliche Argumentation, 3n 
der mir liegt, dadurch erläutern, daß ich über die Vorge­
schichte dieser meiner eigenen Überlegungen ein wenig 
sage. Wenn man sich einer Diskussion stellt, darf man auch 
etwas persönlich reden und ein paar Worte sagen zu Reak­
tionen, die ich schon bekommen habe. Ich beginne mit den 
Reaktionen. In der ZEIT sind 14 Tage oder drei Wochen 
nach meinem Aufsatz Leserbriefe veröffentlicht worden, 
und diese Leserbriefe waren in ihrer Mehrheit negativ. 
Meine Reaktion darauf war erstens: Ich freue mich, daß es 
Leserbriefe gegeben hat. Denn das beweist, daß es ein paar 
Menschen gegeben hat, denen die Sache unter die Haut 
gegangen ist, die gemerkt haben , daß es ernst ist. 



Ich habe mich nicht gewundert, daß diese Reaktion 
vorwiegend negativ war. Wenn ich die Reaktionen stilisie­
rend zusammenziehen darf, hatte sie etwa diese Form: 
Dieser Mann sollte, statt uns die Schande der Z ivi lverteidi­
gung zu verkaufen, besser was gegen den Krieg tun. Nun ist 
das für mich persönlich ein bißehen ironisch, wenn ich 
immerhin sagen darf, daß ich zehn Jahre meines beruflichen 
Lebens, in denen ich sehr viel mehr angenehmere Dinge 
hätte tun können, ausschli eßli ch der Frage gewidmet habe, 
wie man einen Krieg verhindern könnte. 

Aber das ist relativ belanglos, denn ich darf nicht voraus­
setzen, daß die Leserbrief-Schreiber mich kennen. Aber ich 
sehe darin die aufkeimende Erkenntnis, daß Krieg eine 
echte Gefahr ist, und diese aufkeimende Erkenntnis be­
grüße ich, denn Krieg ist eine echte Gefahr. 

Es gibt in der Tat eine Alternative zum Zivi lschutz, das 
ist die Verhütung des Krieges. Wenn man aber ein übel 
nicht mit Sicherheit verhindern kann, dann ist es nur ver­
nünftig, für den Fall, daß man mit dieser Verhinderung 
scheitert, etwas zu tun, was wenigstens den Schaden ver­
mindert. Und das ist heute das Thema. 

Nun komme ich zu meinen eigenen Erinnerungen in die­
ser Sache. Ich weiß nicht ganz genau, wann ich selbst mich 
zuerst damit abgegeben habe, aber ich meine, es war im 
Jahr 1958, also vor jetzt 22 Jahren. Ein Jahr zuvor hatte 
eine kleine Gruppe von Atomwissenschaftlern, zu der ich 
gehörte, die sogenannte »Göttinger Erklärung« veröffent­
licht, ] 957. Das war eine Erklärung, in der wir die Mei­
nung zum Ausdruck brachten, eine nationale Atomrüstung 
sei für ein kleines Land wie das unsere nicht nützlich, son­
dern gefährlich. Darüber kann man streiten, ich will diese 
The~e jetzt hier gar ni cht vertreten, bin aber bereit, über sie 
zu diskutieren. 

Wir hatten von Anfang an das Problem der sogenannten 
Proliferation der Atomwaffen im Blick. Daran anschli eßend 
haben wir, die Unterzeichner dieser Erkläru ng, all e paar 
Monate eine Sitzung miteinander abgehalten, und in diesen 
Sitzungen habe ich einmal vorgeschlagen, wir könnten eine 
zweite Erklärung abgeben, in der wir auf einige Kritiken 
eingingen und in der ich vorschlug, außerdem für Zivil­
schutz zu sprechen. Dies ist im Kreise meiner Kollegen 
nicht allgemein geb illigt worden, und da wir naturgemäß 
nur einstimmig handeln wollten, haben wir nichts dazu 
gesagt. Der Einwand, der mir gemacht wurde, hi eß: Zivil­
schutz ist Kriegsvorbereitung. Und das ist der Einwa nd, den 
man immer wieder hört. Es gibt - roh gesagt - zwei große 
Einwände. Der eine: Zivilschutz ist nutzlos. Der andere: Er 
ist schädlich. Er ist nutzlos, denn wenn es zu einem Krieg 
kommt, bleibt doch nichts übrig. Er ist schädli ch, denn er 
macht den Krieg wahrscheinlich. 

Ich habe dieses Argument damals für fa lsch gehalten und 
halte es nach wie vor für falsch, und zwar mit folgendem 
Argument: Wieso soll Zivilschutz den Krieg wahrscheinli­
cher machen? Das kann er genau dann , wenn dadurch, daß 
man Zivilschutz einführt, der Krieg leichter überlebt wer­
den kann und dadurch die Hemmung, ihn anzufangen, 
vermindert wird. Das ist ein in sich vernünftiges Argument. 
Wäre ich Amerikaner und hätte in Amerika über dasselbe 
Problem zu diskutieren, so würde ich dieses Problem dort 
in der Tat sehr ernst nehmen, ich würde vermutlich auch 
für Zivilschutz plädieren, aber es würde mir sehr viel 
schwerer fallen; denn Zivilschutz in Amerika kann mögli­
cherweise, denkbarerweise, ell1en Krieg, der da geführt 

werden könnte, um so viel weniger vernichtend machen, als 
ein kleiner Einfluß davon auf die Bereitschaft der Amerika­
ner, einen Krieg zu beginnen, oder noch mehr auf die Be­
reitschaft der Russen, zu fürchten, daß die Amerikaner 
einen Krieg würden beginnen wollen, ausgeht. 

In unserem Lande finde ich aber dieses Argument total 
abwegig. In unserem Lande wäre der Schaden, der durch 
einen großen Atomkrieg gestiftet würde, unter allen Um­
ständen so vernichtend für die Nation, daß die Vorstellung, 
man könne durch das bißehen Schutz, was man leisten 
kann, kriegslüstern werden, wirklich vollkommen abwegig 
ist. Dies kann ich leicht als meine Meinung sagen. Als 
wahr, als das, was ich für wahr halte. Ich muß auch noch 
argumentieren, daß der einzige mögliche Gegner - das ist 
die Sowjetunion - das auch glaubt. Das ist dje berühmte 
Geschichte, daß zwar Hunde, die bellen, nicht beißen, daß 
aber der kleine Junge fragt, ob der Hund das auch weiß. Es 
könnte ja sein, daß wir für so kriegslüstern oder revanche­
lüstern gehalten werden, daß man uns nicht glaubt, daß wir 
hier ein rein humanüäres Motiv haben, weil wir kein ande­
res haben können. Ich würde annehmen, daß man durch 
eine vernünftige Einführung von Zivilschutzmaßnahmen 
diese Gefahr sehr vermindern kann, und zweitens muß ich 
leider sagen, daß ich glaube, daß die Wahrscheinlichkeit 
eines Krieges ohnehin groß gen ug ist, um durch solche 
Erwägungen nicht mehr sehr viel vergrößert werden zu 
können. 

Dazu noch die allgemeine Bemerkung: Die Vorstellung 
der Abschreckung durch die großen Atomwaffen, die ja die 
letzten zwei Jahrzehnte geherrscht hat, vielleicht in gewisser 
Weise schon die ganze Zeit seit Hiroshima, aber sicher die 
zwei Jahrzehnte seit der Entwicklung der durchdachten 
Abschreckungsstrategie mit Zweitschlagskapazitäten; diese 
Vorstellung ist meiner überzeugung nach eine Vorstellung, 
die ni chts weiter angibt, als wie man Zeit gewinnen kann, 
aber ganz gewiß nicht eine Methode angibt, um für ewig 
den Krieg zu vermeiden. Ich kann und will das jetzt nicht 
als militärisches, als strategisches Problem ausdiskutieren, 
ich gebe nur das einfachste Argument, welches auch das 
Argument ist, das mich selbst am meisten überzeugt: Es ist 
verrückt zu glauben, man könne den Frieden dadurch si­
chern, daß man permanent ganze Nationen oder eine ganze 
Menschheit zur Geisel nimmt und droht, wir machen all es 
kaputt, wenn jemand anfä ngt. Das mag zwar wirken, auch 
Verrücktes wirkt manchmal, es bleibt aber gleichwohl 
verrückt, verrückt im strengen Sinn des Worts eine Verkeh­
rung, die das Oberste zuunterst kehrt. Wollen wir den 
Krieg verhindern, so müssen wir ihn letzten Endes dadurch 
verhindern, daß wir nicht töten wollen. Und nicht dadurch, 
daß wir sagen: Wenn er schon anfängt, dann töten wir alle. 

Da die all gemeine Entschlossenheit, aus diesem morali­
schen Grunde den Krieg überhaupt nicht zu führen, in der 
Welt bisher nicht vorhanden ist, werden Kriege geführt 
werden. Es werden ständig Kriege gefü hrt in der Welt, ich 
weiß nicht, ob seit 1945 auch nur eine Woche ohne Krieg 
in der Welt gewesen ist; das sind kleine und lokale Kriege, 
aber sich vorzustellen, daß wir davon nie erreicht werden 
würden, habe ich immer für vollkommen fantastisch gehal­
ten. Es gab nur die Hoffnung, Zeit zu gewinnen durch die 
vorübergehende Schreckwirkung der Atomwaffe. 

Dies aber ist kein hinreichender Grund, sich nicht auf dje 
Folgen vorzubereiten. Und zwar sage ich das jetzt nicht, um 
Panik zu machen - im Gegenteil, Panik ist das sicherste 



Mittel die fal schen M aßnahmen zu ergreifen -, sondern 
nur so: Wenn jemand auf eine gefährliche Reise geht, dann 
wird er doch für seine Angehörigen ei ne gewisse Vorsorge 
treffen, damit, wenn er nicht zurückkehrt, sie nicht verl oren 
sind, weil der Ernährer nicht da ist. Also soll er vernün fti ge 
M aßnahmen ergreifen, zum Beispiel ei ne Lebensversiche­
ru ng abschli eßen. In di esem einfach abwägenden Sinne 
meine ich: M an sollte etwas für Z ivilschutz tun . 

Nun ist die Frage : Was kann man tun ? Ich habe das in 
meinem Aufsatz ausgeführt, ich nehme es aber noch einmal 
auf. Ich kann das tun , indem ich auch noch einmal meine 
Erinnerung an die Vergangenheit hi er wachru fe. M eine 
Koll egen wollten damals die gemeinsame Erkl ä rung ni cht 
geben. Das habe ich respektiert. Ich habe mich dann in 
anderen Zusammenhängen für Zivilschutz geä ußert: 196 1, 
62, dann kam das große Zivilschutzprogramm der damali ­
gen Bundesregierung. Dieses Zivilschutzp rogramm habe ich 
für zu groß gehalten, für überzogen. Das wa r ein Pro­
gramm mit sehr vielen großen Druckbunkern , und ich habe 
in einem H earing des Bundestages 1963 neben anderen 
gegen dieses Programm geredet, gleichzeitig aber die Verei­
nigung Deutscher Wissenschaftl er, der ich angehöre, auch 
in Zusammenarbeit mit mir, ein Programm - ein kl eineres 
Programm - vorgelegt, und dieses Programm unterscheidet 
sich von dem, das danach von der Bundesregierung im 
Prinzip anerkannt worden ist, ni cht sehr sta rk. Es ist nicht 
das Programm, das ich auch jetzt vo rzuschl agen habe, be­
zeichnet durch ~en Begriff Grundschutz. 

Was G rundschutz ist, will ich jetzt nicht noch einmal 
erläutern ; das kann in der Diskussion so weit drankom­
men, a ls es nötig ist. Dieses Programm ist prakti sch ni cht 
ausgeführt wo rden, es sind nur relativ geringe Maßnahmen 
dafür ergriffen worden, geringe Etatmittel dafür eingesetzt 
worden, und schuld daran war vielleicht die Finanzkrise, in 
die der Bund damals in der Z eit der Kanzlerschaft Erh ards 
geraten ist. Ich weiß nicht genau, welche Ursachen all e 
mitgewirkt haben mögen, aber das all es hat jedenfa lls eine 
Rolle gespielt. Inzwischen kam die Euphori e der durch di e 
Abschreckung entstandenen Stabilität, es kam die erneute 
Euphori e der Entspannungspolitik, und in di esen Eupho­
rien hatte man wenig Neigung, sich mit einem so unange­
nehmen Thema wie Zivilschutz abzugeben. Ich habe in 
dieser Z eit geschwiegen, obwohl ich meine M einung ni e­
mals geändert habe. Und jetzt meine ich also, ich mü ßte sie 
noch einmal vorbringen. 

Was kann man tun? Ein Grundschutz, der gegen Trüm­
mereinwirkungen, im gewissen Umfa ng gegen Brand, der 
gegen radioaktiven Fallout, auch vielleicht noch gegen 
andere Verseuchungen der Luft schützt - jedenfalls für eine 
gewisse Z eit schützt -, ist möglich, ist im Detail ausgearbei­
tet. Die Kosten im Durchschnitt abzuschätzen ist nicht ganz 
leicht - ich lasse mich auch gern e heute abend über die 
Kostenabschätzung noch belehren -, ich habe in meinem 
Aufsatz angenommen, ein solches Programm würde pro 
Kopf der Bevölkerung etwa zweitausend M ark kosten. Da 
gibt es Z ahlen, die höher sind, da gibt es Z ahlen, die nied­
riger sind , man muß wissen, wie man es ausführt . Ein sol­
ches Programm vor zwanzig Jahren begonnen, hätte auf 
sechzig Millionen Bevölkerung hundertzwanzig Milli a rden 
M ark in zwanzig Jahren, pro Jahr 6 Millia rden M ark geko­
stet oder pro Kopf hundert M ark. Das ist weniger a ls der 

jährli che Alkoholverbrauch, das ist etwas, was in einem 
ßundeshaushalt sehr wohl hätte untergebracht werden 
können. 

Ich glaube, daß jetzt di e Gefahr eines Krieges näher 
geko mmen ist. Ich habe früh er d ie sechziger und siebziger 
Jahre nie für sehr gefährli ch geha lten, aber vielleicht d ie 
achtziger Jahre. Ich halte die achtziger Jahre, jetzt, da sie 
begonnen haben, in der T at für gefährlich. Ich hä tte des­
halb gern, man würde rascher etwas tun , aber andererseits 
gibt es Dinge, die man ni cht schnell er tun kann als in ge­
wissen Schritten, ohne daß es große Konfusion gibt und 
ohne daß Panik dazugehö rt, damit man es tut. Ich würde 
aber meinen, ein solches Programm zu beginnen wäre sinn­
voll. Ich könnte mir vorstellen, daß dieses Programm mit 
einem Z uschuß Null von seiten des Bundes durchgeführt 
werden kann, wenn di e Bevölkerung in ihrer M ehrheit zu 
der M ei nung gelangt, di eses sei gut ausgegebenes Geld. 
Denn eine sehr große Anzahl der Bundesbürge r ha t das 
Geld , um zweitausend M ark pro Kopf auszugeben für 
einen solchen Schutz. Und dann könnte denjeni gen, di e sich 
das ni cht leisten können, ein Z uschuß gegeben werden. Auf 
der anderen Seite: Wenn in der Bevölkerung di e M einung 
verbreitet wäre, daß man das tun soll , daß das vernünfti g 
ausgegebenes Geld ist, würde ve rmutlich ein Pa rl ament, 
wü rde der Bundestag oder welche Instanz immer damit 
befaßt wä re, wohl keine Schwierigkeit haben, eine M ehr­
heit für eine solche Ausgabe zu find en. 

Ich habe in meinem Aufsatz gesagt, eine Verzehnfachung 
der gegenwä rtigen Ausgaben für Z ivilschutz halte ich für 
möglich und für wünschenswert. Ich habe diesen Satz be­
gleitet mit der Bemerkung: Das sage ich, um die Diskussion 
über di ese Frage anzuregen. Und ich bin sehr gern e bereit, 
von Ihnen zu hören, daß ich hi er falsch geschätzt habe. 

Das ist im Umriß, was ich zur Einleitung habe sagen 
woll en. Ich werde sehr dankbar insbesondere für kriti sche 
Anmerkungen sein . Es ist ni cht nur so, daß ich das sozusa­
gen aus Freundlichkeit sage, sondern ich habe di e Erfah­
rung gemacht, daß Argumente, die ich für gut halte, viel 
besser ankommen, wenn ich sie als Antwo rt auf eine kriti ­
sche Frage gebe, a ls wenn ich sie vo rweg erzähle. Ich würde 
also sehr gerne sozusagen ein kleines Flo rettgefecht anfan­
gen, das in dem Versuch läge, auf kriti sche Fragen zu 
antworten. Vi elen Dank. 

Baum: Ich freue mi ch auße rordentli ch, Herr von Weiz­
säcker, daß Sie heute in Bonn sind und daß Sie zu diesem 
Thema sprechen. Ich habe mi ch auch sehr gefreut, daß Sie 
durch Ihre Veröffentlichung in der ZEIT eine Disku ssion 
wieder angestoßen haben, di e no twendig ist, die in den letz­
ten Jahren etwas intensiver geführt worden ist als eine 
ganze Z eit davor, weil ich der M einung bin, daß wir an 
di esem Thema uns nicht vo rbeischleichen können , wie das 
viele tun und getan haben. Ich will überhaupt keine Vor­
würfe machen, ich müßte sie mir selbst machen - dieses 
Thema eignet sich auch sehr schlecht für irgendwelche 
parteipoliti schen Zurechnungen, damit würde es nur bela­
stet -, sondern wir müssen uns gemeinsam überlegen, wie 
wir aus dem Dilemma, das Sie geschildert haben - ich teil e 
Ihre Analyse -, herauskommen. Sie haben kurz auf di e 
Entwicklung hingewiesen, auf Vo rstellungen, di e aufgege­
ben wo rden sind . Wir haben in der Disku ssion der letzten 
Jahre reduziert, die Utopie des Vollschutzes ist aufgegeben 
wo rden; das war notwendi g. Besonderer Akzent ist gelegt 



worden auf den Aufba u eines Ka tastrophenschutzes für den 
Verteidigungsfall , und bei a ll er Birrerni s, die einen bei die­
se m Thema überko mmt, ist doch fes tzustellen, daß in den 
letzten Jahren, a uch was den Bundeshaushalt a ngeht, einige 
Fortschrirre gemacht worden sind, auch wenn wir jetz t 
sehen, daß durch di e Haushaltsspe rre, das ist die nüchterne 
Rea lität un se res Bonner Lebens, ein Teil wieder in Frage 
ges tellt ist. O hn e Geld läßt sich di e Sache letztlich ni cht 
bewältigen. Sie haben dazu etwas gesagt, ich werde gleich 
drauf ein gehen. 

Als ich hi erhin kam, traf ich d en Finanzminister, ich habe 
ihm gesagt, wo ich hingehe, da sagte er: »H offentli ch geben 
Sie kein Geld! «, was rhetorisch war. Ich habe mich auch oft 
gefragt, w ie es eigentli ch dazu kommt, daß dieses T hema, 
das den einzeln en doch mitunter sehr bewegt, in der poli­
tischen Wirklichkeit eine so ge ringe Rolle sp ielt , un d ich 
mein e, ei ner der Gründe ist, daß hi er eine sichtbare Ko­
sten/ Nutzen-Rechnung ni cht aufge macht werden kann, die 
Sie auf vielen and eren Feldern d er Politik ohn e Mühe 
aufm achen können. Hier ist es schwi erig, weil die M en­
schen eben im Ern st an di e Folgen einer kriegerischen Aus­
einanderse tzung ni ch t denken. Sie schließen diese kriege­
rische Auseinanderse tzu ng keinesfalls a us, das zeigt ihre 
Bereitschaft, für die Bundeswehr Opfer zu bringen. Das ist 
in di esem Lande prakti sch ni cht umstritten, aber di e Fol­
gen, die eintreten kö nnten durch eine kri egeri sche Ausein­
a ndersetzun g, werden nicht gesehen, und da nü tzen über­
haupt keine Hinweise auf die Verfassung - " Schutz des 
Lebens « - und a uf wichtige Urteil e des Bundesverfassungs­
gerichts, di e uns eigentli ch verp fli chten sollten. Es ist hi er 
kei ne sichtbare, einleuchtende, jedenfa lls zündende Ko­
sten/ N utzen-Rechnung für das politi sche Alltagsgeschäfr 
aufzum achen. 

Es wird dann disk uti ert über die stra tegische Bedeurung 
des Zivilschutzes. Dazu haben Sie einiges gesagt. Es wird 
o ft geäußert, der Z ivilschutz habe keine strategische Bedeu­
tung. Ich bin Ihnen dankbar, daß Sie gesagt ha ben, der 
Z ivilschutz sei scho n deswegen notwendig, weil eben unser 
Land Schaupl a tz eines Kri eges sein kann. Und weil unse r 
La nd in einer ga nz a nd eren Situation, in einer beengten 
Situ ation Schauplatz eines Kri eges sein kann, eines Krieges 
übrigens, von dem wir hoffen, daß er von bei den Seiten 
ni cht bis ins ä ußerste get ri eben wird , sonst müßten wir 
konsequenterweise un sere Kernreaktoren sofo rt abschalten 
o der wer weiß was mit ihnen machen. Bis zum Äußersten 
a lso gehen wir in unseren Befürchtungen wohl beiderseits 
nicht, das ist ja ein Thema, d as sie schon an and erer Stelle 
erwähnt haben . 

Ich möchte jetzt ni cht im ein zelnen auf H errn Afll eldt 
ein gehen, der die stra tegische Irrelevanz des Z ivil schutzes 
dam it begründ et hat, daß er sagt, gleich, wie viel Mirrel für 
ihn auch aufgeb racht werden, so wird doch ni emal s ei ner 
der bei den Supermächte die M öglichkeit genommen wer­
den kö nnen, d ie Bundesrepublik total zu ze rstö ren . Ich 
meine, daß wir in diesem unse ren kl einen , eng besiedelten 
Land ohn e einen gewissen Mindestschutz der Bevölkerung 
eine glaubwürdige Verteidigung nicht hers tell en können. 
Einmal wäre das für die Verteidigung selbst schwi erig, o hn e 
Zivi lschu tz ha ndeln zu müssen. Es kommt hinzu , daß die 
Verteidigun gs mo ral entschi eden getroffen würde, wenn der 
kämpfende Mann wüßte, daß er sich prakti sch nur noch 
für sich selber schl ägt, ni cht mehr für seine Fami li e, und 
wir haben in den letzten J ahren eigentli ch ununterb rochen 



die Erfahrung gemacht, daß konventi onell e K riege ni cht 
auszuschließ en sind . Sie find en statt, sie find en unabläss ig 
statt, un d nur wir in Europa haben ja das Gefühl , in einer 
go ldenen Zeit des Fri edens zu leben, kaum get rübt, das ist 
ja schon verebbt durch Afghanistan. Kaum getrübt, das 
heiß t, wir haben uns angewöhnt, den Fri eden als sicher 
hinzunehmen, und das ist gefährlich. 

Ich bin also der M einung, daß der Zivilschutz ni cht enr­
spannungsfeindlich ist, um den Kreis jetzt etwas weiter zu 
ziehen, sondern eine Ergänzung der Entspannungspolitik , 
daß er dazu beiträgt, Kriege zu verhindern, und ich frage 
mi ch, wi e es kommt, daß Po litiker, die sonst für all es vo r­
ausschauend täti g sind , hier di ese Vo rso rge ni cht an den 
Tag legen und nicht nut die Po litiker, sondern daß der 
einzelne selbst das nicht tut. Sie haben das sehr eindrucks­
voll gesagt - bi s hin zu der Feststellung, daß das Steuergeld 
nicht ausschl aggebend ist. In Debatten, die ich oft mit auf­
gebrachten Bürgern führe, frage ich sie auf den Kopf zu , 
was sie denn besitzen. Vi ele haben ein Einfamilienhaus mit 
Kellerbar und was ni cht allem, aber sie haben sich ni e 
Gedanken gemacht, daß sie selber eigentlich verpfli chtet 
sind vo rzusorgen. Die Diskussion wird immer bezogen auf 
den Staat, der Staat ist hier verpflichtet, wird gesagt, etwas 
zu tun ; der einzelne vergißt, daß ja das Grundprinzip unse­
rer Gesellschaftsordnung ist, daß der einzelne zunächst für 
sich selber zu sorgen hat. Der einzelne aber sorgt überhaupt 
nicht vo r für diese Fälle. Wir haben ja nicht einmal zuhaus 
einen Lebensmittelvorrat, der uns über einige T age bringt. 
Dieses Bewußtsein ist überh aupt ni cht entwickelt, von den 
Pa rl amenten bis hin zu den Gemeindeparl amenten. Die 
geht das nämlich unmittelba r an. Es ist beispielsweise ni cht 
damit abgetan, daß Bürgerm eister Anträge ans Innenmini­
sterium nach Bonn schicken und sagen, wir wo llen jetzt 
unseren Schutzraum haben, und solange wir die Finanzie­
rung nicht bekommen, bauen wir munter Rathäuser. O der 
andere Einrichtungen. Die bauen eben keine Schutzrä um e, 
weil sich das auch kommunalpoliti sch ni cht so gut da rstel­
len läßt; sie bauen ni cht einmal Schutzeinri chtungen in 
Anlagen ein , die sich dafür eignen, etwa U-Bahnbauten, wie 
sie im übrigen auch lange Zeit keine Kl ä ranl agen gebaut 
haben, sondern andere Dinge vorzogen . 

Und damit wä re' ich bei der H aushaltslage. Die Enge 
unseres Spielraums ist noch einmal deutlich gewo rden in 
der letzten Woche, schmerzlich deutlich geworden bis in 
diese H aushaltssperre, die ja auch unseren Bereich betrifft 
mit etwa 24 Millionen. Also eine denkba r ungünsti ge Phase 
für ein Plädoyer nach höherem Engagement auch des 
Bundes, für den ich hier spreche. Dennoch bin ich der 
M einung, daß der Bund ein Programm entwickeln muß, ein 
Programm nicht nur für ein Jahr, sondern eben ein Pro­
gramm für fünfzehn Jahre, mit dem wir diesen Bereich er­
fassen, das a uch eine gewisse Perspektive erö ffn et, eine 
gewisse Planung möglich macht. Wir werden sicher neue 
Prio ritä ten setzen müssen. Das haben wir zum Teil schon 
getan. Es wird in der letzten Z eit zum Beispiel diskutiert, 
ob man bei den doch recht erheblichen Aufwendungen für 
den Warndienst angesichts neuer Kommunikati onstechni­
ken und einer Finanzierungsenge dafür ni cht neue Konzepte 
entwickeln sollte. Ich kann darauf heute keine Antwo rt 
geben, aber es wird notwendig sein, Prio ritäten zu setzen. 
Der Bundessicherh eitsrat, das O rgan der Bundes regierung, 
das sich mit diesen Fragen zu befassen hat, wird sich stär-

ker als bisher mit di ese m Thema befassen müssen. Eine 
Sitzung ist in der nächsten Woche, und da werd en wir 
einen Z ustandsbericht - einen Lagebericht - geben. Ich bin 
der Meinung, daß ni cht nu r Steuervorteil e - eine sehr frei­
heitskonforme Form der staa tli chen Fö rderung -, sondern 
auch direkte Z uschüsse gegeben we rden müssen, aber bei 
den Prio ri tä ten müssen wir uns überl egen, wo wir sie zu 
legen haben. Es gibt ja, was den Schu tzra umbau angeht, 
viele Leute in diesem Lande, die einfach res igni erend di e 
Achseln zucken und sagen : Was soll das, bei rea listi scher 
Einschä tzung dauert es sechzig, siebzig Jahre. Jedenfall s 
eine Z eitspann e, die für Po litiker ni cht mehr fa ßba r ist. Der 
Po litiker rechn et in Legislaturperi oden. Da is t das über­
haupt ni cht mehr faßba r. Hier geht es bi s ins nächste Jahr­
tausend, und eine solche Vorsorge ist dem Menschen nur 
sehr schwe r a bzu ringen. 

Dies a lso ist die Einsicht, di e ich habe. Ich möchte dafür 
plädi eren, daß der Z ivilschutz a ls Bürgerpfli cht verstanden 
wird , wie Sie es auch gesagt haben. Der Bürger versichert 
sich gegen die ve rschiedensten Gefahren, und es wird jetzt 
da rauf anko mmen, das fo rtzusetzen, was wir heute ma­
chen: eine Aufklä rung, di e ni cht Panik ist, di e ni cht Kri egs­
gefahr suggeri ert, sondern nü chtern unter freien Bürgern 
Gefahren abwenden hilft, daß wir dies in diesem Lande 
langsam vo rantragen, vo rantreiben. Ich werde dazu gerne 
meinen Beitrag leisten. 

Philipp: Ich da rf gleich als erstes eine provoka tive Frage 
im Zusammenh ang mit unserem letzten Gast im Council , 
nämli ch Gra f Baudissin, stell en. Er ist einer jener, der di e 
These vertritt, daß der Bevölkerun gsschutz eine Kri egswir­
kung hervo rrufe, also eine Art Signal für den Gegner sein 
kann. Die Frage ist, inwieweit paßt ein solches Konzept, 
wie Sie es vorgetragen haben, in das jetzige bes tehende 
Abschreckungsgebäude, oder müßte danach ni cht di e 
Abschreckung auch geändert werden ? 

von Weizsäcker: Ich habe, wi e Sie wahrgenommen ha­
ben, ni cht mit dem militä rischen Nutzen des Zivil schutzes 
a rgumenti ert, sondern nur mit dem humanitä ren, der 
humanitä ren Pfli cht. Ich habe mir das Problem des militäri­
schen Nutzens oder Schadens überl egt und habe abweh­
rende Bemerkungen gemacht gegenüber der M einung, Zi ­
vilschutz sei schädlich, er mache den Krieg wahrscheinli ­
cher. G raf Baudissin , mit dem ich freundschaftli ch verbun ­
den bin und mi ch freundscha ftli ch über di ese Frage seit 
zwa nzig Jahren un einig weiß, vertritt eine M einung, di e in 
den verga ngenen zwanzig Jahren di e herrschende M einung 
in der westli chen Welt gewesen ist. Sicher ni cht in der 
Sowjetuni on und interessanterweise auch ni cht in Ländern, 
denen kein Mensch unterstellen kann , sie würden einen 
Kri eg anfangen wo ll en wie di e Neutra len: Schweden und 
di e Schweiz. Aber eine M einung, di e vi ell eicht di e herr­
schende gewesen ist - und ich möchte diese M einung zu­
nächst versuchen stark zu machen -, um dann sagen zu 
können, was ich dagegen hätte. Die M einung ist : Wenn wir 
vo m Kri eg abgeschreckt werden wollen, wenn wir wollen, 
daß jede Seite abgeschreckt wird vom Kri eg, dann muß jede 
Seite wissen, daß sie selbst den Kri eg nicht bes tehen, ni cht 
überl eben könnte. Das ist di e Drohun g mit einer abschrek­
kenden Handlung, di e man selbst ni cht überl eben würde, 
jedenfa lls deren Gegenschl ag man nicht überl eben würde. 



Das ist aber genau das, wovon ich vorhin gesagt habe, daß 
es uns sehr wohl eine Gnadenfrist geben mag von zwanzig 
Jahren, hat es uns vielleicht gegeben, vielleicht gibt es uns 
noch eine längere Gnadenfrist. Meines Erachtens ist das 
aber ni cht die endgülti ge Lösung des Problems der Kri egs­
verhütung. Wenn man di e Abschreckungsdiskussionen der 
vergangenen - sagen wir mal - zehn Jahre im einzelnen 
verfolgt, so sieht man, daß die Auffassung immer stä rker 
geworden ist, daß eine solche Abschreckung von zweifel­
hafter G laubwürdigkeit ist, welche derjenige, der sie an­
droht, ni cht auszuführen wagen würde, weil er di e Folgen 
selbst nicht überleben würde. Unter diesem Aspekt ha t man 
in der Tat eine ganze Reihe von Entwürfen gemacht, um 
mit solchen Drohungen abzuschrecken, die, wenn sie ausge­
führt werden, von dem, der sie ausführt, überlebt werden. 
Ich finde das im Grunde di e Rückkehr zu der no rm alen 
militärischen Argumentation. Obwohl ich auf der anderen 
Seite weiß, daß eine Reihe dieser Waffen für einen begrenz­
ten und deshalb erträglichen Einsa tz, wenn sie einmal da 
sind , di e Wahrscheinlichkeit, daß man sie einsetzen wird, 
erhöhen. Ich bin deshalb in diesen Waffendiskussionen in 
einer Reihe von Fällen entschieden gegen die Einführung 
solcher Waffen, sofern man nur erreichen kann, daß keine 
von beiden Seiten sie einführt. Denn wenn nur die Gegen­
seite sie einführt, so ist für uns damit wenig gewonnen. Ich 
schließe aber den Zivilschutz, den wir machen können, von 
dieser Kritik aus, weil wir gerade mit dem Grundschutz 
einen Schutz machen, daß wenn ringsum Radioaktivitä t ist, 
die hinreichend schwach ist, um in vierzehn Tagen oder 
vielleicht soga r schon in zwe i Tagen so abzuklingen, daß 
man anschließend wieder hinausgehen kann, dann überlebt 
man es. Wenn aber das ganze Land radika l radi oakti v ver­

,seucht ist, überlebt man das ni.cht. Ferner: Gegen große 
. Explosionen schützt das 'alle~ ga r 1)lcht .. ' .. 

Die Druckbunker schlage ich ni cht vor. Wenn man einen 
so bescheidenen Schutz macht, dann kann es sein , daß der 
a llerdings die Anzahl der Überlebenden eines Kriegs, der 
mit begrenzten Mitteln geführt wird, verdoppelt, daß er 
aber gleichzeitig trotzdem di e Folgen des Kri egs noch 
immer so schrecklich sein läßt, daß kein Mensch auf di e 
Idee kommen kann, man riskiere das eben so. 

Löse,.: Im zweihundertsten Geburtstagsjahr von Clause­
witz wird so gerne der Satz zitiert, daß die politische Ab­
sicht der Zweck sei, der Krieg das Mittel, und daß das 
Mittel ni cht ohne den Zweck gedacht werd en könn e, und 
daß dieser Satz im Atomzeitalter stimme. Frage an beide 
Herren: H alten Sie diesen Satz für richtig? 

Und eine Zusatzfrage: Meine Behauptung ist, daß die 
Mittel nicht mehr dem Zweck entsprechen. Zweck heißt 
Frieden erhalten und Zweck heißt Territorium schützen, 
und Zweck heißt Bevölkerungssubstanz schützen. Sie haben 
selbst einmal gesagt, alle Strategie ist sinnlos, di e das zer­
stört, was sie schützen soll , nämlich die Bevölkerung. Wenn 
wir also den Zweck mit den Mitteln lenken würden, dann 
werden wir zu einer anderen Strategie kommen, und das ist 
meine Frage an H errn Minister Baum. Die zweite Frage, 
nämlich nach einem Verbund einer Gesamtstrategie, di e 
sich nicht erdreistet, die Bevölkerung a ls Geiseln zynisch 
einzusetzen, und die auf der anderen Seite di e Militä rs 
zwingt - ich bin selber einer -, ihre Strategie so einzuri ch-

ten, daß ni cht nur die militärische Abschreckung, sondern 
zugleich auch der Schutz der Bevölkerung das oberste Ziel 
di eser Strategie ist. [m Augenblick ist es aber ni cht so. W ir 
unterli egen der Strategie eines Bündnisses ei ner Weltmacht, 
und die Frage des Bevölkerungsschutzes wird nie so sta rk 
angesprochen wie das des Territoriums. Das ist ein Wider­
sp ruch, dem besonders Sozial-Liberale sich entgegenstell en 
sollten. Meine Frage an Herrn Minister Baum: Wie stellen 
Sie sich dazu ? 

Baum: Für mich , ich bin kein Militärstratege, ist es etwas 
deprimi erend , daß diese Komponente oder daß soga r das 
Konzept Gesamtverteidigung immer so im Schatten gestan­
den hat. Die Priorität der militärischen Verteidigung läßt 
sich ohne Mühe an der Entwicklung ablesen, schon an den 
H aushaltsa usgaben. Das ist ja im Grunde unumstritten. Da 
wird auch Innovati on betrieben. Ich brauch' Ihnen ni cht zu 
sagen, wie das heute aussieht, wie das heute modernisiert 
ist. Und dann gucken Sie sich mal unsere Einri chtungen an, 
was ich sehr oft tue. Da ist vieles noch aus den fünfziger 
Jahren. Das würde sicherli ch auf der militärischen Seite 
ni cht annähernd ertragen werden, was uns zugemutet wird. 
Wir muten vielen Menschen etwas zu: Wir muten den 
H elfern zu, mit unzureichender Ausstattung eine Aufgabe 
zu erfüll en, die wir ihnen als sehr wichtig darstellen. Die 
Mittel sind absolut unzureichend, und es ist eine Zumu­
tung, jemanden mit unzureichenden Mitteln - gerade junge 
Menschen - zu motivieren. Dies hö ren wir überall, und im 
G runde kann man in der Diskussion nur dadurch bestehen, 
daß man den Kritikern recht gibt. Aber man kann ihnen 
nur begrenzt helfen. Ich vermisse, viell eicht tu e ich jetzt 
jemand unrecht, auf der militä ri schen Sei te das Verständnis 
für di ese Komponente, die wir hi er da rstell en. Ein fürsor­
gendes Plädoyer für di e Zivilverteidigung mal von der mili­
tä rischen Seite ist sel ten. Ich habe Verständnis dafür, daß 
man den eigenen H aushalt nicht gefährden und die eigenen 
Interessen ni cht aufs Spiel setzen will, aber man setzt sie ja 
nun doch aufs Spiel, wenn man die zivil e Komponente 
ni cht einbezi eht. Man braucht dafür nicht nur di e Entwick­
lung des H aushalts zu nehmen, sondern die Wertsch ätzu ng 
- auch di e politi sche Wertschätzung - zu vergleichen. 
Dabei wird man ohne weiteres zu dem Ergebnis kommen, 
daß di e Zivilverteidigung abgehängt worden ist, daß sie mit 
großer Atemnot irgendwo hinten geblieben ist und langsam 
etwas na ch vo rn e gezogen wird . Aber im G runde kommen 
wir nur weiter, wenn auch die militä ri sche Seite uns ernst 
nimmt und für diese Komponente der Gesa mtverteidigung 
plädi ert. 

von Weizsäcker: H err General Löser hat auf einen Punkt 
hingewiesen, jedenfall s andeutend , der die innere Struktur 
unse res eigenen Verteidigungs konzepts betrifft . Er ist einer 
der Vertreter und Erfinder vom Gedanken einer altern ati ­
ven Verteidigung, welche di e Gefahr der Selbstzerstörung 
minimi ert. Ich habe dieses in meiner Darstellung ni cht 
genannt, diesen Punkt, ich habe ihn auch in meinem Auf­
sa tz in der »ZEIT« nur einmal gestreift, abe r ich möchte 
nun doch, da er angesprochen ist, sagen, daß für mich 
persönli ch in der Tat die Sympathie für derartige Verteidi­
gungskonzepte innig zusammenhängt mit meinem jahr­
zehntea lten Wunsch nach Zivilschutz. Es ist beides dassel-



be; man wünscht, wenn schon die Vorbereitung auf den 
Krieg als Verteidigungsvorberei tung notwendig ist, daß 
di ese Vo rbereitung so ist, daß sie das zu Schützende ni cht 
zerstö rt, wenn sie eingesetzt wird. Das ist in unserem 
Sta rn be rger Institut insbesondere entwickelt wo rden schon 
seit langer Zeit von meinem Freund H orst Afh eldt, und 
H err Löser hat ebenfall s von sich aus an di esen Dingen 
gea rbeitet, und wir haben auch zusammengea rbeitet . Es 
wird da rüber ein Bericht, soweit ich sehe, in ni cht a ll zu 
ferner Zeit vorgelegt werden, der das sehr viel mehr im 
Detail ausa rbeitet. Ich glaube, es ist heute abend ni cht der 
Augenbli ck, um dieses Verteidigungskonzept zu di skuti e­
ren, aber ich nehme sehr gerne den H inweis darauf an, um 
zu sagen: Wenn man schon von der Beziehung der Z ivilver­
te idigung zu r Verteid igung überhaupt redet , da nn muß man 
sehen, daß eine Verteidigung, eine Verteidigungsbereit­
schaft um so absch reckender wirken wird , je mehr sie den 
wirkl ichen Schutz derer, di e sie schützen soll , mi te rwägt. 
Das ist d ie Umkehrun g der Ansicht von der Geisel nahme 
der ganzen Bevölkerung und, wie ich sagte, eine nicht unge­
fä hrli che, aber wi e mir scheint - unvermeidli che Ansicht. 

Raabe: Umfragen in den letzten Jahren haben immer 
wieder gezeigt, daß man der Bundeswehr einen hohen Ver­
teidigungswert und Abschreckungswert beimi ßt und sie für 
nü tzli ch und notwendi g hält. Das gleiche gil t für die 

ATO. Die Befragungs~rgebni sse haben einen pos iti ven 
Trend. Und dann erlebt man vor weni gen Wochen, daß das 
Sozialwissenschaftli che Institut der Bundeswehr in Mün­
chen eine viel aktu ell ere Befragung verö ffentli cht, die zum 

Ergeb ni s hat, daß d ie Bevölkerun g zu zwei Drittel bis drei 
Vi ertel nicht mehr an einer Verteid igung interessiert ist , 
wenn die Abschreckung versagt. Diese Haltung is t vo r dem 
H intergrun d einer ni cht existi erenden Z ivil verteidigung 
vers tändlich, die letztlich da rin besteht, daß man aufgefo r­
dert wird, in einem Atomangriff eine Aktentasche über den 
Kopf zu halten. Und wie es in geschlossenen Räum en sein 
soll , wenn eigentli ch ni chts funktioni ert außer den für 
meine Begriffe antiqui erten Sirenen. Wie H err Minister 
Baum sel bst da rauf hin wies, haben wir heute bessere 
Kommunika ti onsmittel. Jeder hat mindestens ein Radio, 
meistens mehrere, Fernseher ohn ehin. Da kommen außer 
Wa rnungen auch Informa ti onen. Worauf ich hinaus will , 
is t fo lgendes: Man kann natürlich dann ni cht mehr erwar­
ten, daß überh aupt ein Verreidigu ngswille in der Bevölke­
run g vo rhanden ist , wenn der Schutz die Zivilbevö lkerung 
völli g ausspa rt. Das mindeste mü ßte eigentli ch sein , daß 
man in di eser Hinsicht mehr aufkl ä ren würde, info rmieren. 
Ich da rf das Modell Schweiz erwähn en, wo jeder H ausha lt 
von Staats wegen eine um fa ngreiche Info rm ati onsschrift 
bekommt, wo der Staa t den einzelnen Bürger präzi se in­
fo rmiert, was er in welcher Situation tun kann , was er tun 
mu ß, was er ni cht tun ka nn oder lassen soll. Hi er geht es 
meines Erachtens um die primiti vsten Anfänge, die ni cht 
viel Geld kosten, die aber Bewußtsein verändern , Bewußt­
sein schaffen. 

von Weizsäcker: Darf ich nur eine Bemerkung machen : 
Wenn ich mir d iese Lage ansehe, bin ich bereit, di e staa t­
li chen Stell en relativ sta rk zu entl asten von einem etwa so 
gemeinten Vorwurf, als hätte man zu weni g getan. Ich bin 
zwa r der M einung, man ha t zu weni g getan, sonst würde 
ich so nicht reden, aber ich glaube, daß zum Beispiel solche 
In fo rm a tionsschriften der großen . Gefahr unterli egen, daß 
sie, wenn sie verbreitet werden, von sehr vielen Leuten 
überhaupt ni cht gelesen we rden, sondern alsbald entweder 
im Papierko rb landen oder in einen Winkel wa ndern , wo 
sie verstauben. Deshalb mein gewisses Insisti eren da rauf: 
Das wichti gs te ist, d aß ein Bewußtsein für di e Wichti gkeit 
der Sache im ganzen Volk oder jedenfalls in einer nenn ens­
werten Mino rität des Volks vo rh anden ist. Wenn einmal 
dreißig Prozent der Menschen di ese Sache ernst nehmen 
würden, habe ich keine Sorge, daß die übrigen siebzig Pro­
zent ni cht fo lgen würden. Dreißig Prozent ist schon s·ehr 
viel. Wi chti g scheint mir, daß überh aupt verstanden wird , 
daß es sich hi er um eine Sache handelt , die der einzelne im 
Interesse seiner selbst oder seiner Kinder, oder für wen 
immer er eine Fürso rgepflicht hat, tun kann. Und das 
Können ist wahrscheinli ch das, was man am schwersten 
beweisen kann . Darüber würde ich auch gerne noch kriti ­
sche Anfragen kriegen: O b man es denn überh aupt kann . 

Redner unbekannt: Ich glaube, wir haben jetzt eine 
M enge Theo ri e diskuti ert, ich möchte mal versuchen, mit 
einer Frage auf die prakti sche Mögli chkeit überzuleiten, die 
zivil e Verteidigung zu verbessern . Aus meiner Sicht gibt es 
ein Gesetz aus dem Jahre 63, das gewisse Z uständi gkeiten 
den Kreisen, den Oberkreisdirekto ren zuschreibt, und wenn 
man in der Praxis, in der Kommu nalpo litik nachhö rr, dann 
stellt man fest, daß di ese in dem Gesetz geregelte Situati on 
einfach ni cht akzepti ert wird . Und ich meine daher und 
möchte fragen, ob es ni cht ri chtig wä re, abzugehen von der 
Überl egun g, die der H err Mini ster geä ußert hat, Z ivilschutz 



ist eine Bürgerpflicht. Sicher ist es eine Bürgerpflicht, und 
di e Verteidigung wäre auch eine Bürgerpfli cht, aber im 
G runde muß der Staa t wahrscheinli ch auch hier di e Initia l­
zündung geben, und ich meine, er kö nnte sie geben, wenn 
er gesetzli ch etwg.s mehr Spielraum und Möglichkeiten und 
vielleicht auch Z wang schaffen würde, daß eben gerade 
beim Bau von Untergrundbahnen, Rathäusern, M ehr­
zweckhall en, Bürgerh äusern und so weiter auch bereits im 
öffentli chen Interesse ein gewisser erster Schritt getan 
würde, um für die zivile Verteidigung Schutzraum zu schaf­
fen. Ich könnte mir vorstell en, daß dieses Beispiel dann 
auch den Bürger meh r anhalten würde, bei der entspre­
chenden Aufklärung mitzuziehen, daß dann, wenn auch die 
Kommunalpa rl amente noch etwas mehr Zuständigkeit für 
Ausschüsse für die zivil e Verteidigung übertragen bekämen, 
eine Lösung zustande käme, die letzten Endes auch prak­
tisch ein Stück im positiven Sinne die zi vile Verteidigung 
weiterbringen würd e. Viell eicht gehen Sie auch kurz auf 
di ese praktische Forderung ein. Ich meine es wäre ein sehr 
wichtiger Weg. 

Baum: Das ist die Frage nach gesetzlichen Aufl agen, 
nach der Schutzbaupflicht, di e wir ja mal diskuti ert haben, 
es gab schon eine sehr konkretisierte Vorstellung. Damals 
wäre es noch ni cht so spät gewesen wie heute angesichts 
der seither fertiggestellten Neubauten. Heute müßte man 
über eine Nachrüstungspflicht di skutieren, man könnte den 
Bürger erfassen oder auch die öffentlichen Körperschaften. 
Die werden in der jetzigen Situation sich natürlich mit 
Händen und Füßen wehren. Ich halte das im M oment für 
wenig rea listisch, ein solcher Vorschlag würde nicht akzep­
tiert werden. Und was die Bürger angeht - wir haben das 
di skuti ert, es wird immer weiter diskutiert -: in welchen 
Fristen soll was geschehen, wer kontrolliert das, wer kann 
das überh aupt herstellen , er wird auf den Baumarkt verwi e­
sen, und ganz abgesehen von den Kosten ist da nn auch 
immer die Frage der Kapazitä t derjenigen, die das bauen. 

Hier wird eine Fülle von Gegenargumenten gebracht. Ich 
möchte mich im gegenwärtigen Z eitpunkt ni cht auf eine 
Fix ierun g gesetzlicher Pflichten einlassen, sondern ich 
möchte eher den Weg gehen, den Professor von Weizsäcker 
a ls Plädoyer heute vor uns gestellt hat. Ich weiß nicht, wie 
Sie da rüber denken, Herr von Weizsäcker, vielleicht wird 
man es eines Tages machen müssen, aber im Mo ment wäre 
es unrea listi sch, es anzukündigen . . 

von Weizsäcker: Ich meine, es ist so: Ich möchte gern e 
das, was ich kann und gut vertreten kann , unterscheiden 
von dem, was nicht im engeren Sinne meine Zuständigkeit 
ist . Was man gesetzli ch tun kann und soll , traue ich mir 
ni cht zu beurteilen. Ich würde eine gesetzli che Verpfli ch­
tung in der Tat für wünschenswert halten. Ich weiß ni cht 
genau, was di e Reihenfolge der Schritte sein kann , aber 
wenn man niemals zu einer solchen käme, würde ich das 
unzureichend find en, ganz entschi eden. Ich sehe mell1e 
Aufgabe zunächst darin , mich hierzu zu äußern . 

Redner unbekannt: Noch einmal zu Ihrer These, der 
Zuschuß vom Bund könnte Null sein, wenn das Bewu ßtsein 
da wäre, eine These, di e ich nicht nur auf Grund der 
schlechten Kassenl age im Augenbli ck, sondern überhaupt 
von der Intention her sehr unterstütze. Daran gehängt bitte 
zwei Fragen: Wenn Minister Baum sagt, er wünschte sich 

mehr, so etwa wö rtlich, fü rso rgendes Plädoyer, diesen 
Gedanken stä rker ins Bewußtsein zu bringen, von der mili­
tä rischen Seite, dann mu ß ich empfinden, daß Sie hier 
Fü rso rge einfordern von einem Bereich, der ja doch in den 
letzten Jahren zunehmend selbst um diese nöti ge Anerken­
nung für den eigenen Bereich kämpfen muß und man hier 
vielleicht eines der schwächsten G li eder zur Assistenz in 
di esem Bereich anru ft und ob man hier ni cht gerade aus 
dem Bereich ganz andere Resso rts, was die Ko mpetenz 
angeht, die nun mal festgeschrieben ist, in di e Pfli cht neh­
men sollte. Professor von Weizsäcker, daran anknüpfend 
di e Bitte, die Frage an Sie: Wie stell en Sie sich in der Praxis 
vor, di esen Gedanken unter die Famil ien, unter a ll e einzel­
nen zu chützenden M enschen, unter die Bevölkerung zu 
bringen, wenn nicht der Staa t, vertreten du rch die Politiker, 
di e Parl amente, die zuständigen Minister, ganz scharf in die 
Pfli cht fü r ~ese Sache genommen wird. 

von Weizsäcker: Gut, a lso hi erauf antworte ich gerne, 
obwohl ich ni cht weiß, ob ich geschei't antwo rten kann . Ich 
würde so sagen: Ich habe die Behörden in Schutz genom­
men. Das heißt, ich wa r der Meinung, daß ein rein behö rd­
li ches Verfahren, etwa solche Schriften zu verteilen, sehr 
schnell an Grenzen der Akzeptanz stößt. Ich habe di e Ge­
schi chte mit der Aktentasche, di e so lächerli ch gemacht 
worden ist, an sich ga r ni cht unvernünftig gefunden. Sollte 
es einem M enschen zustoßen, daß er im Augenbli ck einer 
ato maren Kri egshandlung sich im Freien befindet, und er 
hat eine Aktentasche, soll er sie gefälligst auf den Kopf tun. 
Das ist ganz vernünfti g. Nur, wenn man so tut, a ls sei das 
das einzige, was man tut, und der einzige Ratschl ag, den 
man gibt, dann hat man natürlich töri cht gehandelt. Und 
di e Lächerlichkeit des Vorschl ags ist weitgehend eine Folge 
davon, daß diejenigen, denen der Vorschl ag gemacht wird , 
von vo rnh erein die ganze Denkweise ni cht ernst nehmen. 
M an kann ihnen dann vo rschlagen, was man will , sie 
werd en es ni cht auffassen. Deshalb entl aste ich gerne Be­
hö rden, die als Behörden ni chts anderes tun können, a ls 
entweder derartiges M ateri a l anzubieten oder etwa auf 
Grund eines erl assenen Gesetzes irgend etwas auch 
zwangsweise durchführen, das dann auf Widerstand stößt. 
Nicht entl as ten kann ich di e Politiker. Denn di e Politiker 
haben die Pflicht, sich diese Sache zu überl egen, und wenn 
sie etwa zu dem Schluß kämen, den ich hier ziehe, das auch 
zu vertreten. Ich weiß, daß das immer schwierig ist; es gibt 
so eine schöne Geschichte, di e ist nur etwas utri ert, aber ich 
erzähl ' sie mal schnell. Während der Commune-Wirren in 
Pari s plünderte irgend eine G ruppe irgendein Ladenge­
schäft, und die hatte einen Führer, und ein Passant hi elt den 
Führer an und sagte: »Hö ren Sie, das können Sie doch 
ni cht machen, das geht doch ni cht.« Er geriet da mit in eine 
kl eine Disku ssion. Doch plö tzli ch riß sich der Führer los 
und sagte: »Ich bin deren Führer, ich muß ihnen folgen.« 
Und so lief er hinter seinen Leuten her. Diese Art von Poli­
tik ist natürlich unzureichend , und keine Demokra tie kann 
funkti onieren, wenn man nur so Politik macht, sondern es 
is t schon notwendig, daß die Politiker im Unterschied zu 
den Behö rden sich engagieren. Auch wenn es politisch mi ß­
liebig sein mag. Gleichwohl liegt mir dann auch wiederum 
fern, zu verkennen, wie schwieri g das in der Poli t ik ist , 
dazu will ich dann , soweit ich als jemand, der keine Wahl 
gewinnen will , einen Beitrag leisten kann , di esen gerne lei­
sten, indem ich meine Meinung sage. Aber ich würde doch 
mei nen, es ist Pfli cht der Politik, und erst wenn die Politik 



diese Pflicht getan hat, kann die Behörde mit ihren behörd­
li chen Maßnahmen wirklich durchgreifen. 

Baum: Ich will noch einmal auf die M ilitärs zurück­
kommen. Ich will hier niemanden ankl agen, auch di e Ver­
teidigungspolitiker nicht. Es gibt ja auch welche, di e deut­
li ch sehen, daß bei des zusammen gehört, daß man eine 
Gesamtverreid igung nicht nur konzipieren, sondern auch 
durchführen muß. Ich kann aber meine Forderung hi er 
nicht aufgeben, daß ich etwas mehr Unterstützung erwarte; 
denn die all gemeine Meinung ist ja di e, daß es mit der mili­
tärischen Verteidigung reicht, daß sie vö llig ausreicht. Und 
es gibt niemand en Kompetenteren, der das bestreiten könn­
te, als die Militärs selbst. Wenn sie das ni cht sagen, wenn 
sie der Bevölkerung den Eindruck vermitteln , es sei a lles in 
Ordnung, so wie es jetzt ist, dann kann ich schwer aus 
dieser Position der soundso viel Pfennig pro Kopf dagegen 
etwas tun . Ich will Ihnen ein Beispiel geben: Wir haben eine 
Debatte in den ersten Monaten dieses Jahres geführt, wir 
führen sie noch: Krise Afghan istan, Doppelkrise Iran, 
erhöhtes Krisenbewußsein, 1914 wurde in Erinnerung geru­
fen, di e militärischen Anstrengu ngen wurden überprüft; das 
Bundeskabinett hat ohne irgend welche Schwierigkeiten mit 
allgemeiner Zustimmung Entscheidungen getroffen zur 
Erhöhung des laufenden Budgets des Verteidigungsmini­
sters. All e Versuche, mit der gleichen Motivation etwas 
mehr für die Zivil verteidigu ng zu tun, sind nicht erfolgreich 
gewesen. Im Gegentei l, durch die H aushaltssperre, di e wir 
jetzt haben, wird die Zivilverteidigung noch weiter herun­
tergedrückt. Es hat nicht ein ei nziges Wort gegeben von 
kompetenter Seite der Verteidigungspolitiker in dieser Si­
tuation, nicht ein einziges Wort auch an die Adresse der 
Z ivil verteidigung, um sie in dieser Situati on sozusagen 
mitzunehmen. Es ist Munition gekauft worden, es sind 
andere Aufwendungen getätigt worden, di e ich alle für 
vernünftig halte. In unserem Bereich dagegen ist nichts 
geta n worden. Die Schere hat sich weiter geöffnet. Das ist 
die Lage, sie ist deprimierend. 

Hammer - Viernheim: H err Minister, Sie sprachen vor­
hin das goldene Wort von der Bürgerpflicht. Vorher sagten 
Sie aber, der Bü rger denkt nicht an Selbstschutz. Wäre es 
da ni cht richtig, daß der »große Bruder« des Bürgers, die 
Regierung, für den Bürger denkt und ihm die Pflicht zum 
Selbstschutz aufe rlegt? Es braucht ja ni chts zu kosten. 
Wenn diese Pflicht als Kompromiß zuerst für Neubauten, 
und zwa r für private und staatli che Neub auten, auferlegt 
wird, dann können, wie wir schon mehrfach dargelegt 
haben, die Schutzräume in den Neubauten soviel größer 
gemacht werden, daß sie nicht nur für die Benutzer des 
Neubaus da si nd , sondern daß der Bauherr des Neubaus 
diese Plätze verkaufen kann. N ur muß dem Bürger di e 
Pflicht auferlegt werden, sich selbst um Schutzplätze zu 
kümmern - meinetwegen innerhalb zehn Jahren. Würden 
Sie, H err Professo r von Weizsäcker, die Pfli cht für jeden 
Bürger, sich selbst einen Schutzp latz zu beschaffen, befür­
worten, die gesetzli che Pflicht? 

von Weizsäcker: Ich wü rde sagen, ich habe im G runde 
meine Antwort schon gegeben. Ich kann sie aber, auf diese 
Frage zugespitzt, noch einmal geben. In dem Augenbli ck, in 
dem durch einen demokratischen Entscheidungsprozeß eine 
solche Entscheidung fällt, ha lte ich sie für richtig. Denn ich 
halte die inhaltliche Wirkung dieser Entscheidung für sinn-

voll. Der Versuch , diese Entscheidung ohne eine erreichte 
Zustimmung wenigstens eines relevanten Teiles der Bevöl­
kerung lediglich quasi auf dem Verordnungswege zu tref­
fen, ist nicht das, was ich für das Idea l ha lten kann. Ich 
kann mir vorstell en, daß eine Lage kommt, in der man 
solche Verordnungen treffen muß, aber ich würde wesent­
li ch vorziehen, daß der Prozeß demokratischer ve rli efe. Ich 
wäre gern e bereit, in detaillierten Gesprächen über Gesetz­
geb ung und über zu erl assende Verordnungen auch detail­
li erter dazu Stellung zu nehmen; dazu allerdings würde ich 
erst das Urtei l von Fachleuten hören. 

Redner unbekannt: Sie haben vorhin die humanitä re 
Komponente des Z ivilschutzes unterstr ichen. Funktiona l ist 
der Z ivilschutz trotz einer starken Betonung der humanitä­
ren Komponente, aus welchen Gründen dies auch immer 
erfolgt, doch auch sicherheitspolitisch zu sehen. Die Dis­
kussion ist in Deutschland schon mal anders gelaufen, sie 
läuft auch in anderen Tei len der Welt anders, weltweit. 
Vielleicht kann man aus den Schwierigkeiten herauskom­
men, wenn man neben einer Überbetonung der humanitä­
ren Komponente auch die sicherheitspolitischen Aspekte 
wieder durch ei ne Fortsetzung der Strategiediskuss ion für 
die strategische Bedeutung des Zivilschutzes weiterführt 
und sie ni cht abwirft. Zweiter Aspekt: Die zivil e Verteidi­
gung, insbesondere der Zivilschutz, steht - wie andere 
öffentli che Aufgaben - im Schattenfeld der Gesellschaftspo­
litik . Je nach wirtschaftspolitischer Betrachtungsweise 
werden die wenigen fachlichen Alternativen, di e bei unserer 
wehrgeographischen Lage gegeben sind, unterschiedli ch. 
Vielleicht sollten die Parteien den gesellschafts politi schen 
Aspekt in ihren Gremien weiter ausa rbei ten, um so zu ver­
suchen, ein Minimalkonzept zu bekommen. Die Frage, ob 
Geld vorhanden ist oder ni cht, spielt eine zweite Rolle. Das 
Geld ist vorhanden , wenn man gesellschaftspoliti sche 
Schwerpunkte setzt. Das, was erforderlich ist. Es darf nur 
nicht geschehen, daß nach dem vorhandenen Geld eine 
Rechnung erstellt wird, bei der das Verteidi gungsrisiko 
nicht mehr kalkulierbar ist. 

von Weizsäcker: Wenn ich versuche, Stellung zu nehmen, 
muß ich noch einmal erl äutern, warum ich die humanitä re 
Komponente so in den Vordergrund gestellt habe. Ich habe 
mich in den vergangenen zwanzig Jahren sehr viel mit Pro­
blemen der Verteidigung, der Abschreckung und derglei­
chen beschäftigt, und mir ist der ganze Fragenkreis, der da 
diskutiert wird, sehr vertraut. Ich habe jetzt di e humanitäre 
Seite in den Vordergrund gestellt, weil ich in der Tat der 
Meinung bin, daß die humanitären Argumente ihre Kraft 
unabhängig von den Verteidigunsargumenten haben. Das 
heißt nicht, daß die Verteidigungsargumente ni cht da 
wären. Und ich wollte gern diese Sache, die mir sehr am 
H erzen liegt, ni cht belasten dadurch, daß ich eine verteidi­
gungspoliti sche Diskussion dazu bringe, die ich unabhängig 
davon außerordentlich gern führe und mit der ich mich 
auch sehr viel abgegeben habe. Das nur zur Erläuterung, 
warum ich di e humanitäre Seite hervorgekehrt habe. Ich 
sehe darin nicht eine Überbetonung, sondern das Heraus­
heben eines logisch un abhängigen Punktes . Man kann der 
Meinung sein , daß die Zivilverteidigung di e militärische 
Verteidigung erleichtert und die Abschreckung sichert. Man 
kann auch der Meinung sein - wie Graf Baudissin es hier 
ausgesprochen hat -, daß sie die Abschreckung schwächt. 
Diese bei den Meinungen nehme ich ernst und bin bereit, sie 



auszudiskuti eren. Ich möchte a ber sagen: Mein Argument 
für Z ivil verteidigung, für Z ivilschu tz sage ich nun , bleibt 
un abhängig von dem Ergebni s di eser mili tä rpo li tischen 
Deba tte bestehen. Das möchte ich kl arm3chen. Da nn , gebe 
ich zu, ist es höchst notwend ig, daß man di e militä rpo li ­
tische Deba tte ebenfa ll s füh rt un d den gesa mten gesell ­
schaftspo liti schen Bereich mit einbezieht. Ich gla ube in der 
T at, daß in di esen Deba tten der Z ivil schutz oder d ie Z ivil­
verteidigung zu kurz geko mmen ist aus einem G run de, der 
letztli ch ni cht in der Sache liegt, sondern led igli ch da rin , 
daß man a m Beispi el der Z ivil verteidigung - oder sagen wir 
li eber: des Z ivil schutzes - eindeutig sieht, daß es ern st ist 
und daß gena u desha lb das intell ektu elle Spiel des D urch­
denkens dieser Dinge ab bri cht, ehe man an di esen Punkt 
ko mmt. Ich weiß ni cht, ob ich damit viell eicht ma nchen, 
di e sich damit a bgegeben haben, unrecht tue, aber mein 
Eindruck ist dieser. Ich glaube, der Widerstand gegen Z ivil ­
schutz hängt wesentli ch da mit zusa mm en, daß man be­
fürchtet, daß a uch di e Bevö lke rung merkt, daß es ernst ist. 
Genau d ieses aber mu ß sie merken, denn es ist ernst. 

Menke-Cliickert: Professor von We i7.s:ickc r, vor Jahren 
haben Sie über die Atomstrategie in Freiheit und Fri eden 
einige Aufsä tze geschri eben und Vo rträge geha lten , di e 
mi ch dama ls sehr beeindruckt haben, mi ch eigentli ch zu der 
Disziplin »Fri edensforschung« gebracht ha ben und um di e 
ich mi ch seit dieser Zeit auch sehr bemüht habe. Dabei wa r 
das Paradox, daß es bei jeder Art von Kri egsve rhütungs­
strategie die Frage gibt, a n welchem Punkt der stra tegischen 
Diskussio n geben Sie sich - »lieber ro t a ls to t « di e Kurzpa­
ro ie - einer Situa ti o n hin , di e a lso die Freiheit und unsere 
Lebensfo rm , fü r die wir stehen, a ufgibt. Dieser Punkt mu ß 
genan defini ert werd en, wo jeder Gegner weiß, hi er ka nn 
man ni cht mehr mit uns sprechen, und hi er lassen wir un s 
auch ni cht mehr erpressen. Deshalb Abschreckung und a uf 
der a nderen Seite ein Überm aß a n Verteidigun g, was dazu 
führt, daß ( . . . ) besonders durch eine immer weitere Auffä­
cherung der Waffensysteme mit a ll ihren Gefa h ren di e 
Kri egsschwelle immer ni ed riger wird , der Kri eg herbeige­
führt werden ka nn . In di ese r schwierigen stra tegischen 
Frage haben bi sher solche M odell e keinerl ei Chance gehabt 
bei uns, wi e sie General Löser und andere, Spanocchi , der 
österreichi sche Genera lsta bschef, entwi ckelten; Modell e, 
di e von einer fri edenspo litischen G rundüberl egung aus eine 
vö lli g defensive Verteidigungsko nzeptio n entwi ckeln , mit -
das ist das entscheidende - einer viel a bsch reckenderen 
Wirkung noch als jede Art von rein militä rischer Strategie, 
wi e wir sie seit dreihundert Jahren in di e völli g fa lsche 
Ri chtung führen. Und ich muß sagen, es ist außero rdentli ch 
wi chti g, a uch einmal denen Mut zu machen und ihnen die 
Chance zu geben, im Bundestag und in der Ö ffentli chkeit 
gehö rt zu werd en, die a ltern ative st ra tegische Disku ssio nen 
vorschl agen. Und es ist das Verdi enst von H errn Osang, 
da ß er eine solche Disku ssion eingeleitet ha t. Leider ist 
seme Zeitschrift »Sicherh eitspo litik heute« eingestellt 
wo rden und kri egt keine Z uschüsse mehr. Was ich sehr 
beda ure, trotz a ll er Vorstö ße, di e wir gemeinsa m unter­
no mm en haben. ( . . . ) Es ist wi chti g, die sicherheitspoliti ­
sche, die stra tegische Dimensio n di eses Problems, hervo r­
zuheben. Denn nichts ist überzeugender als Absch reckung 
als der Überlebenswill e der Bevö lkerung selbst, der in Z ivil ­
schutzmaßnahmen vi el deutli cher zum Ausdruck ko mmt a ls 
in noch so großen militä rischen M aßnahmen, zumal es 
inzwischen so ist, daß kein M ensch diese technischen W a f­
fensysteme beherrscht. Wir hätten kürzli ch fas t einen 
Ato mkri eg beko mmen, nur weil ein Computer in den USA 
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eine falsche M eldung in die Welt gesetzt ha t. Das zeigt 
doch die Unsinnigkeit der Weiterentwicklung dieser großen 
techn ischen Waffensysteme, die überhaupt ni cht mehr steu­
erba r, lenkbar sind. ( ... ) Die Frage ist, ob nicht eine Mög­
lichkei t besteht, von zwei Argumenten her die Debatte neu 
aufzunehmen. Das eine ist das humanitäre Argument, was 
für mich auch ein Verfassungsargument ist. In einem 
demo kratischen Staa t ist es die Pflicht des Staa tes, jedes 
Leben zu schützen. Das ist in vielen Urteil en des Verfas­
sungsge ri chts - § 218 - festgelegt, und diese Pfli cht des 
Staates besteht völlig unabhängig von jeder militä rstrategi­
schen Diskussion. Der andere Pfeiler ist, daß man e'rnsthaft 
ma l nachdenkt, was wirkli ch ein von ei ner Friedensstra tegie 
her konzipiertes Verteidigungskonzept ist; denn es kann 
nur bei der Möglichkeit des Atomkriegs der Ernstfall nur 
de r Frieden sein. Das müßte ein völlig anderes, auch strate­
gisches Konzept sein, wobei ich zugeben muß, daß das 
Überzeugungsarbeit auch im Bündnis verl angt und daß es 
ein langwieri ger Umdenkungsprozeß sein wird . Das ist 
meine Frage an Sie: Wie sehen sie die Chance für alterna­
tive strategische Konzepte in der heutigen gesamtstrategi­
schen Diskussion, wie sie etwa im London-Institut und auf 
unseren Kommandeurs-Tagungen geführt werden? Ich 
vermisse dort einen konsequenten Vo rstoß, wie er aus 
Österreich , wie er in der Schweiz, wie er in den skandinavi­
schen Ländern, wie er selbst in Canada in den Fachzeit­
schrifte n gemacht wird. Wie beurteilen Sie di e Chance für 
solche alternati ven Konzepte? 

von Weizsäcker: Ja, Herr M enke-Glückert, Sie stellen 
mir dieselbe Frage, die Herr Löser vorhin schon gestellt hat, 
und ich habe sie ein bißchen zurückgewiesen, ni cht so sehr, 
weil mir die Frage nicht sehr am Herzen läge - ich habe 
da mit sehr viel Zeit verbracht -, sondern, weil ich meinte, 
wir wollten zunächst das Zivilschutzproblem in seiner 
Beschränktheit d iskutieren. N un sind wi r eine halbe Stunde 
oder eine Stunde weiter, und ich gehe gerne noch einen 
Moment auf das ein, auf diese Frage, die mir wich tig ist. 

Ich gebe dazu meine eigene Wahrnehmung. Es handelt 
sich hier ni cht um Doktrinen, die ich selbst entwickelt hät­
te, sondern die ich nu r in dem Umkreis mir nahestehender 
Personen habe entstehen sehen. Die Wahrnehmung ist die­
se: Ich sagte vorhin schon, daß ich die Sicherung durch 
Geiselnahme ganzer Bevölkerungen für eine unzureichende 
Sicherung des Friedens auf lange Sicht halte. Ich kann mir 
ni cht vo rstellen, daß etwas so Vertracktes dauernd funkti o­
niert, und eines meiner rationalen Argumente ist sei t lan­
gem gewesen, daß die Waffenentwicklung immer weiter­
schreitet und daß der Versuch, irgendeine Waffe der Ab­
schreckung so zu stabilisieren, daß sie mit Sicherheit für 
immer und mit Ga rantie die Wirkung - zum Beispiel der 
Zweitschl agskapazität - hat, ein zweifelhafter Versuch ist. 
Das kann erstens so sein, daß durch technische Entwick­
lung die Zweitschlagskapazität überhaupt ve raltet - das ist 
bisher ni cht eingetreten, könnte aber eintreten -, das an­
dere ist: Es gibt so und so viele denkbare Kriegshandlun­
gen, di e so weit unter der Schwelle bleiben, in der man 
berei t sein wird, das Inferno loszulassen, daß man sie durch 
die D rohung mit dem Inferno auch rucht verhindert. Das ist 
wahrscheinlich die noch realere Gefahr. In diesem Zusam­
menhang bleibt dann nichts anderes übrig, als daß man 
versucht, auch von ihnen abzuschrecken, und diese Ab­
schreckung kann dann schon ihrer ganzen Struktur nach 

ni cht mehr d ieses Pa radox des Selbstmords oder Drohung 
mit Doppelmord enthalten, sonde rn mü ßte so sein, wie das 
traditionell e M ilitär immer gewesen ist: daß man sagt, wir 
können das, was wir androhen, ausführen, denn wir wenig­
stens wü rden es überleben. Und nun zeigt sich, daß bei den 
modern en, sehr großen Waffenwirkungen in großen 
Sprengkapazi täten, die vor all em durch di e Atomwaffen 
gegeben worden sind, sehr fragli ch ist - auch bei kl eineren 
A-Waffen -, ob man sie überl ebt. Ein mit Battl e-Field­
Weapons in unserem Lande konsequent ausgefochtener 
Ato mkri eg, ohne den Einsatz der großen strategischen 
Waffen, wä re für unser Land wa hrscheinli ch ebenso ver­
ni chtend. 

In fo lgedessen stellt sich die Frage: Kann man ni cht in der 
Tat eine Verteidigun g errichten, welche auf di e Drohung 
des Ei nsa tzes irgendwelcher Atomwaffen zu verzichten 
ve rm ag, ohne daß man dadurch den Gegner hindern kann , 
wenn er den Wunsch hat, sie zu verwenden ? Und dagegen 
wird dann die »Gegenschlagskapazität« weiterhin notwen­
di g sein . Und da ist ja jedermann bekannt, daß di e N ATO 
von sehr langer Z eit her in der ni cht seh r angenehmen Lage 
gewesen ist, daß sie einer konventionellen Überl egenheit 
des Warschauer Pakts nu r begegnen konnte mit ei ner 
Androhung eines atomaren Gegenschlags, gegebenenfa lls 
also eines sogenannten »Fi rst Use«, daß die NATO di eje­
nige Stell e ist, die zuerst di e Atomwaffen einsetzt, und nicht 
der Wa rschauer Pakt. Dies ist moralisch eine sehr unange­
nehme Situati on, di e man wohl auch nie besonders gern 
gehabt ha t, die man aber in Kauf geno mmen hat, weil man 
sich ni cht in der Lage sah, mit der konventionellen Rüstung 
des Wa rschauer Pakts zu konkurrieren. Daß man dazu 
ni cht in der Lage war, wa r zum Teil eine fin anzi elle Überl e­
gun g. Die fin anzielle Überl egung ist aber meines Erachtens 
nicht di e ei nzige, die man anstell en mu ß, denn es ist ja auch 
di e Frage, ob es vernünftig wäre, wenn sich hier, in diesem 
Teil der Welt, in dem ohnehin schon die Dichte auch der 
konventionell en Waffen größe r i tals irgendwo sonst, dann 
noch ein Rüstungswettl auf mit Panzerza hlen abspielen 
würde. Dies ist in sich doch auch eine höchst p roblemati­
sche Angelegenheit, selbst wenn es ni cht ato mar ist. Infol­
gedessen stellt sich sinnvollerweise die Frage, ob es ni cht 
mögli ch ist, eine derartige Verteidigungskapazität zu schaf­
fen, welche den Zwang zum Wettrüsten ni cht enthält. Das 
ist eigentlich der analytische Gedanke dabei. 

N un gehö rt das Wettrüsten zu den vielerlei Dingen in der 
Welt, d ie man deshalb ni cht versteht, weil man immer 
Schuldige dafür sucht. Und sowie man für eine Sache den 
Schuldigen gefunden hat, der man nie selbst ist, ist man der 
Aufga be enthoben, zu verstehen, wa rum es passiert; denn 
es ist ja jemand daran schuld . Ich glaube ni cht, daß am 
Wettrüsten jemand schuld ist, sondern ich glaube, daß 
Wettrüsten die Grundfigur ist, die zwischen zwei Kriegen 
norm alerweise in der Vergangenheit stattgefunden hat - ob 
das nun mit Keul en war oder mit Atomwaffen -, solange 
die Menschhei t Kri ege geführt ha t. Das i t eine uralte Insti ­
tution und ni cht etwa eine fehlgeleitete Entwicklung unse­
rer Zeit. Es ist aber eine uralte Instituti on, di e immer wie­
der zum Unglück geführt hat; denn die Kri ege, die geführt 
worden sind, waren ja kein Glück. Und wenn in unserer 
Zeit di e Folgen des Wettrüstens so mö rderisch sind , daß 
man es ni cht mehr aushalten kann , dann würde ich sehr 
glückli ch sein , wenn unse re Zeit die erste wäre, di e di e Ini -



tl atl ve ergreift, prinzipiell , wenn man schon rüsten muß, 
das Problem zu durchdenken und zu lösen, wie man so 
rüsten kann, daß damit kein Zwang zum Wettrüsten ver­
bunden ist. Der Zwang zum Wettrüsten beruht darauf, daß 
der ei ne immer erst dann gegen den anderen sich gesichert 
fühlt, wenn er stä rker ist als der andere. Da gibt es zwar 
gewisse Clausewitz'sche Sätze, daß Verteidigung einen 
Vo rteil gegenüber dem Angriff ha t, aber das ist doch immer 
nur im begrenzten Maß - zumal mit den modernen Waffen 
- der Fa ll. Folgerung: M an möge - bitte - zusehen, ob man 
nicht Waffen entwickeln kann , di e einen Angriff einiger­
maßen zuverlässig abwehren, die aber selbst zum Angriff 
ga r ni cht benützt werden könn en. Das ist di e Frages tellung, 
der diese ganzen Übe rlegungen folgen. Die Durchführbar­
keit heute abend zu diskuti eren war, H err Menke-Glückert, 
woh l auch nicht Ih re Absicht. Aber allein aus dem Versuch, 
die Fragestellung darzustellen, wird wohl hervorgehen, wie 
nah dieses verwandt ist mit dem Motiv des Schutzes der 
Bevö lkerung, von dem wir heute abend ausgehen. 

Baum: Ich habe eine Frage, die mir gerade durch den 
Kopf gegangen ist, als Sie sprachen. Wie erklären Sie sich, 
H err Professo r, daß die M enschen di e Folgen eines mögli ­
chen Krieges sich ni cht vorstellen, sie verdrängen, anderer­
seits heute aber intensiver a ls je di e Gefahren der Industrie­
gesell schaft diskutieren und sich dagegen zur Wehr setzen. 

von Weizsäcker: Ja, ein höchst interessante Frage. Ich 
meine, die Frage hat mich viel beschä fti gt. Nun muß ich 
eines sagen: daß man sich di e Folgen eines Kri eges, zumal 
eines wirklich atomar geführten Kri eges, den man seit 
Hiroshima ni cht gesehen hat, daß man sich die ni cht vor­
stell en kann , ist verständ li ch. Ich muß gestehen, ich habe 
mich so lange in meinem Leben mit Atomwaffen und deren 
Folgen abgegeben, und ich habe auch ni e eine gesehen. 
Nun , ich bin Zivilist, Militärs haben sie natürli ch gesehen. 
Aber immerhin : Da ist etwas , was jenseits der normalen 
Wahrnehmung ist. Ich habe den Verd acht, daß in der Angst 
vo r Kernreaktoren zum Teil eine transponierte Angst vor 
dem Atomkrieg akti v ist. Obwohl das ni cht das einzige 
M otiv sein muß. Aber ich glaube, daß das eine gewisse 
Ro ll e spielt. Dazu kommt na türlich, daß man gewisse Indu­
strieschäden oder gewisse Technikschäden wirkli ch mit 
eigenen Augen beobachten kann und dadurch also dazu 
angeregt wird . Aber ich habe das Gefüh l, di eses eschiatolo­
gische Pathos, das di e Anti-Kernkraft-Kampagne gewonnen 
hat, kann ich mir aus den rea len Gefahren der Kernkraft 
heraus - wenn ich mich noch sehr bemühe - nicht erklä ren. 
Ich kann sie mir sofort erklären, wenn ich denke, daß das 
eine Übertragung aus dem nicht zugelassenen Pa thos der 
Angst vo r dem Atomkrieg sei. Und dazu muß ich sagen: Es 
ist meine feste überzeugung, daß die Gefahr eines Atom­
kriegs in unserem Lande für die nächsten zwanzig Jahre 
größer ist als die Gefahr einer irgendwie nennenswerten 
gefährlichen Kernreaktor-Katastrophe. 

Baum: Nicht nur in unserem Lande, sondern auch auf 
der Welt überhaupt. 

(Redner unbekannt): H err Professo r, liegt ni cht viell eicht 
einer der Gründe für dieses Problem auch darin , daß näm­
li ch Reaktor-Unfä ll e, Unfä lle in der Industri egesellschaft 
nach einer Art Zufallsprinzip erfo lgen durch Versagen. Und 
von daher gesehen ist di e Furcht vor diesem irra ti onalen 
M oment ( ... ) größer als v.or einem Kri eg, der auf ra tional e 

Momente geschoben wi rd, weil, wie man sagt, beide Seiten 
sich das überlegen, und es nicht sein kann, wei l's ni cht sein 
darf. 

v. Weizsäcker: Das ist eine sehr schöne Erk lärung. Die ist 
mir in dieser Form ni cht eingefall en. Ich muß nur die Be­
merkung machen, daß die Erklä rung, auch wenn sie psy­
chologisch ri chti g ist, vermutli ch inha ltli ch nicht zutri fft. 
Denn : Der G rund dafür, daß ich den Ato mkri eg für wahr­
scheinli cher halte a ls eine große Reakto r-K atastrophe, ist 
genau der, daß de r Atomkrieg gewollt werden kann, wäh­
rend die Reaktor-Katas trophe höchstens im Rahmen eines 
Kriegs oder ei ner Terrorhandlung gewollt werden kann. 
Und die Z ufa llsereign isse sind meines Erachtens sehr viel 
besser in unserem G riff a ls die Gemüter unserer Mitmen­
schen. Die Zufall sereignisse, gegen die kann man was tun. 
Und hi er komme ich noch ma l auf ganz alte und abgetre­
tene Geschi chten: H arrisburg - der Skand al ei nes Stö rfalls, 
dessen Ablauf man nicht vo rhergesehen hat, hat nicht 
einem Menschen das Leben gekostet. So gut waren die 
Schutzvo rbereitungen. { . . . ) 

Es ist fa kti sch ni chts geschehen. Und im Atomkrieg ist es 
genau so . Diese Computer-Geschi chte, gewiß, sie ist eine 
gute Mahnung, eine wichtige Mahnung, aber mir ist es 
ganz unwahrscheinlich, daß ein Atomk ri eg durch einen 
Computer-Irrtum ausbri cht. Aber daß er dadurch aus­
bricht, daß jemand sagt: »So, und jetzt fängt er an, und ich 
will es, und ich kann es «, das halte ich für möglich. 

Löse/": Wir haben durch das neue Kriegsvölkerrechts-Zu­
satzp rotokoll zum Kri egsvölkerrecht eine größere Chance 
für den Z ivil schutz und auch für eine andere Strategie. Ich 
weiß, das wird von der Regierung bestritten. Deshalb meine 
Frage an Sie, H err Professor: Die erste Chance ist, nach 
§ 51 dürfen keine Massenvernichtungsmittel au f bevölke­
rungs reiche Gebiete eingesetzt werden, das widerspricht der 
NATO-Strategie, die das ja vorsehen muß, als Mittel der 
Abschreckung, und der zweite Punkt sieht vor, daß ich 
einseitig unverteidigte Ortschaften erkl ä ren kann Im 
Kampfgebiet und zweiseitig neutrali sierte Zonen zwischen 
den Partnern. Zwei Möglichkeiten. Nur darf die Bundesre­
gierun g - das ist wahr, es ist paraphiert, aber wi r haben 
eine Z usatzerklä rung, Professor Ipsen ist der Kronzeuge, 
der ja stell vertretender Leiter der Delega tion war - von der 
di e Regierungsseite sagt, sie ist juristi sch tragba r, d ie Juri ­
sten sagen, sie wäre nicht tragbar. Aber unabhängig davon: 
Wie ist Ihre Beurteilung der Lage, wie kann sich eine Politik 
das Kri egsvölkerrecht, sagen wir mal: zu nutze machen, um 
hier einen größeren Bevölkerungsschutz zu erreichen ? 



Josefi: leh habe an den Genfer Verh andlungen teil ge­
nommen. H err Pro fessor, es ist in der Tat eine strini ge 
Frage, ob in dem Genfer Zusa tzproto ko ll auch das Verbot 
vo m Angriff mit ABC-Waffen einbezogen ist. Aber nach 
meiner Kenntni s der Verh andlungen und bei allen Erklä ­
rungen, di e do rt in Genf a bgegeben worden sind, war man 
sich un ausgesprochen einig, daß di eses speziell e Problem in 
den Z usa tzprotoko llen nicht eingeschl ossen ist und daß di e 
Z usatzprotokoll e, wenn sie einmal rati fiz iert werden, doch 
a lle di e Kriege abdecken, die nach 1945 stattgefunden 
haben. 

Löser: Bitte hi er als Kronzeugen Professor Ipsen. Er war 
stell vertretender Delegati onsleiter, wie Sie wissen, in Genf. 
( .. . ) Er ist der Ansicht, - ich zitiere ihn: » •.• daß di ese 
Waffen eingeschl ossen sind, daß deshalb der Z ivilschutz 
vo r elller Chance steht und die Strategie vo r einem Pro­
blem. « 

Baum: 035 wä re na türli ch schön. 

Redner unbekannt: Es handelt sich hi er nur um eine 
persönliche Meinung. leh bin der Auffassung, daß di e 
Kriegsgefahr durch Z ivilschutz nicht mehr erhöht wird , 31s 
di e M otorisierung unserer Transportunternehmen die 
Kriegsgefahr erhöht, weil wir viele Lkw im Notstandsfall 
zur Verfügung haben. Aber ist das denn immer so wichtig, 
daß das Kriegsproblem, das militä rische Problem gesehen 
wird . Mü ßte man ni cht di e Z ivilverteidigung da mit gerade 
der Bevö lkerung vor Augen stellen können, daß man viel­
mehr auf di e wa hrscheinli ch in der Z ukunft sich noch 
erhöhenden Friedensno tfä ll e und Katastrophen hin weist. 
Also sozusagen vom durch Gasexplosion in Trümmer 
gegangenen M ehrfa milienhaus, wo die Leute eingeschl ossen 
sind und sich vielleicht mit Pickel und Gasmas ke hätten 
befreien können und es nun ni cht mehr konnten, bis hin 
zum großen Smogala rm. Wenn wir also das mehr kl a rm a­
chen, daß das im Frieden schon viel mehr erreicht, dann 
müßte es der Bevölkerung plausibel sein kö nn en. Und ich 
gla ube, daß es die Mögli chkeit eines demokratischen Erzie­
hungsprozesses sein sollte, ange fangen meinetwegen mit der 
Sendung ), Dcr ,lchte Sinn « und dan n Schutzp robleme 
da rgestellt werden, so wie die Verkehrsprobleme. Wir 
haben ja den Autofahrer auch gezwungen, Warnd reieck 
und Sanitätskasten bei sich zu führen. So müßte es eigent­
li ch eines Tages möglich sein mit Aussta ttung und letzt­
endli ch Schutzräumen - und wenn man dem M ann sagt, du 
kri egst nu r 7b, wenn du einen Schutzraum baust. M einen 
Sie nicht auch, H err Professor, daß di eser Gewöhnungspro­
zeß im Staa t möglich sein sollte, im demokrati schen Staa t? 

von Weizstlcker: leh weiß nicht , ob es nicht im Grund eher 
eine Anfrage an den Minister ist. leh würde sagen, ich will 
das ni cht ablenken, aber ich meine, das ist eine Frage der 
staa tli chen Entscheidung, worauf man das Gewicht legen 
will. 

Baum: Im Hinbli ck auf staa tli che Aufklä rungsmaßnah­
men: Sie ,haben das hier gesagt, und wir betreiben das ja, 
wir kontrollieren, und wir versuchen abzuchecken, was 
damit geschieht. Hier ist ja auch einiges, was verdi enstvo l­
lerweise gedruckt wo rden ist, a usgelegt. Was machen di e 
M enschen damit? Stößt das auf eine innere Bereitschaft, 
das überhaupt zur Kenntnis zu nehmen ? Und ich weiß 
nicht, ob diese Bereitschaft vo rhanden ist und man sie auf 
diese Weise mit solchen Spo ts wecken kann . Ich will 's nicht 
ausschließen. Am Auto ist ein hohes Interesse des Men­
schen vorh anden, das Auto ist ein Lieblingsspi elzeug des 

Deutschen, und da ist Aufmerksamkeit sofo rt zu gewinnen. 
Schwieriger wird es schon mit den Ratschl ägen der Krimi­
na lpo li zei, da gibt's ein gewisses Sicherh eitsinteresse, was 
die Leute veranl aßt, sitzen zu bleiben und ni cht wä hrend 
d ieser Sendung eine neue Flasche Bier l.U holen. leh bin zu 
wenig kundig, um zu sagen, ob das ei n taugli ches M ittel ist. 
leh meine, daß diese Art der Disku ssion durch Männer und 
Frauen, die eine hohe Achtung in diesem Lande besitzen, 
daß dies eigentli ch ein viel besse res M itel is t, und ich kann 
nur noch mal sagen, was ihre Ausführungen in der »ZEIT « 
bewirkt haben, haben wir lange ni cht bewirkt durch viele 
staa tli che Anstrengungen. Das sollte fo rtgesetzt werd en. 
Nicht nur du rch Sie, sondern du rch andere und durch 
Veranstaltungen dieser Art ni cht nur an di eser Stelle, son­
de rn auch an and eren Stell en: Und dann mü ßten wir auch 
einige Leute vera nl assen, zu kommen und sich nicht vo rbei­
zuschieichen, sich zu stellen. Das fängt in der Gemeinde an. 
( ... ) wenn das mal diskuti ert würde, das Thema, wenn 
man sich den Wähl ern da mit zeigen mü ßte, rechtfertigen 
müßte, dann wär' das a ll es anders. Und hier beißt sich also 
di e Katze in den Schwanz; weil das ni cht so ist, geschieht 
ni chts, also, ich will das ga r ni cht weiter ausführen. 

Redner unbekannt: Ich fürchte, wenn man Z ivilschutz 
un abhängig von der militärs tra tegischen Deba tte p ropa­
giert, dann wird das wahrgenommen als eine weitere In­
strum enti erung des begrenzten Krieges, nach NATO eine 
weitere Instrumenti erung des N uklea rkri eges in Europa. 
Das führt uns noch ti efer in eine sich a bzeichnende Legiti ­
mati onskrise. Die ist dann gegeben, wenn der Bürger sagt, 
Abschreckung ist gut, und wenn sie versagt, dann lieber ro t 
a ls tot . Im Augenbli ck, wo di e Mehrheit der Bürger die 
eigentli ch richtige Alternative wählt: weder ro t noch to t, 
besitzt die Sicherheitspolitik keine Legitimati on mehr. So 
kann man, muß man wissenschaftli ch das eine und das 
andere in der Diskussion trennen, um Plausibili tä t für di e 
Sache in sich aufzubauen. Politisch kann 's vielleicht' der 
Innenmini ster noch abtrenn en, a ls Mitgli ed der Bundes re­
gierung kann er's ni cht mehr trennen. leh glaube, man 
kann unmögli ch eine Z ivilschutzdebatte un abhängig von 
einer militä rstrategischen Debatte, die uns dringend ins 
Haus steht, führen. leh erinn ere daran, daß wir im Weiß­
buch der Bundesregierung 1970 noch drinstehen hatten, als 
ein zentra les Z iel des militä rstrategischen Konzepts der 
Bundes regierung schadet M inimierung. Das ist nacher 
rausgenommen worden, und wie man in Nachfragen raus­
Kri egt, ist es mit G rund rausgeno mmen wo rden. Wenn wir 
nukl ea r instrum enti eren, vo m früh zeiti gen ersten Nuklear­
einsatz a usgehen und so weiter, dann läßt sich das ni cht 
durchha lten, dann läßt sich auch die ga nze Konstruktion 
nicht durchhalten. leh fürchte, das dauert ein Jahr noch, 
max imal dauert's zwei Jahre, bis wir den Z usa mmenh ang 
herstellen, und dann , spätestens dann , ha ben wir eine fun­
damentale Legitimationskriese unse rer gesamten 
Sicherheitspo litik. Denn das Ziel: vorso rgende Bewahrung 
der Sicherh eit der Lebensmögli chkeiten für den Bü rger ist 
das Z iel eines Bürgers, das ist vom Innenresso rt her und 
vom Verteidigungsressort her anzu fa ngen. Im G runde 
müßte der Verteidigungs minister heute mit an di esem Tisch 
sitzen, um das Thema integral diskutieren zu könn en. 
M eine Frage an das anwesende Mitgli ed der Bundes regie­
rung: Zeichnet sich das ab, ist das zu implementieren: eine 
Diskussion beider Gegenstände, in der nächsten Legisla tur­
peri ode? 

Baum: Ja, sehr notwendi g. 

Osang: Eingeladen wa r Bundes minister Apel. 



Baum: Das wäre gut und notwendig. Laden Sie uns beide 
doch mal ein , Herr Osang. 

R"dller 11/1 /"' /.. .. 111111: Es ist, glaube ich, ganz nützlich , 
gelegentlich die »ZE[T« zu lesen, nicht nur wegen der 
Wiedergabe Ihres Vortrages, sondern ich habe in der 
»ZE[T« vom 4. Januar auch folgendes Zitat gefunden: 
»Für den Finanzminister war 1979 ein fettes Jahr. [n den 
ersten elf Monaten haben Bund und Länder 271 Milliarden 
an Steuern eingenommen, über acht Prozent mehr als im 
Vorjahr. Die Steuersenkungen zum Jahresbeginn konnten 
deshalb vom Fiskus mühelos aufgefangen werden .« Ich will 
nicht bestreiten, daß wir jetzt finanziell in einer außeror­
dentlich schwierigen Situation sind, aber ich hab' manch­
mal den Eindruck, daß die Herren vom Finanzministerium 
natürlich aus ihrer Sicht übertreiben. Aber, Herr Professor, 
ich komme aus dem Bereich des Zivilschutzes und der zivi­
len Verteidigung und ich bin überzeugt, daß auch alle 
meine Kollegen - oder die meisten davon - durch Ihren 
Aufsatz sehr nachdenklich geworden sind. Umso betroffe­
ner war ich eigentlich über die Pressestimmen in der 
"ZE[T" vierzehn Tage später. Ich will mal eine ausnehmen, 
die sowieso am Rande liegt, aber im Grunde war der Tenor 
doch : Zivilschutz ist Kriegsgrund. Ich habe mich da ge­
fragt, warum hat mal nicht einer von uns geschrieben. Es 
ist wohl in Deutschland so, daß man es nicht so macht wie 
in Enghind, einen Brief an den Herausgeber schreibt: Ich 
stimme dem Verfasser zu oder ich stimme dem Verfasser im 
großen und ganzen zu und ich habe noch di e und die 
Anmerkungen oder Einwendungen. Das tun wir einfach 
nicht, und so ist dieses Bild, was bisher als Echo erschienen 
ist, doch sehr einseitig. Wir haben vorhin dje' Genfer Kon­
ventionen erwähnt, das, was dem Zivilschutz entgegenge­
halte:1 wird, das ist doch den Genfer Konventionen 1899 
oder 1907 auch schon entgegengehalten worden: »Sie be­
reiten Konventionen zum Schutz von Opfern von Kriegen 
vor, sie sollten lieber den Krieg verhüten. « Das war das 
eine. Man soll das eine tun und das andere nicht lassen. 

von Weizsäcker: Ich stimme zu. 

Redner unbekannt: Wer das Wort Zivilschutz gebraucht, 
sollte sich darüber klar sein, daß dieser mindestens zu fünf­
zig Prozent Frauensache ist. Und ich glaube, der Zivilschutz 
hat sich keinen guten Dienst damit getan, daß er die Not­
wendigkeit am Atomkrieg aufgehängt hat und nicht an den 
praktischen Dingen des täglichen Lebens im Schadensfall. 
Jede vernünftige Mutter schützt ihre Kinder gegen Unfall, 
gegen Hunger und Durst. Wenn wir die Politiker anspre­
chen, dann bin ich sehr gespannt, was im Bundestagswahl­
kampf in den Wahlprogrammen und Wahlreden der drei 
im Bundestag vertretenen Parteien über Zivilschutz dem­
nächst zu hören sein wird. 

Schuch, B VS-Köln: Ich möchte versuchen, Sie in einem 
Punkt zum Umdenken zu provozieren, Herr Professor von 
Weizsäcker. Nach dem Ergebnis des heutigen Abends ist es 
um so bedauerlicher, daß Sie offenbar fest entschlossen sind, 
nach djeser Veranstaltung sich aus diesem Bereich zurück­
zuziehen. ( ... ) Zum Thema Bewußtsein, Bewußtseinsver-

änderung wurde einiges gesagt. Sie haben - meines Erach­
tens zu Recht - die Behörden, was die Verantwortlichkeit 
angeht, weitgehend in Schutz genommen; das sei Sache der 
Politiker. Diese wiederum, wie wir von Herrn Minister 
Baum gehört haben, denken in Legislaturperioden. Wir als 
Behördenvertreter sind hier zuständigermaßen in einer sehr 
schwachen und auch nicht ungefährlichen Position. Deswe­
gen meine Bitte an Sie, Sie mögen dazu beitragen, daß eine 
Bewußtseinsänderung auf breiter Basis möglich wird. 

Osang: Heute das letzte, später vielleicht ein neues Wort, 
wenn wir nämlich zu einer Veranstaltung mit Herrn Mini­
ster Apel und Herrn Minister Baum einladen, wobei ich 
jetzt schon Herrn Baum bitten möchte, mir Hilfestellung zu 
leisten. Denn leicht wird das nicht arrangjert werden kön­
nen. 

Abschließend von mir lediglich einjge Marginalien. 
Marginalie eins: Wir hatten gehört, der Zivilschutz ver­

fügt über Fahrzeuge noch aus den fünfziger Jahren. Ich 
möchte den privaten Kraftfahrzeughalter sehen, der ein 
Auto fahren soll, das schon dreißig Jahre alt ist. Dazu: Die 
Bundeswehr hat das neue MRCA TORNADO-System 
geschaffen. Die Entwicklung djeses Flugzeug-Typs kostete 
zwanzig Milliarden. Ein einziges Mal zwanzig Milliarden 
wünsche ich der zivilen Verteidigung. Ein einzelnes Flug­
zeug des Typs MRCA TORNADO kostet sechzig bis zwei­
undsiebzig Millionen. Noch streitet man sich über dje 
Höhe. Und obwohl dieses Flugzeug noch gar nicht vorhan­
den ist, mit diesen zwanzig Milliarden plus zweiundsiebzig 
Milljonen pro einzelnes Flugzeug, wird bereits das nächste 
System entwickelt. Das war Marginalie Nummer eins. 

Marginalie zwei: Herr Raabe, Pressesprecher vom Bun­
deswehrverband, sprach sehr lobend über den Schweizer 
Zivilschutz. Ihm muß ich entgegnen: Das Beispiel Schweiz 
sollte für uns einfach nicht mehr herangezogen werden. Die 
Schweiz hat im Jahre 1945 angefangen, folgerichtig ihren 
Zivilschutz aufzubauen, während er bei uns laufend ab­
wärts gefallen ist. Es läßt sich einfach die Schweiz nicht 
immer als Beispiel heranziehen; das geht nicht, wir müssen 
unsere eigene Bewußtseinslage schaffen und müssen ein 
neues Verhalten bei der Bevölkerung - es sind dazu heute 
verschiedene Vorschläge gemacht worden - psychologjsch 
sorgfältig aufbauen. 

Marginalie drei: Der Minister hat ein Wort geprägt, das 
ich aufgreifen möchte, eine Parole: Zivilschutz ist Bürger­
pflicht. Ich möchte das voll und ganz in dieser Form unter­
streichen. Wir sollten erst einmal vom Nullpunkt ausgehen. 
Wir müssen so aufbauen, daß der Bürger begreift, ich habe 
Lebensversicherungen, meine Familie ist rundum versichert, 
alles ist geschützt, versichert ... nur's Leben nicht im Falle 
eines Krieges. Professor von Weizsäcker hat es in der ZEIT 
ehrlich geschrieben: »Falls es wieder Krieg gibt.« Ein Wort, 
nämlich »Krieg«, das bei uns in den letzten Jahren vermie­
den wurde. Katastrophe, Katastrophenschutz, V-Fall, djese 
Ersatzbegriffe sind Ausreden. Wir müssen wieder zu dem 
Urbegriff zurückkehren, der das beinhaltet, gegen das wir 
uns zu schützen haben: gegen den Krieg. 



UdoPhilipp 

Derunennüdliche~pf 

des Bundesinnenministers 

Ein Wissenschaftler klagt an: »Die 
Bundesrepublik tut zuwenig für den 
Zivilschutz. « Kurz vor seiner Emeritie­
rung hat Professor earl Friedrich von 
Weizsäcker ein eindrucksvolles Plä­
doyer für mehr Bevölkerungsschutz 
gehalten. Dabei betont der Physiker 
und Friedensforscher ausdrücklich, daß 
ihn nicht die sicherheitspolitische Welt­
lage nach dem Einmarsch der Sowjet­
union in Afghanistan zu diesem Plä­
doyer veranlaßt habe. Vielmehr versi­
chert er, daß ihn die allgemeine Lage 
um den Zivilschutz schon seit langem 
plage und er sich deshalb schon Mitte 
vergangenen Jahres dazu entschlossen 
habe, das öffentliche Bewußtsein in 
Fragen des Bevölkerungsschutzes 
wachzurütteln. Weizsäcker wörtlich: 
»Es handelt sich darum, seit Jahrzehn­
ten Versäumtes rasch, maßvoll, ent­
schlossen und ohne Panik nachzuholen. 
Der Grund dafür ist rein humanitär. 
Menschen müssen geschützt werden, 
wir, unsere Angehörigen, unsere Kinder 
und Enkel, unsere Freunde und Mit­
bürger. Begrenzte Kriegshandlungen in 
unserem Land sind möglich, und ob es 
vielleicht in wenigen Jahren zu ihnen 
kommt, hängt nicht von uns allein ab.« 

Die Meinung in der Öffentlichkeit, es 
gäbe keinen Schutz gegen Kriege, ist 
nach Ansicht von Professor von Weiz­
säcker genauso irrig wie die These von 
der Selbstverständlichkeit des Friedens. 
Diesen Frieden in Freiheit suchen nach 
den Worten Weizsäckers die deutschen 
Regierungen seit Mitte der 50er Jahre 
durch eine kampffähige Bundeswehr im 
Rahmen des NATO-Bündnisses zu 
garantieren. Das aber bedeute, daß die 
Politik nicht so handeln dürfe, als gäbe 
es nur die Alternative eines unbegrenzt 
dauernden Friedens oder einer soforti­
gen Kapitulation. 

20 

Weizsäcker: »Abschreckung kann 
nicht glaubwürdig, also nicht wirksam 
sein, wenn vorweg klar ist, daß die 
Bereitschaft zu kämpfen nicht besteht. 
Dies ist das militärpolitische Argument 
für Bevölkerungsschutz, den man unter 
diesem Aspekt als Zivilverteidigung im 
Rahmen der gesamten Verteidigung 
bezeichnet. « 

Während earl Friedrich von Weiz­
säcker in seinem Plädoyer sein eigenes 
Argument von dieser verteidigungspoli­
tischen oder abschreckungspolitischen 
überlegung vollkommen unabhängig 
sehen will, stell t der für die Zivi lvertei­
digung zuständige Bundesinnenminister 
militärische und zivile Verteidigung in 
engen Zusammenhang: »Gesamtvertei­
digung kann ihre Aufgaben nur erfül­
len, wenn sie glaubhaft ist. Glaubhaft 
ist sie nur, wenn alle militärischen und 
zivilen Komponenten der Verteidigung 
angemessen aufgebaut sind. Strategi­
sche Bedeutung für die Aufrechterhal­
tung des Friedens und für eine Krisen­
bewältigung haben daher nicht nur die 
militärischen Streitkräfte, sondern auch 
die zivilen Anstrengungen zur Verteidi­
gung.« 

Mit dieser Auffassung, so beklagte 
sich Innenminister Baum in letzter Zeit 
des öfteren, findet er nicht bei allen 
Kabinettsmitgliedern ungeteilte Zu­
stimmung. Besonders der Bundesver­
teidigungsminister zeigt sich immer 
wieder bei den Diskussionen sehr re­
serviert. Nach Auffassung von Beob­
achtern befürchtet er, daß ein Ausbau 
der Zivilverteidigung zu Lasten seines 
Verteidigungshaushaltes gehen könnte. 

Aber auch Bundeskar,zler Helmut 
Schmidt hat sich bislang mit den Vor­
stellungen von Innenminister Baum 

zum Zivilschutz offensichtlich nicht 
anfreunden können. Die Abneigung 
beim Bundeskanzler ist jedoch weniger 
finanzpolitisch a ls mehr militärstrate­
gisch zu begründen. Helmut Schmidt 
hat schon mehrmals, ähn lich wie Frie­
densforscher Graf Baudissin, davor 
gewarnt, den zivilen Bevölkerungs­
schutz verstärkt auszubauen . Nach 
Ansicht des Kanzlers könnten solche 
Maßnahmen bei der gegnerischen Seite 
falsch gedeutet werden. Schon als si­
cherheitspolitischer Sprecher se1l1er 
Fraktion und später als Verteidigungs­
minister hatte Helmut Schmidt die 
Meinung geäußert, ein verstärkter 
Bevölkerungsschutz sei störend für die 
bestehende Strategie der Abschreckung. 
Wer seine Bevölkerung durch Verbun­
kerungsmaßnahmen vor dem Zweit­
schlag des Gegners schütze, erhalte 
damit die Erstschlagkapazität. Dies, so 
auch der Friedensforscher Graf Baudis­
sin, könne von der gegnerischen Seite 
als ein Signa l für einen Angriffskrieg 
gewertet werden. 

earl Friedrich von Weizsäcker hält 
dagegen die Idee für unsinnig, die Be­
völkerung im Rahmen der Abschrek­
kungsstrategie als Geisel preiszugeben. 
Die Vorstellung, man könne durch 
eingeschränkte Z ivilschutzmaßnahmen 
einen Angriffskrieg gegen den War­
schauer Pakt vorbereiten, sei militä­
risch absurd. 

Bundesinnenminister Baum hat 
immer wieder darauf verwiesen, daß 
der Bund die Veranrwortung dafür 
trägt, daß alle Komponenten der 
Gesamtverteidigung angemessen aufge­
baut werden. Das zuständige Gremium 
der Bundesregierung ist der Bundessi­
cherheitsrat. Dieser Kabinettsausschuß 
berät alle Fragen der Sicherheitspolitik. 



Er ist eIn Organ der Gesamtverteidi­
gung. 

Bereits mehrmals hat der Bundesin­
nenminister als Verantwortlicher für 
den Zivilschutz in diesem Gremium 
seine Gedanken zur Zivilverteidigung 
vorgetragen, bislang jedoch ohne gro­
ßen Erfolg. Erst im Mai hat Baum eine 
Niederlage im Bundessicherheitsrat 
hinnehmen müssen, nachdem er das 
Gremium erneut darauf hingewiesen 
hatte, daß der Bund weder die militäri­
sche noch die zivile Verteidigung finan­
ziell vernachlässigen dürfe. Die Ausga­
ben für beide Bereiche müßten in einem 
Verhältnis zueinander stehen, das den 
Aufgaben der Gesamtverteidigung 
entspreche. 

Diese Verhältnis hat bislang bei 
weitem nicht die Forderungen der 
NATO erfüllt. Das Bündnis verlangt 
ein Ausgabenverhältnis zwischen mili­
tärischer und ziviler Verteidigung von 
1: 20. Die Bundesrepublik hat in die­
sem Jahr ein Verhältnis von 1: 54 er­
reicht. Der Bundeshaushalt für 1980 
veranschlagt 38,4 Milliarden Mark für 
militärische Verteidigung und 740 Mil­
lionen für zivile Verteidigung, davon 
59,1 Millionen für Schutzbaumaßnah­
men. Vom Rest ist der wichtigste Teil 
von rund 300 Millionen für Hilfsdien­
ste im Katastrophenschutz bestimmt. 
Pro Kopf gibt damit die Bundesrepu­
blik für militärische Verteidigung in 
diesem Jahr 641 Mark aus, für den 
Zivilschutz 12,30 Mark. Das ist gegen­
über dem Vorjahr eine Erhöhung für 
die Zivilverteidigung um 10 Pfennig 
und für die militärische Verteidigung 
um 30 Mark. Auch mit der Anzahl der 
Schutzräume steht die Bundesrepublik 
mit Abstand hinter der Schweiz und 
Skandinavien. Für nur 3 Prozent der 
Bevölkerullg sind Schutzräume vor­
handen. Dabei sind die Anlagen in 
Bundeswehrkasernen einbezogen, 1,6 
Prozent der 3 Prozent insgesamt. Die 
Zivilschutzplaner gehen davon aus, daß 
in einem Verteidigungsfall die Soldaten 
ins Gefechtsfeld ausrücken und damit 
Platz für die Bundesbürger in den Ka­
sernenbunkern vorhanden ist. Ob die 
Bürger jedoch auf militärischem Ge­
lände 100 % igen Schutz finden, ist sehr 
fragwürdig; denn die Kasernen dürften 
ein bevorzugtes Angriffsziel des Geg­
ners sein . 

Nach Angaben des Bundesamtes für 
Zivilschutz ist ein Grundschutz für die 
Bundesrepublik Deutschland durchaus 
finanzierbar. Die Mehrkosten, die 
gegenüber den ungeschützten Baukör­
pern für den Grundschutz aufzuwen­
den sind, wurden berechl')et: für einen 

7-Personenschutzraum pro Platz 2.000 
Mark, für einen 25-Personenschutz­
raum pro Platz 1.000 Mark, für einen 
50-Personenschutzraum pro Platz 800 
Mark. Bei Großschutzräumen (Tiefga­
ragen oder U-Bahnen) pro Platz 800 bis 
1.150 Mark. Die Gesamtkosten bei 
Außenschutzräumen belaufen sich bei 
einem 25-Personenschutzraum pro 
Platz auf 2.000 Mark, bei einem 50-
Personenschutzraum pro Platz auf 
1.500 Mark. 

Nach Ansicht von Bundesinnenmini­
ster Baum stellen solche finanziellen 
Lasten, die mit einem Zivilschutz ver­
bunden sind, einen unabdingbaren 
Versicherungsbeitrag der Gemeinschaft 
für den einzelnen Bürger dar. Der 
demokratische Staat habe die Pflicht, 
möglichst vielen Menschen die Chance 
des Überlebens zu geben. 

Aus Untersuchungen des Bundesam­
res für Zivilschutz geht hervor, daß im 
Hinblick auf den Stand der Waffen­
technik ein voller Schutz aller Bürger 
gegen alle Waffenwirkungen nicht 
möglich ist. Dies, so der Bundesinnen­
minister, müsse der Bevölkerung auch 
offen gesagt werden. Die Untersuchun­
gen haben aber auch erwiesen, daß der 
Zivilschutz nicht nur beim Einsatz 
konventioneller Waffen, sondern auch 
beim Einsatz atomarer Waffen vielen 
Menschen die Chance des Überlebens 
geben kann. Diese Zivilschutzmaß­
nahmen erfordern nur einen durchaus 
vertretbaren finanziellen Aufwand. 
Auch für Atomwaffen gilt, daß ihre 
Wirkung mit der Entfernung vom Ziel 

. rasch abnimmt und Zivilschutzmaß­
nahmen die Überlebenschancen erheb­
lich vergrößern. Ist ein relativer Schutz 
bei vertretbarem Aufwand möglich, 
dann wäre die These, »wenn kein Voll­
schutz für alle Bürger, dann auch kein 
Teilschutz« , menschenverachtender 
Zynismus. 

[n dem Papier des Bundesinnenmini­
steriums an den Bundessicherheitsrat 
heißt es unter anderem: »Die militäri­
sche Verteidigung wird sinnlos, wenn 
die Bevölkerung im Verteidigungs­
kampf wegen fehlender Schutzmög­
lichkeiten zu Grunde geht. Die Vertei­
digungsbereitschaft ist daher nur 
glaubhaft, wenn auch Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung getroffen 
werden. Da die Glaubhaftigkeit der 
Verteidigungsbereitschaft von strategi­
scher Bedeutung ist, kommt auch dem 
Zivilschutz eine strategische Bedeutung 
zu. « 

Das Ministerium kommt zu dem 
Ergebnis, daß ein Vollschutz gegen alle 
Waffenwirkungen nicht erreichbar sei, 

wohl aber ein relativer Schutz (soge­
nannter Grundschutz) gegen konven­
tionelle Waffen und bei begrenztem 
Einsatz auch gegen Kernwaffen. Denn 
die Wirkung der Waffen, auch der 
Kernwaffen, nimmt bei genügenden 
Schutzmaßnahmen mit der Entfernung 
vom Ziel rasch ab. Der Grundschutz 
schützt gegen die Trümmerwirkung 
einstürzender Gebäude, Brandeinwir­
kungen und chemische oder biologische 
Kampfmittel. Zu'm Grundschutz gehört 
auch die Möglichkeit eines längeren 
Aufenthaltes im Schutzraum. 

Bislang hat der Bund circa 1,9 Mil­
lionen Schutzplätze gefördert. Über 
weitere Schutzmöglichkeiten auf Grund 
der vorhandenen Bausubstanz liegen 
keine Zahlenangaben vor. Die instand­
gesetzten Schutzbauten aus dem Zwei­
ten Weltkrieg sind zum großen Teil nur 
für einen kurzzeitigen Aufenthalt ge­
eignet. 

Das Innenministerium sieht in sei­
nem Konzept deshalb die Förderung 
des freiwilligen Schutzraumbaus durch 
staatliche Hilfen vor, z. B. durch Zu­
schüsse und steuerliche Abschreibun­
gen. Angestrebt werden dabei nur die 
Mindesterfordernisse des Grundschut­
zes ohne technische Perfektion. Das 
Ministerium vertritt dabei die Ansicht, 
daß die früher sehr aufwendige Lüf­
tungstechnik in den öffentlichen 
Schutzräumen auf wesentlich ein­
fachere und kostengünstigere Lösungen 
umzustellen ist. 

Zur Zeit fördert die Bundesregierung 
vier Bauprogramme . 

• Ehemalige Bunker und Stollen aus 
dem Zweiten Weltkrieg werden 
wieder hergerichtet. Seit Anlaufen 
des neuen Programms sind 154 Bau­
bzw. Planungsaufträge ergangen. An 
großen Anlagen sind noch auszu­
bauen: circa 600 Bunker mit etwa 
480.000 Plätzen und etwa 100 Stol­
len mit 140.000 Plätzen. Insgesamt 
sind das 1.424 Bunker und 1.178 
Stollenanlagen. 

• Für Tiefgaragen und U-Bahnhalte­
stellen ist ein Programm der Mehr­
zweckbauten vorgesehen. Neben 24 
laufenden Baumaßnahmen sind in 
diesem Bereich inzwischen 53 neue 
Vorhaben in Vorbereitung begriffen 
bzw. bewilligt worden. Auch für 
Schulen können mit Bundesmitteln 
Schutzplätze eingerichtet werden. 
Anträge werden über die Landesbe­
hörden beim Bundesamt für Zivil­
schutz gestellt. In diesem Programm 
laufen zur Zeit 22 Vorhaben. 

• Private Bauherren können Hilfen für 
die Errichtung von Schutzräumen 
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sowohl in Neubauten als auch in 
bestehenden Gebäuden in Anspruch 
nehmen. Der durch Zuschüsse nicht 
gedeckte Teil der Herstellungskosten 
von Schutzräumen kann steuerlich 
bevorzugt abgeschrieben werden, 
und zwar zu 100 Prozent in 10 Jah­
ren, allerdings im Rahmen eines 
großzügig bemessenen Höchstbetra­
ges. Dies gilt für jede Art von 
Schutzräumen, also auch in gewerb­
lichen Betrieben. 

• Hausschutzräume ließen sich noch 
verstärkt fördern durch Verbesse­
rung der steuerlichen Abschreibung 
(hier schlägt das Bundesinnenmini­
sterium vor, eine Wahlmöglichkeit 
für die Dauer des Abschreibungszeit­
raums von 2 bis zu 10 Jahren zu 
schaffen). Außerdem sollten die 
Zuschußsätze bei Wohnungsschutz­
räumen erhöht werden, insbesondere 
bei den größeren Schutzräumen im 
Bereich des Mietwohnungsbaus. Bei 
Ein- und Zweifamilienhäusern 
schlägt das Innenministerium die 
Zahlung von Zuschüssen auch dann 
vor, wenn zunächst nur der ba!lliche 
Teil (ohne Belüftung) hergestellt und 
für die spätere Nachrüstung lediglich 
die Voraussetzungen geschaffen 
werden. 

Das Bundesinnenministerium vertritt 
die Ansicht, daß sich im Falle einer 
gesetzlichen Schutzbaupflicht das 
Schutzplatzangebot in Hausschutzräu­
men noch beträchtlich steigern ließe. 
Als Mindestforderung für die kleinen 
Hausschutzräume (in Ein- und Zwei­
familienhäusern) nennt das Ministe­
rIum die Trümmersicherheit des 
Schutzraums, während der Einbau 
einer Lüftungseinrichtung der eventuel­
len späteren Nachrüstung überlassen 
bliebe. Die entstehenden Mehrkosten 
sollten von den Bauherren getragen 
werden. 

Die mittelfristige Finanzplanung des 
Bundes sieht für den Schutzraumbau 
bisher folgende Beträge vor: 1980 59,1 
Millionen, 1981 67,8 Millionen, 1982 
87,5 Millionen, 1983 88,3 Millionen. 
Ein wesentlicher Teil dieser Mittel ist 
auf Grund von Planungen und Ver­
pflichtungsermächtigungen bereits fest­
gelegt: 

• Bei der Nutzbarmachung ehemaliger 
Schutzbauwerke können weitere 
Objekte erst ab 1984 wieder berück­
sichtigt werden. 

• Bei den Mehrzweckbauten können 
weitere Objekte nur mit der Maß­
gabe bewilligt werden, daß Bundes­
mittel erst ab 1983 und 1984 zur 
Verfügung stehen. 
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• Bei den Schulschutzräumen erfolgen 
zur Zeit keine Bewilligungen. 19 
Objekte stehen in einer Vormerkli­
ste. Weitere Anträge werden aufge­
nommen. 

Das Bundesinnenministerium setzt 
für den künftigen Schutzraumbau fol­
gende Prioritäten: An erster Stelle steht 
der Bau öffentlicher Schutzräume, ge­
folgt vom Bau von Schul- und Schutz­
räumen und der Bau von Hausschutz­
räumen. Dies jedoch würde eine ver­
stärkte Förderung des Grundschutz­
raumes mit höherem Mitteleinsatz des 
Bundes erfordern. 

In seinem Plädoyer für einen verbes­
serten Bevölkerungsschutz fordert 
Professor von Weizsäcker eine Ver­
zehnfachung der heutigen jährlichen 
Ausgaben für Zivilschutz. Diese hält er 
nicht nur für notwendig, sondern auch 
für möglich. Die Kosten für ein Schutz­
raumprogramm würden nach Ansicht 
von Weizsäcker sogar von der Bevölke­
rung mitgetragen, wenn die Bürger den 
Eindruck gewinnen, dieses Geld sei 
vernünftig ausgegeben. 

Weizsäcker teilt die möglichen bauli­
chen Schutzmaßnahmen in drei Stufen 
ein: 1. Kleine in bestehenden Bauten 
oder in Gärten improvisierbare Maß­
nahmen. 2. Sogenannter Grundschutz, 
also Schutz gegen Trümmer, Brand und 
Radioaktivität sowie B- und C-Kampf­
stoffe. 3. Bunker, die auch gegen ge­
wisse Sprengwirkungen sichern. Die 
erste Stufe ist nach Ansicht von Weiz­
säcker ohne Zweifel realisierbar, die 
zweite ist ebenfalls realisierbar, sollte 
aber stark vom Staat gefördert werden, 
die dritte Stufe komme nur ausnahms­
weise, vor allem für zentrale Versor­
gungsanlagen in Betracht. Zu den 
improvisierbaren Maßnahmen zählt 
Weizsäcker unter anderem die Abdich­
tung vorhandener Kellerräume, Ein­
richtung der entstandenen Räume für 
einen Aufenthalt von wenigen Tagen, 
dazu Vorratshaltung von Lebensmitteln 
in privaten Haushalten für Monate, 
Speicherung von Trinkwasser und 
medizinischen Vorräten sowie Ausbil­
dung in Erster Hilfe. 

Als mögliche staatliche Maßnahme 
fordert Weizsäcker unter anderem die 
Schaffung von Schutzplänen beim Bau 
jeder U-Bahn, Tiefgarage oder Schule, 
jedes staatlichen Bürogebäudes, die 
Entwicklung standardisierter Verfah­
ren, die als einfache Selbsthilfemaß­
nahmen der Hausbesitzer durchgeführt 
werden können (Verstärkung der Kel­
lerdecke, einfache Filter gegen Fall-out 
und Gas) und Änderung des Baurechts, 

um spätere Nutzung zum Grundschutz 
möglich zu machen. 

Ähnlich wie Professor Carl Friedrich 
von Weizsäcker vertritt auch das Bun­
desinnenministerium in seinem Papier 
an den Bundessicherheitsrat die An­
sicht, daß jeder einzelne Bürger sich der 
Krisenvorsorge verpflichtet fühlen 
muß, sei es im Rahmen des Selbst­
schutzes, sei es in einer humanitären 
Zwecken dienenden gemeinnützigen 
Einrichtung. Staatliche Zivilschutz­
maßnahmen können nur der Selbsthilfe 
des einzelnen oder gesellschaftlicher 
Gruppen dienen. In dem Papier des 
Bundesinnenministers heißt es unter 
anderem: Die Verteidigung der demo­
kratischen Gesellschaftsordnung ist 
gleichermaßen eine Angelegenheit aller 
gesellschaftlichen Kräfte in unserem 
Land. Die freiheitliche Grundordnung, 
die der Staat garantiert, muß ihre Ent­
sprechung in dem Verteidigungswillen 
derjenigen finden, die ihre Vorteile in 
Anspruch nehmen. Nur wenn Wirt­
schaft, Verbände und Organisationen 
bereit sind, aktiv bei der Vorsorgepla­
nung mitzuwirken und im Falle der 
Not ihre personellen und materiellen 
Ressourcen rückhaltslos einzusetzen, 
kann ein wirksamer Schutz der Bevöl­
kerung erreicht werden. 

Bundesinnenminister Baum hat zur 
Zeit inzwischen das Kabinett aufgefor­
dert, die Lücke auf dem Gebiet der zivi­
len Verteidigung so bald wie möglich 
zu schließen. Dies gelte insbesondere 
für das noch fehlende Gesundheitssi­
ehersteIlungsgesetz. Nach Ansicht des 
Ministers sei jedoch jede unnötige Per­
fektion auf dem Gebiet der Gesetzge­
bung zu vermeiden. Zusammenhän­
gende Gebiete, wie die verschiedenen 
Bereiche des Zivilschutzes, seien im 
Interesse einer besseren Übersichtlich­
keit und Verständlichkeit in einem 
Gesetz zusammenzufassen. 

Das Bundesinnenministerium kommt 
außerdem zu der Erkenntnis: Muß 
Krisenvorsorge grundsätzlich Aufgabe 
einer jeden Behörde sein, so sind Son­
derzuständigkeiten für den Verteidi­
gungsfall so weit wie möglich zu ver­
meiden. Der Sachverstand der Behör­
den, die im Frieden die Verantwortung 
tragen, muß auch für den Verteidi­
gungsfall erhalten bleiben. Die erfor­
derlichen Weisungs rechte sind sicher­
zustellen. 

In dem Papier des Bundesinnenmini­
steriums werden die Länder an ihre 
Pflichten für die erforderlichen Maß­
nahmen zur Krisenvorsorge erinnert. 
Krisenvorsorge, so das Innenministe­
rium, dürfe weder mit der Begründung 



unterbl eiben, sie sei Sache des Bundes, 
noch darf sie mit dem Hinweis ver­
drängt werden, eine Krisensituation sei 
ni cht zu erwarten. Krisenvorsorge 
müsse Bestandteil jeder Aufgabenerfül­
lung in Bund, Ländern und Gemeinden 
sem. 

Die Länder und di e Gemeinden, so 
das Bundesinnenministerium, haben 
daher vor all em die Pflicht, ausrei­
chende personell e Maßnahmen zu tref­
fen, damit die planerischen Aufgaben 
zur Krisenvorsorge und insbesondere 
Durchführung des Bundesgesetzes 
gewährleistet sind . 

Neben der prekären Situation im 
Schutzraumbau beklagt das Bundesin­
nenmini sterium in seinem Papier an 
den Bundessicherh eitsra t auch die Lage 
Im erweiterten Katast rophenschutz. 
Wegen fehlender Haushaltsmittel sei es 
bislang nicht möglich gewesen, eine 
ausreichende Zahl von Einheiten und 
Helfern aufzustell en. Die zur Zeit be­
stehende Finanzlücke wird mit 430 
Millionen Mark für die Ausstattung 
und circa 70 Millionen Mark für damit 
zusammenhängende Folgekosten vom 
Innenministerium angegeben. Diese 
Finanzlücke im Zeitraum von 1981 bis 
1983 könne nur abgedeckt werden, 
wenn jährlich zusätzlich circa 140 bis 
145 Millionen Mark zur Verfügung 
gestellt würden. Bei einer Verschi ebung 
der Rechtsfin anzi erung in den Zeit­
raum 1984 bis 1987 müssen die H aus­
haltsansä tze auf jährlich circa 260 Mil­
lionen Mark festgesetzt werden. 

Der Finanzierungsbedarf für di e 
Konsolidierung der vorhandenen Ein­
heiten im erweiterten Katastrophen­
schutz sieht für den H aushalt 1981 und 
die Finanzplanung bis 1983 wie folgt 
aus : 1980 261 Millionen Mark, 1981 
250 Millionen Mark, 1982 246 Millio­
nen Mark, 1983 259 Millionen Mark. 

Auch die Geräteausstattung wird 
kritisiert. Das Innenministerium be­
zeichnet sie als lückenhaft und, so weit 
vorhanden, zum Teil überaltert, vor 
allem auf dem Fahrzeugsektor. Von 
13.800 Kraftfahrzeugen sind 8.400 
mehr als 15 Jahre a lt. 

Nach den Zielvorstellungen des 
Bundesinnenministeriums soll als erstes 
die persönliche und Geräteausstattung 
vervollständigt und modernisiert wer­
den. Die neuen Planungen sehen Be­
schaffungen nur in dem für Ausbildung 
und friedenszeitlichen Einsatz unerläß­
lichem Umfang vor. Entsprechende 
Verhandlungen sind mit dem Finanz­
ministerium vorgesehen. Die gegenwär­
tige Personalstä rke im erweiterten 
Katastrophenschutz, wie sie mit den 

Ländern abgestimmt ist, soll beibehal­
ten werden: 200.000 Helfer im soge­
nannten Verstärkungsteil und 400.000 
Helfer im sogenannten Ergä nzungstei l. 
Zur Zeit sind mit Bundesmitteln aufge­
stell t etwa 7.100 Einheiten un d Ein­
ri chtungen mit über 135 .000 H elfern 
des Verstärkungsteils. Zusätzliche Auf­
stockungsmaßnahmen beziehen sich 
auf die fri edenszeitli che Bedeutung des 
ABC-Dienstes . 

Lei tun gs- und Führungsstrukturen 
soll en bundeseinheitlich nach ver­
gleichbaren Kriterien ausgerichtet sein . 
Zu diesem Zweck ist vom Innenmini ­
sterium und den Ländern ein gemein­
sames Modell emer Katastrophen­
schutzleitung und techni schen Einsatz­
leitung erarbeitet worden. Dieses 
Modell ist von der Innen mini sterkonfe­
renz den Ländern zur Einfü hrung 
empfohlen worden. Durch Verstärkung 
der Führerausb ildung soll qualifiziertes 
Personal für Schlüsselfunktionen der 
Katastrophenschutzleitungs- und Füh­
run gsorgani sati on gewonnen werden. 

Administrative Maßnahmen des 
Bundes sollen erheblich vermindert 
werden, da der Verwaltungsaufwand 
beim friedenszeitlichen Katastrophen­
schutz seit 1968 sta rk zugenommen 
hat. Ein wichtiges Problem ist nach 
Ansicht des Bundesinnenministeriums 
die un ausgewogene Kräfteve rteilung im 
Bundesgebiet. Eine Umverteilung über 
Ländergrenzen sei politisch ni cht 
machba r. Als langfristige Lösung wird 
vorgeschlagen, zur Bereinigung grober 
Ungleichheiten die Einheiten maßvoll 
aufzustocken, gegebenenfalls durch 
H elfer des Technischen Hilfswerks. Für 
den Fall jedoch, daß die angegebenen 
Finanzierungslücken ni cht durch zu­
sätzli che Mittel abgedeckt werden 
können, kommt nach Ansicht des 
Bundesinnenministeriums als Alterna­
ti ve nur die Auflösung von bestehenden 
Einheiten einschließlich des Techni­
schen Hilfswerks in Betracht. 

Ähnliche finanzielle Probleme gi bt es 
nach den Angaben des Bundesinnenmi­
nisteriums auch im Bereich des Warn­
dienstes. Hier fehlen für den Endaus­
bau des Sirenennetzes zur Zeit noch 
rund 100 Millionen Mark. Zur Zeit 
sind lediglich 83 Prozent des geforder­
ten Sirenennetzes aufgebaut. Das Pla­
nungssoll beträgt 81.500 Sirenen, 
68 .000 sind bereits aufgestellt. Vom 
jährlichen Haushaltsvolumen des 
Warndi enstes in Höhe von circa 90 
Millionen Mark sind a llein 60 Millio­
nen für die Leistungen der Deutschen 
Bundespost gebunden. In der Finanz­
planung des H aushaltsjahres 1980 sind 
3,5 Millionen Mark für das Sirenennetz 

vorgesehen, im Haushaltsjahr 1981 4,3 
Millionen Mark. Bei diesem geringen 
Kosteneinsatz bedarf es bis zum Ab­
schluß des Sirenenaufbaus mindestens 
26 Jahre. Bei Aufstockung der Haus­
haltsmittel auf 8 Mi llionen Mark pro 
Haushaltsjahr könnte die Aufbauzeit 
auf 13 Jahre verkürzt werden. 

In seinem Plädoyer fragt Professor 
Ca rl Fried ri ch von Weizsäcker, was 
geschieht, wenn ein Krieg in der Bun­
desrepublik nicht nur angedroht, son­
dern ausgefochten wird. Wer wagte in 
der heutigen Weltl age zu sagen, dies 
könne ni cht geschehen? Man muß 
fragen, so Weizsäcker, was den Men­
schen unseres Landes im Krieg und 
nach dem Krieg geschi eht. Wer wird 
die Kriegshandlungen überleben und in 
welchem körperlichen Zustand? WeI­
che Lebensbedingungen werden die 
überlebenden vorfinden ? Weizsäcker: 
"Fü r den, der sich auf das ernsthafte 
Nachdenken über Kriegsfolgen einl äßt, 
wird zu größten Versuchungen die 
Resigna tion, die Flucht in die Sehn­
sucht nach dem -Tod. Schon vor Jahr­
zehnten wurde über den Atomkrieg 
gesagt, er wird die Menschen nicht 
ausrotten, aber di e überlebenden 
werden die Toten beneiden. Es ist 
notwendig, mit a ll er Entschlossenheit 
dieser Resignation zu widerstehen. « 

Neu bei OSANG: 

Geld und 
Währung 
Mit 38 Beiträgen von Autoren aus Poli­
tik. Wirtschaft und Verbänden 
ISBN 3-7894-0071-6 
Paperback, 128 Selten, 16,- DM 

Die Stellung der BundesrepublIk als 
" Wirtschart sgroßmacht" nimmt sie In 
die Internationale pnlchl. 38 Persön ­
lichkeiten aus Politik, Wirtschaft und 
Verbänden erläutern die flnanz- und 
Wirtschaftspolitischen 1 nst ru men tarlen , 
die die Geldwertstabilität der DM ge­
währleisten. 

Osang Verlag GmbH 
In der Ras te 14 
5300 Bonn 1 

Hiermit bcstellc(n) ich (wir) 
__ Exel11plar(c) Geld ünd Währung 
Zahl 

Name 

Straße PLZ Ort 

Coupon bille .w sschne lden und sn Verlag sch lc k.en 

23 



Warum der Bürger initiativ wird 

Gegen Neues, Ungewohntes und damit 
Revolutionierendes hat der Mensch zu 
allen Zeiten sich gewehrt. Was Wunder 
dann, wenn er dies auch heute noch 
tut, im modernen Industriezeitalter. 
Weil sich für die Notwendigkeit der 
Zivilverteidigung im Frieden wie im 
Ernstfall die gleichen Probleme der 
Ablehnung zunächst einmal stellen, 
und weil der Bürger nur bejahen kann, 
wenn er überzeugt wurde, bringen wir 
die Untersuchung der Frage warum der 
Bürger initiativ wird. 

Welche Motive sind es, die quer durch 
die Generationen Bürger veranlassen, 
gegen neue Anlagen zu protestieren , 
deren Bau häufig durch ihr eigenes 
Konsumverhalten notwendig wird? 
Pierre Wack, verantwortlich für die 
langfristige Planung bei der Shell­
Gruppe in London, hat eine Analyse 
dieses Problems versucht und in der 
britischen Hauszeitschrift seiner Gesell­
schaft veröffentlicht. Seine Feststellung: 
»Zweifellos sind moderne Unterneh­
men heute in der Lage, große Projekte 
in technischer, wirtschaftlicher und 
organisatorischer Hinsicht perfekt zu 
realisieren. Weniger erfolgreich sind sie 
dagegen ganz offensichtlich auf gesell­
schaftspolitischem Gebiet. Ein Fir­
menmanager ist geschult, sich mit 
objektiven Fakten auf der Ebene der 
Logik auseinanderzusetzen, gerät je­
doch häufig ins Schwimmen, wenn es 
um die Bewältigung subjektiver Mei­
nungen, Empfindungen und Emotionen 
geht. Verständni s für diese Denkwei­
sen, wie sie beispielsweise von Umwelt­
schützern vorgetragen werden, setzt 
Erkenntnisse voraus, die mit der Welt 
der Fakten nur wenig gemeinsam 
haben. « 
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Aufgrund ihrer Ausb ildung und ihres 
Werdeganges - so Wack - neigen die 
Verantwortli chen eines Unternehmens 
dazu, Widersprüche gegen ihre Pläne 
a ls irrati onal abzuq ualifizieren. Man 
mache es sich jedoch a llzu leicht, wenn 
man generell unterstellt, daß Gegner 
von Großprojekten von falschen Ideen 
geleitet würden, sich in Illusionen er­
gingen oder gar unredliche Absichten 
hätten. Unternehmer müßten begreifen, 
daß es ni cht immer unlogisch oder 
vernunftswidrig sei, wenn ein Bürger 
gegen einen bestimmten Betrieb in der 
Nähe seiner Wohnung protesti ere, 
gleichzeitig aber ei ne gesicherte Ener­
gieversorgung oder zusätzliche Arbeits­
plätze forde re. Für ihn stell e sich die 
Situation so dar, als sage man ihm, zur 
Beseitigung seines eigenen Mülls müsse 
er damit einverstanden sein, daß kün f­
tig Tausende von Mülleimern anderer 
Leute vor seinem Haus ständen. Wack 
konstatiert a llerdings, daß der Bürger, 
der seinen Anspruch auf Mitentschei­
dung wahrnehme, für gewöhnlich nicht 
mehr in der Lage sei, die miteinander 
ver fl ochtenen und immer komplizierter 
werden den Systeme zu durchschauen, 
in di e di e modern e Industriegesellschaft 
eingebunden sei. Er beurteile und ver­
urteil e aus seinem persönli chen Mikro­
kosmos heraus - was keinesfalls ver­
werflich sei. 

Zur Frage, wie persönli che Einstellun­
gen entstehen und wie man auf sie 
eingehen könne, vermittelt Wack ei­
gene Erkenntnisse, die mit der neueren 
Soziologie weitgehend übereinstimmen. 
Dazu gehört, daß das Verhalten eines 
Menschen von einer ganzen Palette von 
Meinungen bestimmt wird, auch wenn 
er sich letztlich nur eine oder zwei 
davon als persönliche Ansicht aneignet. 
Mit einfachen Mitteln, etwa einer 

schli chten Umfrage, läßt sich die oft­
mals komplexe Meinung ni cht er­
schließen. H at sich aber erst einmal 
eine feste Ansicht gebildet, kann sie 
auch bei Vo rliegen klarer Gegenbe­
weise nur unter erheblichen Anstren­
gungen noch geändert werden. Zwar 
besitzt jeder Mensch eine gewisse To­
leranzb reite, innerhalb derer er bereit 
ist, neue Fakten anzuerkennen, hinge­
gen verfestigt jede Informa ti on außer­
halb di eses recht engen Spektrums die . 
ursprüngliche Ansicht. 

Dabei spielt auch der Zeitfaktor eine 
wesentliche Roll e: je länger eine An­
sicht besteht, umso stärker wird sie mit 
Emoti onen befrachtet. Daher ist umfas­
sende Information besonders dann 
wichtig, wenn es um neue Entwicklun­
gen geht und der Bürger noch für 
Argumente eine » Antenne« besitzt. Im 
übrigen: je leichter man sich ei ne ge­
fährliche Entwicklung vorzustell en 
mag, für desto größer und wahrschein­
li cher hält man sie. So ist der Begriff 
»Atomenergie« nahezu untrennbar mit 
den Verwüstungen von Hiroshima 
verbunden. Aus ähnli chem Grunde 
wird die H äufigkeit »dramati scher« 
Todesursachen (Mord, Unfä lle, Krebs, 
Naturkatastrophen) weit überschätzt, 
di e Gefahr von Asthma oder Diabetes 
dagegen für recht gering erachtet. Ei n 
weiteres Phänomen schli eßlich ist die 
Tatsache, daß die Bereitschaft zum 
Risiko tausendfach größer ist, wenn 
dieses Ri siko freiwillig eingegangen 
wird. Vielleicht gel ingt es, durch um­
fassende, rechtzeige In for mation und 
durch di e Einbeziehung des freiwilligen 
Bürgervotums in die technische Ent­
wicklung die Wahrscheinlichkeit seiner 
Akzeptanz in Z ukunft zu erhöhen. 

Quelle: Erdö l Nachrichten 4 /80 
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Jugoslawiens 
Gesamtverteidigung 

im Ucht der Afghanistan-Krise 
Zukunftssorge als Motiv des Verteidigungskonzepts 

Zivilverteidigung und Zivil- und Selbst­
schutz als Absicherung der Bevölke­
rung gegenüber Feindeinwirkung im­
Kriegsfall spielen in Jugoslawien nicht 
entfernt die gleiche Rolle wie in ande­
ren Staaten. Das militärische Sicher­
heitskonzept nennt sich "allgemeine 
Volksverteidigung« und gilt ausdrück­
lich a ls " nichtklassisch «. In einer Arti­
kelserie 1 heißt es, im Ernstfall " würde 
die gesamte aktive Bevölkerung Jugo­
slawiens, das heißt über neun Millio­
nen Menschen, in der Lage sein, orga­
nisierten bewaffneten Widerstand zu 
leisten «. Den kleineren Teil stelle die 
stehende Armee2 , den größeren die 
" Armee ohne Kasernen «, d. h. die terri­
torialen Einheiten, deren genaue Zahl 
sich nicht exakt angeben lasse. Sicher 
sei jedoch, daß im ersten Augenblick 
einer Aggression über zwei Millionen 
Männer zur Verteidigung bereitstehen 
würden, deren Zahl sich nach wenigen 
Stunden um das Dreifache erhöhe. 

Offizielle Verlautbarungen und 
Kommentare mit diesem Tenor häuften 
sich seit Ende 1979, als die Sowjets 
Afghanistan besetzten. In ihnen kam -
wie 1968 nach Besetzung der Tsche­
choslowakei - die Sorge zum Aus­
druck, daß Moskau versuchen könnte, 
auch Jugoslawien unter seine Botmä­
ßigkeit zu zwingen. Selbstverständlich 
widersprachen die Sowjets einer sol­
chen Annahme, nannten sie " provoka­
torisch, plump und falsch « und unter-

stellten der NATO, diese These erfun­
den zu haben, um einen Vorwand für 
eine Einmischung in Jugoslawien zu 
finden. In Wahrheit seien die Beziehun­
gen "zwischen den jugoslawischen und 
den sowjetischen Völkern durch tiefe 
Sympathie und das ständige Streben 
nach einer umfangreichen, vielfältigen 
Zusammenarbeit gekennzeichnet. Die 
Unterschiede im Herangehen an man­
che internationalen Probleme beein­
trächtigen diese fundamentalen Posi­
tionen in keiner Weise«.3 

Das steht im Widerspruch zu allen 
jugoslawischen Erklärungen, die die 
sowjetische Militäraktion bei Nennung 
der UdSSR uneingeschränkt verurteilen 
und den Schuldanteil an der Krise nicht 
- wie etwa Indien - gleichmäßig den 
Sowjets und den Amerikanern anlasten. 
FQr die Lagebeurteilung wie für das 
Verteidigungskonzept geht Belgrad von 
seiner Position der Blockfreiheit aus -
und Afghanistan gehörte zur block­
freien Bewegung, das jetzt laut BORBA 
"einer extremen Form von militärischer 
Aktion ausgesetzt« sei4 • Das Sich-Ab­
finden mit einer Politik vollendeter 
Tatsachen durch militärische und an­
dere Interventionen könne zum "grü­
nen Licht für weitere Interventionen « 
werden,5 jedenfalls sei eine Situation 
entstanden, "die die Position der Block­
freien und anderer Entwicklungslän­
der« bedrohe. Die Entspannung sei in 
" katastrophaler Weise« gefährdet, die 

Lage erinnere an die Situation von 
München 1938, die den Weg zum 
Zweiten Weltkrieg geöffnet habe. 
Selbst die von den EG-Außenministern 
vorgeschlagene Neutralisierung Afgha­
nistans stieß auf Widerspruch; denn sie 
laufe auf eine "Blocklösung der Krise« 
hinaus, bei der die USA und die UdSSR 
als "Garanten des neutralen Afghani­
stan « aufträten und mehr deren inter­
essen dienten, als daß sie im Interesse 
der Zukunft des Landes liege.6 

Sorge um die unabhängige 
Existenz 

Die ebenso harte wie kompromißlose 
Vertretung der blockfreien Position 
resultierte aus der Sorge um die eigene 
unabhängige Existenz. Sie wurde seit 
jeher und wird in Zusammenhang mit 
Afghanistan besonders nachdrücklich 
genährt durch die sowjetische These, 
daß alle kommunistischen Staaten und 
Parteien einschließlich Jugoslawiens die 
gleichen Interessen zu vertreten, d. h. 
sich nach den sowjetischen Intentionen 
zu richten haben. Michail Suslow de­
kretierte nochmals,1 daß nur "die 
konsequente Verwirklichung des Prin­
zips des proletarischen Internationalis­
mus zum Erfolg im Kampf der gesam­
ten internationalen Arbeiterklasse« 
führe. Die KPdSU werde »eine Schwä­
chung der Positionen des Sozialismus 
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angesichts der aggressiven Vorberei­
tungen des Imperialismus nicht zulas­
sen«. In der PRAWDA vom 6. März 
1980 wurden die kommunistischen 
Parteien der Welt aufgefordert, ihre 
Unterstützung im Namen der »interna­
tionalistischen Verpflichtungen « nicht 
nur für die Intervention in Afghanistan, 
sondern auch für Aktionen in anderen 
Regionen der Welt zu gewähren. Noch 
deutlicher wurde der Kommentator der 
Zeitschrift NOWOSTI, Gennadi Ge­
rassimow, in der ARD-Sendung »Kon­
traste« am 14. Januar 1980: Auf die 
Frage, ob sich in Zukunft Aktionen wie 
in Afghanistan wiederholen könnten, 
antwortete er, man könne »nicht ein­
deutig sagen, ob sie sich wiederholen 
oder nicht. Das hängt jeweils von der 
konkreten Situation ab «. 

Eine »konkrete Situation «, die zu 
militärischer Solidarität im Sinne des 
» proletarischen Internationalismus« 
veranlaßt, hat sich für Moskau bisher 
immer dort ergeben, wo - wie in der 
Tschechoslowakei, der DDR, Ungarn, 
Angola, Äthiopien, Afghanistan usw. -
der »Sozialismus« gefährdet schien, 
d. h. wo sich die Bevölkerung gegen 
das kommunistische System - oder 
auch nur gegen die sowjetische Prädo­
minanz - wehrte. Den härtesten An­
griff gegen Jugoslawien trug das eben­
falls zu den Blockfreien zählende Viet­
nam vor, doch gewann er erst Gewicht, 
als die sowjetische Presse ihn kommen­
tarlos übernahm, sich also mit ihm 
identifizierte. Die Wertung lief darauf 
hinaus, daß Jugoslawien in den Krisen­
herden um Kamputchea und Afghani­
stan »die hehren Zielsetzungen der 
Bewegung der Blockfreien« verraten 
habe, von den amerikanischen und 
anderen Imperialisten abhängig sei und 
die Reden der jugoslawischen Führer 
»in einer aktiven Unterstützung der 
Politik des imperialistisch-chinesichen 
Blocks und in einer Mitschuld an der 
Kriegspropaganda gegen die Sowjet­
union gipfeln«.8 Die gesamte jugosla­
wische Politik wurde als »antisowje­
tisch« charakterisiert, und der Sprecher 
des jugoslawischen Außenministeriums 
hatte nicht unrecht mit der Feststel­
lung, daß es sich bei der Kampagne 
»um die Ausübung von Druck auf die 
unabhängige und blockfreie Politik 
Jugoslawiens« handle. 

Tatsächlich ging es über die Druck­
ausübung hinaus um eine unmißver­
ständliche Drohgeste; denn Moskau 
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konstruierte mit diesen Unterstellungen 
ein ausgeprägtes Feindbild gegen Jugo­
slawien, das als Bedrohungsfaktor für 
alle sozialistischen Staaten eingestuft 
wurde. Belgrad faßte das auch so auf; 
denn es wehrte sich nicht nur verbal, 
sondern antwortete mit verstärkten 
militärischen Anstrengungen. Sie gin­
gen auf eine Analyse des sowjetischen 
Vorgehens in Afghanistan und des 
dahinter stehenden politischen Ziels 
zurück: mit Luftlandetruppen und der 
Besetzung lebenswichtiger Zentren 
durch Panzerverbände sollte eine orga­
nisierte Verteidigung wie überhaupt ein 
starker Widersand verhindert werden, 
um eine Änderung des Herrschafts­
systems herbeizuführen und das Ge­
wünschte mit Importierten Kadern zu 
installieren. Gelungen sei der Coup 
jedoch nur, weil es keinen ernsthaften 
orgamslerten Widerstand gegeben 
habe. Eigens für die Auslandspresse 
wurde in Belgrad eine Pressekonferenz 
einberufen, um Jugoslawiens Konzept 
der allgemeinen Volksverteidigung zu 
erläutern und darzulegen, daß das 
Land im Gegensatz zu Afghanistan 
organisiert abwehrbereit sei. Die Ver­
fassung sehe die Möglichkeit einer 
Kapitulation nicht vor, die Jugoslawen 
würden »einen erbarmungslosen 
Kampf gegen jeden Aggressor führen «, 
und dieser Kampf werde erst enden, 
wenn die Invasion des Aggressors 
beendet sei. Gleichzeitig waren Flug­
abwehrgeschütze auf Flugplätzen und 
an Schlüsselpunkten der Stadt in Stel­
lung gegangen, unter erschwerten win­
terlichen Bedingungen fanden Übungen 
von Armee-Einheiten statt. Dazu er­
klärte der Stabschef der Volksarmee, 
Admiral Branko Mamula, zwar, die 
Übungen seien nicht angesetzt, »weil 
wir etwa in Sorge sind«, aber er fügte 
hinzu, die Lage in der Welt habe sich 
verschlechtert. An vielen Stellen brä­
chen Kriegskonflikte aus: »Angesichts 
der Region, in der wir leben, haben wir 
viele Gründe, uns um unsere Verteidi­
gungsfähigkeit zu kümmern, sie zu 
verbessern, sie weiter auszubauen, be­
reit zu sein, und das heute, in diesem 
Jahr und auf langfristiger Basis zu 
tun.«9 

Blockfreiheit nicht genug 

Obwohl Jugoslawien politisch auf die 
Blockfreiheit als wichtigste Waffe im 

Kampf um seine Un abhängigkeit setzt, 
mißtraut es ihrer Effektivität und hat 
aus Afghanistan die Folgerung gezogen, 
daß Blockfreiheit allein nicht vor mili­
tärischen Aktionen schützt. Daß das 
Damoklesschwert einer sowjetischen 
Pression - eine andere wird nicht in 
Rechnung gestellt - auch weiterhin 
über dem Land schwebt, mußte sogar 
aus dem Beileidstelegramm entnommen 
werden, das das Zentralkomitee der 
KPdSU, das Präsidium des Obersten 
Sowjets und der Ministerrat anläßlich 
des Todes von Tito gemeinsam formu­
lierten. Darin wird die »unwandelbare 
Beachtung der Prinzipien und Verein­
barungen « versprochen, über die man 
sich auf höchster Ebene geeinigt hatte, 
also vor allem Nichteinmischung in die 
gegenseitigen inneren Angelegenheiten 
sowie Respekt vor den souveränen 
Rechten im Geist gegenseitigen Verste­
hens und Vertrauens. Aber diese Ge­
genseitigkeit wird von Belgrad und 
Moskau unterschiedlich, um nicht zu 
sagen gegensätzlich, interpretiert, 
zumal Tito bei seinem letzten Besuch in 
Moskau (16.-21. Mai 1979) nicht die 
Zustimmung Breschnews für seinen 
unabhängigen K urs und seine Block­
freien-These finden konnte. In dem 
Beileidstelegramm werden die mögli­
chen unterschiedlichen Wege zum So­
zialismus nicht erwähnt, ebenso fehlen 
Hinweise auf Unabhängigkeit und 
Gleichberechtigung, vor allem aber auf 
die territoriale Integrität Jugoslawiens. 

Chruschtschow hatte 1955 den Jugo­
slawen einen eigenen Weg zum Sozia­
lismus zugestanden, aber Breschnew 
korrigierte diese »Abweichung« 1971 
bei seinem Besuch in Belgrad. In der 
gemeinsamen jugosla wisch-sowjeti­
schen Erklärung wird die »Hingabe an 
die Prinzipien des Internationalismus« 
betont und für die Zusammenarbeit 
davon ausgegangen, »daß für die Poli­
tik der kommunistischen und Arbeiter­
parteien ... heute und in Zukunft nur 
die Lehre von Marx, Engels und Lenin 
die unersetzliche Grundlage bilden 
kann «. Zur Blockfreien-Bewegung 
bekennt sich Moskau in den Kommu­
niques nur insofern, als »eine Erweite­
rung der Zusammenarbeit der soziali­
stischen Länder und der Bewegung der 
Blockfreiheit wirksam dazu beitragen 
kann «, der Menschheit einen thermo­
nuklearen Krieg zu ersparen und von 
Versuchen des Imperialismus zu be­
freien, anderen Völkern ihren Willen 



aufzuzwingen.1o Dagegen erinnerte der 
Präsidiumsvorsitzende des Bundes der 
Kommunisten Jugoslawiens (BKJ), 
Stefan Doronskj, in seiner Trauerrede 
anläßlich der Beisetzung Titos offen an 
den Bruch mit Stalin 1948 und sagte 
zur Blockfreiheit: »Es widerspricht dem 
Geist des sozia li stischen Jugoslawien, 
sich an irgendeinen Block anzuschli e­
ßen. Tito hat das ga nz deutlich gese­
hen, und er war zutiefst davon über­
zeugt, daß schon allein die Existenz 
von Blöcken die Gefährdung der Welt 
erhöhe. Deshalb vollbrachte er die 
historische Tat und wurde einer der 
Gründer der blockfreien Bewegung. Im 
sei ben Geist hat Genosse Tito die 
Notwendigkeit betont, daß zwischen 
kommunisti schen Parteien und sozia­
listischen Ländern gleichberechtigte 
Beziehungen bestehen müssen. « 

Zwei Säulen der Verteidigung 

Bis zur sowjeti schen Intervention in der 
Tschechoslowakei 1968 richtete sich 
dje jugoslawische Verteidungspolitik 
vornehmlich auf einen Gegenschlag 
gegen eine mögliche Aggression aus 
Griechenland und Ita li en ein, ohne 
dafür allerdlngs außergewöhnli che 
Rüstungsanstrengungen aufzubieten. 
Damals spielten bei den Vorkehrungen 
auch noch spezielle Aufgaben der Zi­
vilverteidigung wie Schutzmaßnahmen 
für die Bevölkerung, ABC-Dienst, 
Feuerwehr oder Rettungsdienst eine 
größere Rolle. Sie traten jetzt im Kon­
zept einer totalen Kampfbereitschaft 
des gesamten Volkes völlig in den 
Hintergrund, die Unterscheidung zwi­
schen Kombattanten und Nichtkom­
battanten fiel fort, die Abwehr ei nes 
eingedrungenen Gegners rangierte weit 
vo r dem Schutz gegenüber den Auswir­
kungen kriegerischer Handlungen. Und 
nicht mehr aus dem Westen wurde eine 
Bedrohung der Unabhängigkeit und 
territorialen Integritä t vermutet, son­
dern a ll ein durch die Sowjetunion. 

Sie manifesti erte sich für Tito in der 
Breschnew-Doktrin, dje von der 
PRA WDA am 26. September 1968 in 
einem Aufsatz mit der Überschrift 
"Souveränität und internationale Ver­
pflichtungen der sozialistischen Län­
der« so interpretiert wurde: »Die Völ­
ker der sozialistischen Länder, die 
kommunisti schen Pa rteien, haben und 
müssen selbstredend die Freiheit für die 
Bestimmung des Entwicklungsweges 

ihrer Länder haben. Doch jede Ent­
scheidung darf weder dem Sozia lismus 
in ihrem Lande noch den Grundinteres­
sen der anderen sozialistischen Länder, 
der gesamten Weltarbeiterbewegung, 
Schaden zufügen .. . Der WeItsozia­
lismus als soziales System ist die ge­
meinsame Erru ngenschaft der Werktä­
tigen all er Länder, er ist unteilbar, und 
seine Verteidigung ist die gemeinsame 
Sache aller Kommunisten , aller pro­
gressiven Menschen der Erde, in erster 
Linie der Werktätigen der sozia listi­
schen Länder. « 

Landesverteidigung durch 
das gesamte Volk 

In di eser Theorie liegt der unüber­
brückbare Gegensatz zwischen der 
UdSSR und Jugoslawien, da aus ihr der 
sowjetische Anspruch folgert, daß alle 
sozia listisch o rganisierten Staaten den 
Intentionen Moskaus zu folgen haben. 
Wer dem nicht nachkommt, muß mit 
militärischer Disziplinierung rechnen. 
Des halb erklärte der Vorsitzende der 
Nationalversammlung Sloweniens, 
Sergej Kraigherll , das Land treffe 
Vorbereitungen für die Landesverteidi­
gung durch das gesamte Volk »nicht 
aus bösen Absichten gegenüber irgend 
jemandem, sondern auf Grund der 
realen Tatsache, daß wir in einer Zeit 
leben, in der internationale Verpflich­
tungen, Abkommen und Deklarationen 
willkürlich interpretiert und die Sou­
veränität von Völkern und Staaten 
sowie ihre Grenzen und ihre unabhän­
gige freie Entwicklung mittels Waffen­
gewalt verletzt werden können. « Hier 
fiel bereits - unter ausdrücklichem 
Hinweis auf die sowjetische Interven­
tion in der Tschechoslowakei - der 
Begriff des Kampfes gegen " jede 
Hegemonie«, auf dem die Politik Jugo­
slawiens beruhe. 

Bereits am 24. September 1968 for­
derte Verteidigungsminister Ljubicic 
das Parlament auf, ein neues Gesetz 
über die nationale Verteidigung zu 
verabschieden mit der Begründung: 
"Die militä rische Intervention in der 
Tschechoslowakei hat neue Unruhe 
geschaffen, di e Unsicherh eit verstärkt 
und eine noch gespanntere militärpo li­
tische Situation in der Welt, insbeson­
dere in diesem Teil Europas, verur­
sacht.« Die Planer gingen davon aus, 
daß ein kleines Land sich gegen die 
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beweglichen Streitkräfte einer Groß­
macht nicht mit einem stehenden H eer 
- dessen Aufbau sich wegen der wirt­
schaftli chen Schwierigkeiten Jugoslawi­
ens sowieso verbot - erfolgreich weh­
ren könne. Anderseits sei eine konven­
tionelle Invasionsa rmee nicht in der 
Lage, ein Land auf Dauer zu kontrol­
lieren. Diese Annahme schlug sich im 
Verteidigungsgesetz vom 27. Februar 
1969 nieder, dessen Zweck so definiert 
wurde: " In der allumfassenden Vertei­
digung werden all e Bürger Jugoslawi­
ens, die Arbeiter und andere Organisa­
tionen und gesellschaftspolitischen 
Gemeinschaften aktive Faktoren, 
Organisa toren und Vollzieher der 
Maßnahmen im Bereich der Landesver­
teidigung sowie Träger der Rechte und 
Pflichten der Verteidigung von Freiheit 
und Unabhängigkeit ihres Landes. 
Darum hat ni emand das Recht, die 
Bürger des Sozialistischen Jugoslawien 
daran zu hindern, mit der Waffe in der 
H and gegen den Feind, der das Land 
angegriffen hat, zu kämpfen, und 
niemand hat das Recht, di e Okkupa­
tion des Landes oder irgendeines seiner 
Tei le sowie die Kapitula tion seiner 
Strei tkräfte anzuerkennen und zu ak­
zeptieren. « 12 

Konzipiert wurden zwei Säulen der 
Verteidigung, an denen sich bis heute 
nichts geä ndert hat: 

Die Volksarmee (VA) als stehende 
Streitkraft unter dem zentralen 
Befehl des Bundesstaates, gegliedert 
in sieben Armeebereiche. 
Die Territorialverteidigung (TV), 
die als zivile Streitmacht dem Be­
fehl der Republiken untersteht. 

Aufgabe der VA ist die Abwehr eines 
begrenzten Angriffs und - bei einem 
massiven Angriff - das Aufhalten des 
Aggressors, um Zeit für di e totale 
Mobilmachung zu gewinnen. Sie führt 
di e aktive Verteidigung auch in der 
Tiefe des Landes und schli eßt sich, falls 
es ihr ni cht gelingen sollte, den Feind 
von der Unterwerfung des Landes 
abzuhalten, der TV im Partisanen­
ka mpf an. Die Entwicklung bis heute 
zeigt, daß entscheidender Wert auf 
Bewegli chkeit und Modernisierung der 
Ausrüstung gelegt wird. Gleichzeitig 
begannen intensive Anstrengungen für 
den Aufbau einer eigenen Rüstungsin­
dustrie, die heute den weitaus größeren 
Teil des Bedarfs an Waffen und Ausrü­
stung für alle Teilstreitkräfte produ­
ziert. 13 
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Auch die Frauen 

Vorgesehen und in rudimentären An­
sätzen vorhanden war die TV bereits 
vor 1969, doch erhielt sie mit dem 
neuen Verteidigungsgesetz erst ihre 
rechtliche Grundlage, nachdem als 
Folge der sowjetischen Invasion spon­
tan bewaffnete Jugend- und Arbeiter­
einheiten in Kroatien und Bosnien 
aufgestellt worden waren. Jetzt wurden 
sie de facto der VA gleichgestellt mit 
dem Auftrag, die Verteidigung im Be­
reich der Gemeinden zu übernehmen. 
Größere Betriebe stellten eigene Vertei­
digungseinheiten auf, die laut Gesetz 
verpflichtet sind, die örtliche Verteidi­
gung sowohl für den Frieden als auch 
für den Krieg zu planen. Daraus ent­
wickelten sich bewegliche Einheiten bis 
zu Bataillonsstärke, di e gegebenenfalls 
auch in anderen Tei lrepubliken einge- ' 
setzt werden können. Sie unterstehen 
neu gebildeten Verteidigungskomman­
dos, die auf Gemeinde- und Landes­
ebene mit Reserveoffizieren der VA 
besetzt sind; letztere sind die einzigen 
ständigen Kader der TV. Unter die 
Formel »alle Bürger« fallen auch die 
Frauen, die nicht nur zur Ausbildung 
im Rahmen der TV, sondern im Alter 
z~schen 19 und 40 Jahren auch zur 
Reserve der Streitkräfte verpflichtet 
werden können. 

Als das BKJ-Präsidium Maßnahmen 
zur Durchführung des Konzepts der 
allgemeinen Volksverteidigung be­
schloß,14 wollte es ein »System der 
allgemeinen Sozialisierung der Vertei­
digung« schaffen. Dabei wurde deut­
lich, daß dahinter auch innenpolitische 
Gründe standen. Es sollte ein Grund­
stein gelegt werden, auf dem »die 
Gemeinschaft und Einheit der gleichbe­
rechtigten jugoslawischen Völker und 
Nationalitäten bei der Verwirklichung 
des Konzepts der allgemeinen Volks­
verteidigung . .. voll zum Ausdruck 
gebracht wurde«. Die erste Probe fand 
mit dem bis dahin größten Manöver 
»Freiheit 71 « im Herbst 1971 statt, an 
dem 400.000 Frauen und Männer aller 
Altersgruppen teilnahmen, von denen 
jedoch nur 80.000 der regulären Armee 
angehörten. Angenomen wurde der 
Angriff eines modern ausgerüsteten 
und kräfte mäßig weit überlegenen 
Gegners einschließlich des Einsatzes 
von Luftlandetruppen, der zwar am 
tieferen Eindringen in das jugoslawi-
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sche Territorium nicht gehindert wer­
den konnte, aber dank des Zusammen­
spiels aller Kräfte letzten Endes unter­
lag. Es galt,1s »sowohl den Verteidi ­
gern dieses Landes als auch jedwedem 
Aggressor zu zeigen, daß man zwar mit 
konzentrierter und mächtiger Waffen­
gewalt in Jugoslawien einfallen, sich 
darin aber nicht halten kann . Zwar 
würde die Bevölkerung furchtbaren 
Leiden und gigantischen Anstrengun­
gen unterworfen, doch würde damit 
auch die Kraft des Feindes sowohl 
physisch als auch moralisch mit jedem 
Schritt weiter aufgerieben, ersticken 
und im Verlauf des Gesamtvolkkrieges 
vernichtet werden. « 

Jeder Biirger ein Kämpfer -
völkerrechtliche 
Komcquenzen? 

Aus dem Konzept müssen sich völker­
rechtliche Konsequenzen ergeben; denn 
den nicht-regulären Kombattanten 
versagen die Genfer Konventionen den 
Schutz. Deshalb stellte das Jugoslawi­
sche Rote Kreuz in einer Beratung am 
16. Dezember 1970 fest, die Gesamt­
volkverteidigung biete in einem Krieg 
die einzige Möglichkeit zur Verteidi­
gung der Unabhängigkeit des Landes 
und erweitere den Kreis der Kämpfer 
immer mehr. Die Institution fordere 
daher, »daß jedermann ein Kämpfer 
ist, der auf einem Territorium, das 
überfallen oder besetzt wurde, den 
Feind mit a ll en Mitteln bekämpft, und 
daß einem solchen Kämpfer der Status 
eines Kriegsgefangenen zuerkannt 
werden muß, wenn er dem Gegner in 
die Hände fällt «. Verteidigungsminister 
Ljubicic wies mehrfach darauf hin, daß 
Fragen der nationalen Verteidigung 
von allen Bürgern als Einzelpersonen 
Im Rahmen der gesellschaftlichen 
Zusammenschlüsse gelöst werden 
müßten, d. h. im Fa ll e eines Krieges 
wird jeder Bürger zum Kämpfer. 

Schutzmaßnahmen fiir den 
zivilen Bereich 

Diese Einstellung mußte zwangsläufig 
dazu führen, daß dem Schutz des 
menschlichen Lebens nur eine unterge­
ordnete Rolle zukam, selbst Kinder 
sind in das Konzept eingeplant; denn 

sie soll en als Meldegänger und für klei­
nere Sabotageakte eingesetzt werden. 
1978 fanden unter der Parole »Nichts 
wird uns überraschen« zum vierten 
Mal Manöver in Kroatien statt, an der 
2,3 Millionen Menschen aller Alters­
gruppen teilnahmen: »Von Kindern im 
Vorschulalter über Jugendliche und 
Arbeiter bis zu Hausfrauen und Rent­
nern für die verschiedenen Verteidi­
gungs- und Schutzaufgaben, « 16 d. h. 
über die VA und die TV sind alle Per­
sonen verpfl ichtet, sich an Schutz- und 
Abwehrmaßnahmen zu beteiligen. In 
der Zivilverteidigung sind alle Personen 
erfaßt, die nicht zu den bewaffneten 
Einheiten gehören, womit nicht gesagt 
ist, daß sie nicht auch Waffen tragen. 
1969 dekretierte das neue Gesetz, daß 
jede Gemeinde eine Zivilschutzorgani­
sation aufzubauen habe, die dem 
kommunalen Verteidigungskommando 
unterstellt und der folgende Aufgaben 
zugewiesen wurden: Technik, Sani­
tätswesen, ABC-Abwehr, Brandbe­
kämpfung, Veterinärwesen, Evaku­
ierung und Sicherung. Die Evakuierung 
erhielt a llerdings nur eine begrenzte 
Funktion; denn die Städte sollten nicht 
mehr evakuiert werden. Sie wurden wie 
das übrige Land in das Verteidigungs­
system einbezogen. Selbst vier Jahre 
später sprach des Präsidium der ständi­
gen Städtekonferenz noch nicht von 
Bevölkerungsschutz, Bunkerbau usw., 
sondern unterstrich nur, daß alle grö­
ßeren Ortschaften besser als bisher in 
der Lage seien, eine mögliche Aggres­
sion abzuwehren. Das gelte sowohl für 
die Ausbildung der Spezialeinheiten 
und der Bürger als auch für die Bereit­
stellung der erforderlichen Mittel und 
Projekte. 

»Bestimmte Priorität« für die 
Zivilverteidigung 

Erst 1974 betonte Verteidigungsmini­
ster Ljubicic in Vorbereitung einer 
Revision des Gesetzes von 1969, daß 
die Zivilverteidigung eine strategische 
Komponente des Systems der Verteidi­
gung durch das ganze Volk sei. 17 Mas­
sive Schläge von Aggressoren müßten 
mit kraftvollem aktiven Widerstand, 
aber auch mit der Organisierung des 
Schutzes der Bevölkerung in großem 
Ausmaß beantwortet werden, um so 
Verluste an Menschen und Material zu 
vermeiden oder doch auf ein Minimum 
zu beschränken. Der Zivi lverteidigung 



werde eine »bestimmte Prio rität « ein­
geräumt und in dem Gesetz in einem 
besonderen Abschnitt mit der Bezeich­
nung »Prinzipien des Zvilverteidi­
gun gsgrundsatzes in der Sozia listischen 
Födera ti ven Republik Ju goslawien « 
verankert. 

Zwei Jahre später bezeichnete Ljubi­
cic den Schutz der Menschen und 
materiell er Güter vor Auswirkungen 
des Kri eges und von Katas trophen in 
Fri edenszeiten a ls " ein H auptproblem 
der Gesell schaft «.18 Wichti g sei der 
Schutz der materi ell en G üter, »aber 
überragende Bedeutung muß dem 
Schutz des M enschen zukommen. 
Wenn es dem Aggresso r gelingt , einige 
Fabriken zu zerstö ren, so würde dies 
kei nen wesentlichen Einfluß auf unse­
ren bewaffn eten Kampf und auf di e 
Kriegfüh rung als Ganzes haben. Wenn 
er jedoch Städte und insbesondere 
große Städte zerstö ren würde, so wür­
den wir große Verluste an M enschenl e­
ben erleiden, und das wä re ein ernster 
mo ra li sch-politi scher Schl ag für unser 
ga nzes Land .« Auch hi er fehlt die Beru­
fun g auf den Schutz des Menschen um 
des Menschen willen. Für Ljubicic zählt 
nu r di e Auswirkung auf das Endergeb­
nis des Krieges als Ga nzes: er betont 
soga r, daß nur desha lb der Zivil schutz 
vorbereitet werde. 

Befragt nach den Arten der Schutz­
maßnahmen, antwortete er, daß all e 
Mögli chkeiten gleichermaßen bedacht 
werden mü ßten. Der Atomkrieg sei 
weder die einzige noch die wichtigste 
Altern ati ve; denn konventi onell e 
Bomben, insbesondere Brandbomben, 
Napalm und einige noch neuere Waf­
fen seien in ih rer Wirkung nicht weni ­
ger gefährli ch als irgendwelche andere 
Bo mben. Da große Feuer, besonders in 
Städten, eine große Gefahr bildeten, 
müßte ein Schutz der Bevölkerung in 
erster Linie gegen Luftangriffe und für 
di e Luftverteidigung vorh anden sein . 
Wenn auch der Z ivilschutz all gemein 
und umfassend gesta ltet werden müsse, 
bleibe doch di e Notwendigkeit der 
Selektion hinsichtlich der Bedeutung 
speziell er O rte, Städte und O bjekte. 
Von wesentlicher Bedeutung sei dabei 
die Ausbildung der Bevölkerung in 
weitestem Sinne, wobei die In formati on 
der M enschen über di e rea len Gefahren 
und ihre Ausbildung, diesen Gefah ren 
standzuhalten, ein wesentli cher mate­
ri ell er und moralischer Faktor zu r 
Verhinderung von Desorgani sati on und 

Panik sei, mit denen der Aggressor 
beim Angriff auf di e Z ivil bevö lkerung 
vor a ll em rechne. 

Schutzbau an zweiter Stelle 

Erst an zweiter Stell e steht die O rgani­
sation umfassender SchutzsteIlen, di e 
sich auf Wohnungen, H äuser, ga nze 
Straßen, di e Organi sa ti on gemeinsamer 
Arbeit, die ö rtli che Gemeinde usw. 
erstrecken. Dabei soll en die Entwick­
lungspläne für die Zivilverteidigung 
ni cht von der Selbstve rwa ltung und den 
gesellschaftlichen Entwicklun gsplänen 
get rennt, sondern vielmehr in sie inte­
gri ert werden. An den Bau von Bun­
kern werde unterschiedli ch herange­
gangen, und das soll e auch so bleiben, 
weil das ganze Problem des Z ivilschut­
zes fas t ausschließli ch in den H änden 
der einzelnen Republ iken bzw. der 
Kommunen liegt. M an soll e dort Bun­
ker bauen, wo dies für no twendig er­
achtet werde, wobei ein Abwägen all er 
relevanten militä ri schen, politi schen, 
wirtschaftli chen und anderen Faktoren 
wichtig sei. Den Kern der Lösung sehe 
er in einem langfri stig gepl anten Bau 
von Bunkern , di e sich auch in Friedens­
zeiten nutzen lassen: " Ich gebe zu , daß 
einige Leute der Meinung sind, daß 
solche Bunker, besonders große, Mas­
sengräber werden können. Aber ich bin 
der Auffassung, daß eine Stadt ohne 
Bunker ein enormes M assengrab wer­
den kann. Es mag genü gen, an Belgrad 
vo m 6. April 1941 zu erinnern , als es 
do rt wirkli ch keine Bunker ga b. « 

Eine speziell e und für Jugos lawien 
charakteri stische Aufga be, die durch 
di e sowjetische Invasion in Afghani stan 
zusä tzliches Gewicht erhi elt, obliegt 
den Zivil schutzeinheiten in Z usam­
menhang mit dem " gesellschaftli chen 
Selbstschutz«, ein Begriff, der 1974 in 
di e Verfassung ei ngeführt wurd e. 
Damit verbindet sich die innere Absi­
cherung des Selbstverwaltungssystems 
a ls eigenem Weg zum Sozialismus, un d 
dagegen werde, so Ljubicic19 , ein »be­
sonderer Krieg geführt , und zwa r mit 
besonderer Intensität «. Die Angriffe 
ri chteten sich auf das Bewußtsein der 
M enschen, auf H omogenität und Ein­
heit der Gesell schaft. Eine genaue Prü­
fun g der Mittel und M ethoden, die von 
den verschiedenen anti sozialisti schen 
und gegen di e Selbstverwaltung einge­
stellten Kräfte eingesetzt würden, zeige, 
daß es sich um den Versuch handl e, der 

Jugoslawien 

vo r a ll em darauf abgestellt sei, d ie 
Brüderlichkeit und Einheit der Völker 
und Na ti ona litäten Jugoslawiens zu 
untergraben. Deshalb werde ein System 
des sozia len Selbstschutzes aufgebau t, 
das jede Täti gkeit ve rhindere, die auf 
Zerstö rung oder Schwächung der poli­
tischen Ei nheit geri chtet sei. Minister­
präsident Bijedic gi ng auf das Thema 
noch konkreter mit der Forderung 
ein ,20 das System der Verteidigung 
durch das ganze Volk und des gesell­
schaftli chen Selbstschutzes müsse noch 
schnell er und um fassender ausgebaut 
werden: »In d iesem Z usammenhang ist 
es für uns erforderlich , die Vorberei­
tung unserer Sicherheitso rga ne zur 
Steigerun g ihrer Effekti vitä t bei der 
Bewachung der Errungenschaften unse­
rer Revolution, unseres sozialistischen 
Aufbaus, des Friedens und schöpferi ­
schen Schaffens unserer Werktätigen 
und der Bürger fo rtzusetzen.« 

Zivilschutzeinheiten gegen 
"inneren Feind " 

Als akute Bed rohung des Verteid i­
gungssystems und der Integrität des 
Staa tes schlechthin ga lt das Auftre ten 
sogenannter Kominfo rmgruppen, die 
Jugoslawien wieder in das von Moskau 
gesteuerte »sozialisti sche Lager« zu­
rückzuführen versuchten. Bis hin zu 
Tito, der wegen dieser Wühltätigkeit 
Protestno ten an Moskau, Prag und 
Budapest ri chtete, führten all e maßgeb­
li chen Politiker und Kommenta toren 
einen Kampf gegen di ese »feindl ichen 
Aktivitäten «, deren Träger als »mos­
kauhö rige Frakti on « von den Gerichten 
zu langjährigen Freiheitsstrafen verur­
teilt wurden. Um sie aufspüren zu 
können, erfo rderten »di e Interessen des 
Sozia lismus und der Selbstverwa ltung 
sowie di e Sicherh eit und Einheit der 
jugoslawischen Völker und Nati ona li­
täten . .. eine ständige Beobachtung 
der Akti vitä t des inneren Feindes, der 
mit dem Feind d raußen verbunden 
ist «.2l Dieser Aufga be haben sich auch 
di e Z ivil schutzeinheiten zu widmen, 
doch hieß es auf der konstitui erenden 
Sitzung des Koordinierungsausschusses 
für a llgemeine Volksverteidigun g am 
17. Januar 1979, daß im Z ivil schu tz 
zahlreiche M ängel aufgedeckt wo rden 
seien. Die Sozia li sti sche Alli anz müsse 
da für so rgen, daß endlich auch in den 
ländli chen Gebieten di e Frauen, Ar­
beitslosen und Rentner in das System 
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Jugoslawien 

einbezogen würden, um ihnen die Er­
fordernisse für die Wahrnehmung ihrer 
Rechte und Pflichten im Bereich des 
Zivilschuztes zu verdeutlichen. 

Um Erkenntnisse und Erfahrungen 
aus dem Partisanen krieg, den Manö­
vern und den gegen Jugoslawien gerich­
teten Diversionsakten zu erforschen, 
auszuwerten und allen gesellschaftli­
chen Institutionen zur Verfügung stel­
len zu können, wurde im Herbst 1975 
an den Universitäten das Studienfach 
Volksverteidigung eingeführt. Damals 
bestand nach der Zeitung POLITIKA 
(19. Juni 1975) ein Bedarf an 10000 
Wehrexperten, die nach einem vierjäh­
rigen Studium als Lehrer für den an 
allen Schulen und Hochschulen obliga­
torischen Unterricht über Volksvertei­
digung eingesetzt werden sollten. Vor­
teile wurden den Studienbewerbern 
insofern eingeräumt, als sie bei der 
Stipendienvergabe Vorrang erhielten 
und den Wehrdienst im Rahmen des 
Studiums ableisten konnten. 

Studienfach 
Vol ksverteidigung 

Das Fach fand im Laufe der Entwick­
lung eine immer klarere Systematisie­
rung und eine Verbreiterung in der 
Verwendung der Absolventen. Im Stu­
dienjahr 1978/79 hatten sich an der 
Belgrader Universität r~nd 100 Jungen 
und Mädchen - Frauen waren anfangs 
nicht zugelassen - für den Studienzweig 
beworben, der in die drei gleichwerti­
gen Fächer Militärtheorie, Kampfprak­
tik und Politische Instruktion eingeteilt 
ist. Nach Abschluß des Studiums wer­
den die Pädagogen nicht nur in den 
Schulen, sondern auch in Fabriken, 
Gemeinden und innerhalb der politi­
schen Organisationen eingesetzt. Unter 
der in Kroatien praktizierten Losung 
»Nichts kann uns überraschen« neh­
men die Studenten an den Manövern 
teil, bei denen für sie vor allem Erste 
Hilfe, Brandlöschung und andere 
Selbsthilfeaktionen auf dem Programm 
stehen. Für den Ernstfall werden Treff­
punkte und Waffenverstecke festgelegt. 

Als Folgerung aus den Vorgängen in 
Afghanistan stellte das Komitee für 
nationale Verteidigung der National­
versammlung fest,22 daß die Wehr-
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pflichtigen, die ihren Wehrdienst been­
det hätten, »freiwillig und in einem in 
der Nachkriegszeit noch nie dagewese­
nem Umfang den Wunsch nach einer 
Verlängerung ihrer Dienstzeit geäu­
ßert« hätten. Das ,illustriere »das hohe 
Maß an Bewußtsein der jungen jugo­
slawischen Generation «. Gleichzeitig 
wurde darauf verwiesen, daß eine wei­
tere Verbesserung der Zivilverteidigung 
und des sozialen Selbstschutzes sowie 
bei den Beobachtungs- und Alarmdien­
sten »zu den wichtigsten Aufgaben bei 
der Stärkung der Volksverteidigung 
gehören«. Im März 1980 fand in 
Mazedonien - die Republik ist wegen 
der bulgarischen Gebietsansprüche dem 
stärksten Druck durch die Sowjets 
ausgesetzt - ein groß angelegtes Manö­
ver »unter außergewöhnlichen Bedin­
gungen « statt, in dessen Mittelpunkt 
»die weitere Vergesellschaftung und 
Verbindung der allgemeinen Volksver­
teidigung und des gesellschaftlichen 
Selbstschutzes als integrale Funktion 
unserer Selbstverwaltungsgesellschaft« 
stand. Am vorjährigen Manöver hatten 
über 1,2 Millionen Menschen teilge­
nommen, wobei die Aktivitäten der 
Zivilschutzeinheiten besonders günstig 
beurteilt wurden. 

Fazit 

Was sich in der Folge des Bruchs mit 
Stalin 1948 an Auf und Ab der Bezie­
hungen zwischen Jugoslawien und der 
Sowjetunion entwickelte, hat - entge­
gen allen zeitweiligen propagandisti­
schen Abriegelungsversuchen - in Bel­
grad eine tiefsitzende Furcht vor einem 
sowjetischen militärischen Überfall und 
einer Untergrabung der innenpoliti­
schen Stabilität hinterlassen. Anläßlich 
seines 80. Geburtstages setzte sich Tito 
mit den Ursachen der Kontroverse mit 
Stalin auseinander23 und stellte fest, 
sein Land müsse sich ei nerseits um 
gleichberechtigte Beziehungen zur 
Sowjetunion bemühen, andererseits 
dürfe sich jedoch niemand bereitfinden, 
»ein Satellit zu sein oder vor jemandem 
zu liebedienern«. Und in seinem am 16. 
Dezember 1971 abgegebenen Rechen­
schaftsbericht hieß es, Differenzen im 
Gesellschaftssystem schlössen eine er­
folgreiche Zusammenarbeit nicht aus, 

aber Ähnlichkeiten garantierten auch 
nicht automatisch Allianz und Solidar­
ität. 

Das explizierte General Bosco Silje­
govic am Beispiel der sowjetisch-chine­
schischen Grenzkämpfe,24 in denen sich 
erstmals in der Geschichte der Bezie­
hungen sozialistischer Staaten reguläre 
Truppen gegenüberstünden, die unter 
dem gleichen Emblem von Hammer 
und Sichel mit dem gleichen Willen, 
den Gegner außer Gefecht zu setzen, zu 
behindern und zu vernichten, mitein­
ander kämpften. Damit sei die Lenin­
sche These widerlegt, daß es zwischen 
sozialistischen Staaten nicht zu einem 
Krieg kommen könne. Und er folgert, 
»daß die durch Revolution veränder­
ten, die institutionalisierten sozialisti­
schen Gesellschaftlichen Beziehungen 
an und für sich kein genügendes oder 
kein genügend starkes Hindernis für 
bewaffnete Konflikte sind ... Die Serie 
von Konflikten weist offensichtlich 
darauf hin, daß es im Rahmen der in­
ternationalen kommunistischen Bewe­
gung, im Rahmen der sozialistischen 
Gemeinschaft nicht gelungen ist, die 
Probleme der Beziehungen erfolgreich 
und befriedigend zu lösen - weder 
zwischen den sozialistischen Ländern 
noch zwischen den kommunistischen 
Parteien. « 

Jeder Biirger ein 
Kombattant 

Aus diesen Schlußfolgerungen resultiert 
das jugoslawische Konzept der Ge­
samtvolkverteidigung, das angesichts 
der erdrückenden sowjetischen Über­
macht und der Erfahrungen mit dem 
Partisanenkrieg jeden Bürger - auch 
den, der keine Waffen trägt - zum 
Kombattanten werden läßt. Die Über­
zeugung von der Notwendigkeit einer 
totalen Mobilisierung hat sich durch 
die afghanische Krise noch verstärkt; 
denn hier wurde erstmals ein block­
freies Land überfallen und dem sowje­
tischen Imperium einverleibt. Das 
mußte die Existenz Jugoslawiens als 
unabhängiges und nach eigenen Inter­
essen handelndes Land bedrohen; denn 
seine ganze Politik basiert auf der 
Doktrin der Blockfreiheit. 
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16.1. 1980. 

4 BORBA, 6. I. 1980. 
5 Radio Belgrad, 12. I. 1980. 
6 KOMUNIST, Belgrad, 15.3.1980. 
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8 So die sowjetische Zeitschrift SA RUß ES-
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9 TANJUG, 25. 1. 1980. 
10 Breschnew in seiner Belgrader Tischrede am 

15. 11. 1976. 
11 TANJUG vom 3. 10. 1968. 
12 Bereits 1963 wurde der Verfassung ein Zusatz 

angefügt, der die militärische Kapitulation und 
die Preisgabe von Gebieten verbietet. Er wurde 
in das Gesetz eingebaut mit der Klausel: 
• Niemand hat das Recht, eine Kapitulation 
des Landes oder eine Kapitulation der bewaff­
neten Kräfte zu billigen oder zu unterschrei­
ben. Niemand hat das Recht, die Besetzung des 
ganzen Landes oder eines Teils davon zu ak­
zeptieren oder anzuerkennen .• 

13 Nach einer Sitzung im Präsidium des ZK des 
BKJ hieß es (TANJUG, 27.3. 1980), daß über 
drei Viertel der von den Streitkräften benötig­
ten Güter im Land produziert würden. Derzeit 
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seien über 100 neue Produktionsprogramme in 
Angriff genommen worden. 

14 TANJUG, 3. 6.1971. 
15 KOMUNIST, 8. 10. 1971. 
16 TANJUG, 7. 10.1978. 
17 TANJUG, 26. 2.1974. 
18 In einem Interview mit der Zeitschrift OD­

BRANA I ZASTIKA (Verteidigung und 
Schutz), nach TANJUG vom 15.9. 1976. 

19 In einem Interview mit der Zeitung NA­
RODNA ARMlJA, 15. 12. 1976. 

20 Aus dem Bericht vor der Bundesversammlung, 
TANJUG, 23. 12. 1976. 

21 So der Vorsitzende der Soziali.stischen Allianz, 
Dusan Petrovic laut TANJUG vom 
23.10.1975. 

22 TANJUG, 6.3.1980. 
23 Im Belgrader Rundfunk am 25. 5.1972. 

30 Jahre 
Technisches Hilfswerk 

Der 22. August 1950 ist Gründungstag 
der Organisation, die seit dem 20. Ok­
tober 1951 den Namen "Technisches 
Hilfswerk" führt. Noch im gleichen Jahr 
hatten die beiden gesetzgebenden Kör­
perschaften, Bundestag und Bundesrat, 
durch Bewilligung von Mitteln für den 
Aufbau des Technischen Hilfswerks dem 
Kabinettbeschluß ihre Zustimmung 
gegeben. 

Der Aufbau des Technisches Hilfs­
werks vollzog sich trotz mancher 
Hemmnisse zügig. 

Einen formellen Abschluß erreichte die 
Entwicklung mit dem Erlaß vom 
25. August 1953 über die Errichtung des 
Technischen Hilfswerks (THW) als nicht 
rechtsfähige Bundesanstalt des öffentli­
chen Rechts, Grunderlaß genannt. Dieser 
Erlaß des Bundesministers des Innern 
erging nach vorheriger Zustimmung des 
Bundeskabinetts im Rahmen der Organi­
sationsgewalt der Bundesregierung. 

Zwei wichtige organisatorische Ände­
rungen hat das THW seitdem erlebt. : 

• Eingliederung als Bundesanstalt in 
das Bundesamt für Zivilschutz durch 

Gesetz zur Errichtung des Bundesam­
tes für zivilen Bevölkerungsschutz als 
Bundesoberbehörde vom 5. Dezem­
ber 1958. Die herausragende Stel­
lung des THW in diesem Bundesamt 
ist allein dadurch gekennzeichnet, 
daß der Direktor der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk Vizepräsident 
des Bundesamtes für Zivilschutz ist. 

• Durch das Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes vom 
9. Juli 1968 wurde das THW auch 
formell in die Zivile Verteidigung 
eingegliedert. Das Gesetz bestimmt, 
daß die Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes ihre Auf­
gaben auch hinsichtlich der besonde­
ren Gefahren und Schäden wahr­
nehmen, die im Verteidigungsfall 
drohen. Dem Technischen Hilfswerk 
liegt im Rahmen dieses Gesetzes die 
Wahrnehmung der Fachdienste 
Bergung und Instandsetzung ob. 

Für diese und für seine im Grunderlaß 
festgelegten Aufgaben ist das Technische 
Hilfswerk gerüstet. Der HauptsteIle der 

Bundesanstalt THW unterstehen elf 
Landesverbände; diese umfassen 625 
Ortsverbände, die in 127 Geschäftsbe­
reiche gegliedert sind. Insgesamt verfügt 
die Organisation über 68.111 freiwillige 
Helfer und Helferinnen, die sich nach 
dem Stand vom 1. Januar 1980 zusam­
mensetzen aus: 55.142 aktive Helfer, 
9.385 Althelfer, 2.517 Junghelfer und 
1.067 Helferinnen. 

Die Ausbildung in den Ortsverbänden, 
auf den Katastrophenschutzschulen des 
Bundes und der Länder und die Ausrü­
stung mit motorisierten Fahrzeugen, 
Geräten und Werkzeugen entsprechen 
den hohen Anforderungen, die im Ein­
satz an die Helfer gestellt werden. Die 
freiwilligen Helfer haben sich in dem 
1950 an die humanitäre technische 
Hilfsorganisation gegebenen Auftrag 
bewährt. Unter den Millionen von Hel­
ferstunden, Tausenden von Hilfeleistun­
gen nehmen sich die Auslandseinsätze 
besonders heraus. Ober 30mal wurden 
Helfer des THW zu humanitären Hilfe­
leistungen im Ausland, in Europa, 
Südamerika, Asien und Afrika einge­
setzt. 
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HOlnba •• a~ens.a.us 
von Dr. H. B. Graf Schweinitz 

Kombattant ist, wer berechtigt ist, ;11 1 

Kampfhandlungen teilzunehmen, 1l 1il 
anderen Worten: Er kann allein fiir 
seine Teilnahme an KampfhandlungL'1l 
nicht zur Rechenschaft gezogen 'werdL'1l 
und hat Anspruch da rauf, daß man ihll 
gegebenenfa lls als Kri egsgefangenen 
behandelt. Soweit herrscht Ein igkeit im 
Völkerrecht. Frage ist nu r, wer denn 
nun eigentlich verbindlich a ls Ko mbat­
tant gilt. 

Das internationale Recht hält sich 
brauchba re Begriffsbestimmungen Iw ­
reit, aber es leidet da runter, daß L', 
weder mit den Wesensveränderungen, 
di e der Kri eg in den letzten Jahrzehnten 
erfahren hat, noch mit mo ralischen 
und ideo logischen Wertverschi ebungen 
Schritt ha lten kann, di e sich ständi g 
vollziehen. Der ., Franktireur« von 
1870171 war für jedermann di e Ver­
kö rperung von Bosheit und H eimtücke, 
was er tat wa r ein Delikt; di e Pa rtisa­
nen Titos, die Resistance im Frankreich 
der Jahre 1940 bis 1944 haben ni cht 
nu r weltweiten mo ra li schen Kredit, sie 
rücken in die unmittelbare Nachbar­
schaft histo rischer Freiheits kämpfer. 

Es wi rd also no twendig, sich diejeni­
gen G rundsätze ins Gedächtni s zu 
rufen, di e unverändert gelten. Maßgeb­
liche Rechtsquell en sind di e Haager 
Landkriegsordnung vom 18. 10. 1907, 
di e Genfer Abkommen vo m 
12. 8. 1949 und das 1. Cenfer Z usatz­
protokoll vom 8. 6. 1977. Geht man 
von den beiden Ersteren aus, dann sind 
drei Personengruppen als Kombattan­
ten zur Teilnahme an Kri egshandlun­
gen berechtigt. 
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Die erste G ruppe sind di e Mitglie­
der regulä rer Streitkräfte sowie 
M itglieder von Milizen und Frei­
willigen korps. Dabei ist es unerheb­
lich, ob der Feind di e Regierung 
oder Autorität, zu der sich diese 
Streitkräfte bekennen, anerkennt 
oder nicht. Als Beispiel können die 
Freiwilligenkorps gelten, di e die 
vom Dritten Reich ni cht anerkann­
ten Exilregierungen Polens, No r­
wegens, der Niederlande, Belgiens 
oder die des italienischen M ar­
schalls Badogli o aufstellten, wäh-

. rend umgekehrt den Alliierten seit 
1943 Verbände der Gegentegierung 

M ussolini s gegenüberstanden, die 
sie nicht anerkannten. 
Die zweite Gruppe sind ., ande re 
M ili zen und Freiwilligenkorps « , 
einschließlich o rganisierter Wider­
standsbewegungen, di e zu einer am 
Konfli kt beteiligten Partei gehö ren. 
Hierher würden di e Verbä nde des 
Volksstu rms zu rechnen gewesen 
sein , di e Hitl er am 12. 9. 1944 
aufstellte, ohne sie der regulären 
Wehrmacht zuzuordnen: sie bli e­
ben unter dem Ko mmando der 
Pa rtei. Voraussetzung für die Z u­
erkennung des Ko mba ttantenstatu s 
fü r di ese Gruppe is t 

daß sie eine für all e Mitgli eder 
verantwortliche Person an ihrer 
Spitze hat, 
daß sie ein bleibendes und von 
wei tem erkennbares Unter­
scheidungsmerkmal führt, 
daß sie ihre Waffen offen trägt 
und 
daß sie die Gesetze und Ge­
bräuche des Kri eges achtet. 

Eine übergestreifte Armbinde all ein 
genügt ni cht. 
Die d ritte Gruppe is t di e Bevölke­
rung eines unbesetzten Gebiete,. 
die beim H erannahen des Feinds zu 
den Waffen greift. Aus dem Fra n­
zösischen stammt der hier verwen­
dete Begriff einer levee en masse, 
die sta ttfindet, um den Feind dann 
bekä mpfen zu könn en, wenn di e 
Zeit zur Aufstellung regul ärer 
Truppen ni cht reicht. [m Unter­
schied zu den irregul ä ren M ilizen 
müssen die Beteili gten, um a ls 
Kombattanten zu gelten, ledi gli ch 

ihre Waffen offen tragen und 
bei ihren Kampfhandlungen die 
Gesetze und Gebräuche des 
Krieges einhalten. 

Erh ebt sich die Bevölkerung eines 
besetzten Gebietes, kann sie sich 
ni cht a llein auf di e beiden, für die 
levee en masse verlangten Voraus­
setzungen beschränken. Sie ~uß in 
jedem Fall als organisierte Wider­
standsbewegung auftreten und die 
hierfür erfo rderli chen (oben ge­
schilderten) Bedingungen erfüll en. 
Auch wird in der Regel eine levee 
en masse nur dann a ls zulässig 
angesehen werden, wenn nicht 

mehr genü gend Zeit zur Bildung 
normaler Verbände bes tand . Dies 
wird im Regelfa ll nur bei Kri egsbe­
ginn oder kurz darauf gegeben sein. 

Die d ritte Rechtsquelle, das I. Genfe r 
Z usa tzpro tokoll vom 8.6.1977, hat 
den Ko mbattantenstatus in Art. 43 un d 
44 erneut definiert. Es versteht sich a ls 
Ergänzung, ni cht a ls Neufassung beste­
hendell intern ati ona len Rechts, hat 
aber Unsicherheit geschaffen, da es den 
Kreis der Kri egshandlungen vo m kl as­
sischen intern ationalen Konflikt auf 
Völker erweitert, »die gegen Koloni al­
herrschaft, fremde Besetzung und rassi­
stische Regime in Ausübung ihres 
Rechts auf Selbstbestimmung kä mp­
fen «. D abei 

faß t es regulä re und irregul äre 
Streitkräfte zusammen und 
erkl ä rt alle Mitgli eder der so be­
schriebenen Streitkräfte (ausge­
nommen Sanitä tspersonal und 
Geistli che) zu Ko mbattanten, was 
bedeutet, daß die Frage nach den 
streitkräfteeigenen Ri chtern , Bea m­
ten, Angestellten und Arbeitern 
offenbleibt. 

In der Frage des o ffenen Waffentra­
gens bringt das I. Z usatzp roto ko ll zwa r 
kei ne neuen Gesichtspunkte, stellt aber 
Guerilleros, die gegen entsprechende 
Regeln verstoßen, dennoch unter den 
Schutz, den das Vö lkerrecht den 
Kri egsgefangenen zugesteht. Damit 
wird der Kombattantenstatus in der 
Praxis in bedenkli chem Maße auf die 
Guerillero-Kri egs führung erweitert, 
während er umgekehrt auf eine im 
Kri egsvölkerrecht vö llig unbekannte 
Weise eingeschränkt wird : »Söldner« 
soll en künftig nicht mehr Kombattan­
tensta tu s haben. 

In der Völkerrechtspraxis drohen 
sich politische Vorstellungen durchzu­
setzen, die den Kri egsbegriff ausweiten. 
Käme es dahin , daß di e marxistische 
Lehre von den »gerechten « und »unge­
rechten « Kriegen Eingang in das inter­
nationale Kriegsrecht fände, wäre in 
Frage gestellt, was seit der Haager 
Landkriegsordnung eigentli cher Sinn 
der Bemühungen war, den Kombattan­
tenstatu s unmißverständlich zu definie­
ren : der Schutz der Zivilbevölkerung 
vor Sanktionen und di e Humanisierung 
des Krieges. 



Science fiction 
in der Kriegfühmng 

Verbot der Umweltveränderung 
zu feindseligen Zwecken 

Mit einem Thema, das mehr in den 
Bereich der science fiction als in den 
der Realität zu fallen scheint, befaßt 
sich ein internationales »Übereinkom­
men über das Verbot der mjlitärischen 
oder einer sonstigen feindseligen Nut­
zung umweltverändernder Techniken « 
vom 18. Mai 1977. 

Entstehungsgeschichte 

So utopisch das Thema auch erscheinen 
mag, so könnten doch vielleicht ra­
scher, als heute noch abzusehen, wis­
senschaftli che und technische Fort­
schritte auf den Gebieten der Umwelt­
beeinflussung, wie etwa der Wetter­
und Klimaveränderung, neue, schreck­
liche Möglichkeiten der Kriegführung 
eröffnen. Diese Befürchtungen waren 
es, die am 3 . Juli 1974 Richard M. 
Nixon als Vertreter der USA und Leo­
nid 1. Breschnew als Vertreter der 
UdSSR in Moskau zur Unterzeichnung 
einer gemeinsamen Erklärung über den 
Schutz der Umwelt vor Beeinflussung 
zu militärischen Zwecken veranlaßten. 
Diese Erklärung leitete eine Entwick­
lung ein , die zu dem genannten Ab­
kommen führte. Beide Staaten befür­
worten darin möglichst wirksame 
Abwehrmaßnahmen gegen die militäri­
sche Verwendung von Techniken zur 
Umweltbeeinflussung und beschlossen, 
noch im gleichen Jahr eine Zusammen­
kunft amerikanischer und sowjetischer 
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Vertreter abzuhalten, um dieses Pro­
blem zu untersuchen und die möglichen 
Schritte in Richtung auf solche Ab­
wehrrnaßnahmen zu erörtern. Es folg­
ten daraufhin bilaterale Verhandlungen 
zwischen den USA und der UdSSR von 
Dezember 1974 bis Juni 1975 in 
Moskau, Washington und Genf. Am 
24. September 1974 unterbreitete der 
sowjetische Außenminister Andrej J. 
Gromykow der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen einen Konven­
tionsentwurf. Der gesamte Verhand­
lungskomplex wurde dann durch Reso­
lution 3264 der 29. UN-Vollversamill ­
lung vom 9 . Dezember 1974 der Gell ­
fer Konferenz des Abrüstungsausschus­
ses (CCD = The Conference of the 
Commitee on Disarmament), dem jet­
zigen Abrüstungsausschuß (CD 
Committee on Disarmament), zur wei­
teren Bearbeitung überwiesen. Die bila­
teralen Verhandlungen USA/UdSSR 
führten erstaunlich rasch zu greifbaren 
Ergebn issen. Bereits am 21. Au­
gust 1975 konnten die Delegationen 
der UdSSR und der USA dem Abrü­
stungsausschuß je ein Arbeitspapier 
(CCD/471 bzw. CCD/472) unterbrei­
ten, die einen gemeinsamen Konven­
tionsentwurf enthjelten. Auf Grund 
zahlreicher Änderungswünsche und der 
Kritik mehrerer Delegationen wurde 
dieser amerikanisch-sowjetische Ent­
wurf in einer Arbeitsgruppe des Abrü­
stungsausschusses in 29 Sitzungen 
zwischen dem 2. Juli und dem 1. Sep­
tember 1976 überarbeitet und der 
geänderte Konventionsentwurf mit 

Bericht des AbrüstungsausschlI sses vom 
3. September 1976 (CCD/520) der 
Vollversammlung und der Abrüstungs­
kommission der Vereinten Nationen 
vorgelegt. Dieser Entwurf wurde dann 
am 10. Dezember 1976 mit Resolution 
31/72 von der UN-Vollversammlllng 
den Staaten zur Prüfung, Unterzeich­
nung und Ratifizierung empfohlen. Am 
18. Mai 1977 wurde die Konvention 
von den Vertretern der USA, der 
UdSSR und 31 weiterer Staaten, darun­
ter der Bundesrepublik Deutschland, 
unterzeichnet. Sie ist seit dem 5. Okto­
ber 1978 in Kraft. 

Gegenstand des Abkommens 

Bei dem Umweltkriegsverbots-Ab­
kommen handelt es sich um ein Nicht­
rüstungsabkommen: Es verbietet näm­
lich die tatsächliche Anwendung von 
bisher nicht einmal rudimentär entwik­
kelten umweltverändernden Techniken 
zu militärischen Zwecken, die »weit­
räumIge, lange anda uernde oder 
schwerwiegende Auswirkung« haben. 
Dagegen wird in dem Abkommen 
ausdrücklich dje friedli che Nutzung 
derartiger Techniken garantiert. Be­
trachtet man den Ablauf der Verhand­
lungen bis zum Absch luß des Überein­
kommens, so fä llt auf, wie verhältnis­
mäßig reibungslos sie im Vergleich 
etwa mit denen über ein Verbot chemi­
scher Waffen vonstatten gingen. Wäh-
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rend hier zwischen den führenden 
Mächten schon bald Übereinstimmung 
erzielt wurde, wird dort seit Jahren Uil l 

Detailfragen gerungen, ohne daß bishn 
ein konkretes Ergebnis vorliegt. Dn 
Grund für den erwähnten Unterschied 
liegt in dem abweichenden Entwick­
lungsstand der Materien: ein Verbot 
von Mitteln zur Kriegführung durch 
Umweltbeeinflussung war leichter zu 
erreichen und weniger kompliziert, weil 
diese Mittel noch nicht weit entwickelt, 
z. T. sogar überwiegend hypothetischer 
Natur sind. Dagegen haben die chemi­
schen Waffen bereits einen hohen tech­
nischen Stand erreicht und insbeson­
dere der Warschauer Pakt, voran die 
Sowjetunion, ist für eine Kriegführung 
mit chemischen Waffen gerüstet. Wo 
aber solche Kampfmittel bereits in die 
militärische Planung einbezogen sind, 
ist der Widerstand gegen ihre Abschaf­
fung selbstverständlich größer als auf 
Gebieten, wo dies nicht der Fall ist. 
Insofern ist es zu begrüßen, daß sich 
die Bemühungen um Abrüstung und 
Rüstungskontrolle nicht nur auf bereits 
vorhandene militärische Einsatzmittel 
beziehen, sondern mit dem Abkommen 
über ein Verbot der Umweltkriegfüh­
rung auch den Versuch umfassen, 
mögliche Entwicklungen zu erkennen 
und in Bahnen zu lenken, in denen sie 
nicht zu militärischen Zwecken miß­
braucht werden können. Dadurch soll 
verhindert werden, daß sich der Rü­
stungswettlauf auf neue unkonventio­
nelle Mittel der Kriegführung erstreckt. 
In bezug auf den Anwendungsbereich 
des Abkommens lassen sich vier ver­
schiedene Kategorien von gefährlichen 
Umweltveränderungen unterscheiden: 
• Die erste würde ein akuter Krieg 

sein, in dem Umweltveränderungen 
verwendet werden, um andere mili­
tärische Operationen zu unterstüt­
zen oder die ohne Verbindung mit 
diesen unternommen werden. 

• Die zweite würde ein Konflikt ohne 
akuten Krieg sein, bei dem Um­
weltveränderungen systematisch 
verwendet werden, um auf die 
gegnerische Gesellschaft einen 
Druck auszuüben, also eine Art 
wirtschaftlicher Kriegführung. 

• Eine dritte denkbare Kategorie 
wäre eine friedliche Änderung der 
Umwelt ohne feindselige Absicht, 
die aber einen unbeabsichtigten 
Schaden mit negativen internatio­
nalen Auswirkungen zur Folge hat. 
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• Als vierte Möglichkeit käme end­
lich eine schädliche Umweltverän­
derung als Nebenwirkung konven­
tioneller oder nuklearer militäri­
scher Operationen in Betracht. 

Die Konvention umfaßt nur die erste 
und zweite Kategorie. Der ganze Be­
reich der friedlichen Umweltänderungs­
techniken einschließlich jener, die 
unbeabsichtigten Schaden verursachen, 
ist dagegen durch das Umweltpro­
gramm der Vereinten Nationen und die 
Weltorganisation für Meteorologie zu 
behandeln, die bereits bemüht sind, 
eine internationale Umweltgesetzge­
bung zu schaffen. Die vierte Kategorie 
sch ließl ich berührt das Verhältnis zwi­
schen dem Übereinkommen und dem 1. 
Zusatzprotokoll zu den Genfer Kon­
ventionen von 1949 über den Schutz 
der Opfer internationaler bewaffneter 
Konflikte aus dem Jahre 1977. Dieses 
Zusatzprotokoll wurde von der Diplo­
matischen Konferenz über humanitäres 
Recht in bewaffneten Konflikten in 
Genf erarbeitet. Es enthält in Artikel 35 
Abs.3 ein Verbot »Methoden oder 
Mittel der Kriegführung zu verwenden, 
die dazu bestimmt sind oder von denen 
erwartet werden kann, daß sie ausge­
dehnte, langanhaltende und schwere 
Schäden der natürlichen Umwelt verur­
sachen«. Obwohl der Wortlaut dem 
des Artikels I des Umweltabkommens 
sehr ähnlich ist, besteht bezüglich des 
Anwendungsbereichs ein klarer Unter­
schied. Das Zusatzprotokoll ist dazu 
bestimmt, die natürliche Umwelt vor 
speziellen ernsten Schädigungen bei der 
Verwendung konventioneller oder 
nuklearer Mittel und Methoden der 
Kriegführung zu schützen, während es 
der Zweck des Übereinkommens ist, 
die absichtliche feindselige Verwen­
dung und Manipulierung natürlicher 
Vorgänge als Waffe zu verbieten. 
Außerdem gilt das Zusatzprotokoll nur 
für bewaffnete Konflikte, während die 
Verbote des Übereinkommens an­
wendbar sind, selbst wenn kein Krieg 
erklärt ist, wenn keine anderen Waffen 
verwendet werden und keine militäri­
schen Operationen stattfinden. Daraus 
folgt, daß die vierte Kategorie gefährli­
cher Umweltveränderungen durch das 
1. Zusatzprotokoll erfaßt wird . 

Denkbare Umweltwaffen 

Angesichts der Tatsache, daß über die 
wissenschaftlichen und technologischen 

Aspekte einer Änderung der Umwelt 
nur wenig bekannt ist, ergab sich für 
den Abrüstungsausschuß zunächst die 
Notwendigkeit, ein klares Verständnis 
der Natur und des Potentials der 
Umweltkräfte zu gewinnen, die zu 
feindseligen Zwecken verwendet wer­
den könnten. Der Ausschuß führte zur 
Klärung dieser Fragen verschiedene 
Sitzungen mit Experten durch. Darüber 
hinaus wurde insbesondere in einem 
kanadischen Arbeitspapier (CCD/463 ) 
der Versuch unternommen, denkbare 
Wege der Umweltveränderung zu be­
stimmen, eine vorläufige Bewertung 
ihres militärischen Potentials und ihrer 
Durchführbarkeit vorzunehmen sowie 
mögliche Gegenmaßnahmen und fried­
liche Anwendungen zu erörtern. 

Die Recherchen ergaben zunächst 
folgende Hauptkategorien der Umwelt 
als Ansatzpunkte für Veränderungen: 

I. Die Atmosphäre einschließlich der 
hohell Atmosphäre und der Jono­
sphäre; 

II. Die Meere; 
UI. Die Landrnassen und deren Wasser­

systerne. 
Innerhalb dieser Hauptkategorien 

sind als Veränderungen für die militäri­
sche Anwendung denkbar: 

I. Atmosphärische 
Veränderungen 

1. Nebel/ Wolken-Zerstreuung 

Die Beseitigung einer Nebel- oder 
Wolkendecke über Kampffeldern, 
Flugplätzen, Häfen oder Eisenbahn­
knotenpunkten würde einen sonst nicht 
möglichen Lufteinsatz gestatten. Die 
Durchführbarkeit ist in hohem Maße 
vom Nebel- bzw. Wolkentyp abhängig. 
Übersättigte Wolken können durch 
Abregnen beseitigt werden; gesättigte 
Wolken könnten dagegen die Massen­
anwendung thermischer Energie erfor­
dern, um den Abtaupunkt zu erreichen. 
Die Anwendung wäre örtlich äußerst 
begrenzt, für Winde und ein Gefälle der 
Oberflächentemperatur empfänglich 
und die Beseitigung nur von kurzer 
Dauer. Die erforderliche Energiemenge, 
um Nebel aufrechtzuerhalten oder 
hervorzurufen, dürfte für taktische 
Zwecke zu groß sein. 

2. Nebel/ Wolken - Erzeugung 

Die Erzeugung von Bodepnebel oder 
niedrig liegenden Wolken über einem 
Kampffeld oder anderen Zielgebieten 



könnte Schutz vo r einem Angriff b il' ~ 

ten, der auf Si cht angewiesen ist. Alil 
den Ka mpffeldern könnte sie Decku n~ 
für di e Angriffsvo rbereirung und fii I 
Täuschungszwecke bieten sowi e auch 
als Schutz vor nuklea ren Verbrennu n­
gen di enen. Die Schiffa hrt in H äfcI1 
und begrenzten Ka nä len kö nnte behin ­
dert , Flugplätze kö nnten geschl ossen 
werden. Die Durchführba rkeit und di e 
Ausdehnung des Nebels oder der 
Wolken ist a bhä ngig von der Menge an 
Chemik alien, di e zerstreut werd en 
kö nnen, um al s Ko ndensa ti o nskern e 
für di e Luftfeuchti gkeit zu wirken. Die 
direkte Erzeugung vo n Wolken oder 
Nebel durch Wä rmeentzug aus der 
Atmosphäre würde große Energien und 
eine umfangreiche Ausrü stung erfo r­
dern. Beide Systeme werden von der 
relativen Feuchtigkeit und der örtli chen 
Windstä rke abhängig sein . Unter be­
stimmten a rkti schen Bedingungen ka nn 
Nebel erzeugt werden durch Eisaufbre­
chung in kalten Gebieten, di e no rma­
lerweise von Ei s bedeckt s ind . Dadurch 
würden di e Verda mpfung wa rmen 
Wassers und di e a nschli eßende Ko n­
densierung begün sti gt werd en. Als 
fri edli che Anwendung kä me cü e N ebel­
erzeugung zur Beschrä nkung von 
Wärm everlu sten in Betracht, um Ern­
teerträge vo r Frostschäden zu bewah­
ren. 

3. Erzeugung von Hagel 

Die Erzeugung von H agel, besonders 
großer Kö rn er, könnte eine bedeutsa me 
Auswirkung auf Fa hrzeuge und große 
Lenkwaffen mit dünn em Oberfl ächen­
ma teri al haben, die s ich im Freien be­
finden, ferner a uf leichte Ba uten , An­
tenn en, Strom- und ach ri chten lei run­
gen. Die Durchfüh rbark eit ist sehr 
abhängig vo n geeigneten Wolkensy­
stemen sowie ö rtlich und zeitlich be­
grenzt. 

4. Freisetzung von Materialien zur 
Änderung der elektrischen Eigen­
schaftel'/ der Atmosphäre 

Hierdurch könnten gewisse Nachrich ­
tenverbindungen und die Fernaufkl ä­
rung, einschließlich der Waffenentdek­
kung und der Anvisierung von Zielen, 
unterbrochen werden. Die Mögli chkeit 
einer solchen Anwendung ist jedoch 
weithin noch unentwickelt. Aber das 
Potential als Waffe mag genügen, um 
entsprechende Forschungen zu rechtfer­
tigen. 

5. Eillführung elek tromagnetischer 
Felder in die Atmosphäre 

Ein dera rtiger Eingri ff in den elektro­
magneti schen Bereich ka nn ebenfa ll s 
zu r Stö rung vo n Nachri chtenverbin ­
dungen und der Fern aufklä rung führen. 
Sehr hohe Energieni vea us kö nn en 
da rüber hin a us eine Auswirkung a uf 
Menschen haben. Um Wirkungen 
hervorzurufen, wä re die erfo rd erli che 
Energie menge wah rscheinli ch sehr 
groß, so daß eine Anwend ung zwa r 
theoretisch durchführbar erscheim. 
pra ktisch aber un wa hrscheinli ch, a ll en ­
fa lls ö rtli ch sehr begrenzt is t . 

6. Erzeugung und Lenkung vernich­
tender Stürme 

Die in Hurrika nen, Taifunen oder 
Zyklo nen enth altene Energie ist von 
einer hö heren G rößeno rdnung als die 
nuklea rer Sprengkö rper. Die Anwen­
dung di eser Energien a uf das Ka mpf­
feld, Flo tten oder stra tegische Z iele wi e 
H äfen kö nnte eine erhebli che Auswir­
kung a uf das militä ri sche Gleichge­
wi cht haben. Jedoch scheinen a ll e 
denkba ren M ethoden der Erzeugung, 
Ma nipuli erun g oder Lenkung großer 
Stürme oder W etterfro nt-Systeme so­
viel Energie zu erfo rdern , daß sie sich 
für stra tegische oder a nde re militä ri­
sche Z wecke a ls unpra ktisch erweisen. 
Ni cht a ll e M ethoden wurden bishcr 
erprobt, a ber einige Techniken zur 
Ze rstreuung vo n Wirbelstürmen schei ­
nen vi elversprechend . Eine Intens i vil '~ 

rung oder Lenkung von Hurrika nei l 
li egt somit im Bereich des Möglichen. 
Die derzeiti gen Kenntnisse sind lb, 
Resultat von Bemühungen, den erhebl i­
chen Schaden, der im Frieden durch 
diese Stürme verursacht wird , zu mil ­
dern . Es ist zu erwa rten , daß di e Erfo r­
schung vo n T echniken zur Z erstreuun g 
oder Umlenkung von Wirbelstürmen 
weitergeht. 

7. Erzeugung von Regen und Schnee 

Das Abregnen von Wolken zur Ver­
mehrung des Niederschlags könnte 
militärische Bedeurun g für gewi sse 
Stando rte haben, die bereits mit W asser 
gesättigt sind . Zusä tzli ches Wasser 
würde zur Aufweichun g des Bodens 
und zur Minderung seiner normalen 
Belastbarkeit führen. Es kann zu Erd­
rutschen kommen, di e Straßen ver­
schütten oder Stromleitungen durch ­
trennen. Ansteigende Flüsse könn en 
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Brü cken unterspülen. Vermehrte r 
Schn eefa ll kö nnte H aupttransportstra­
ßen enrweder di rekt oder durch Lawi­
nen bl ock ieren. Die prak tische Durch­
führung hä ngt sehr sta rk vom Vo rhan­
densein von Wolkensystemen a b, die 
einen natürli chen N iederschl ag begü n­
stigen. Ein solcher N iederschlag ka nn 
beschleunigt und vermehrt werden 
durch das Einfü hren von Kondensa­
tio nskernen. Die Anwendungsmöglich­
kei t d ürfte ö rtli ch und zeitl ich sehr 
begrenzt sein ; sie ist wegen zu geringer 
Lufrfeuchte un wa hrscheinl ich bei 
strengem Winter und unter a rktischen 
Bedingungen. Gegen maßnahmen wären 
ö rrli che M aßnahmen zu r Kontro ll e von 
Überschwemmun gen, tragba re Brük­
ken, AlIwetterstra ßen und deren ange­
messene Erh altung sowie Schneeräum­
geräte. Im Frieden si nd künstli che 
N iederschl äge zu r M ilderung von 
Trockenh eit und für Zwecke der Was­
serspeicherung von hohem Interesse. 

8. Kontrolle von Blitzen 

Einri chtungen für Nachri chtenverbin­
d ungen, di e Antennen zur Ausstrahl un­
gen vo n Energie verwenden, sind be­
sonders empfindli ch gegen Blitzschä­
den. Durch eine Vermehrung der H äu­
figkeit und der Intensitä t kö nnen Blitze 
als Bra ndwaffe nützli ch sein . Wä hrend 
di e pra ktische Durch führba rkeit un er­
probt ist, scheim es a ndererseits mög­
li ch , di e Kondensa to rkapazi tä t einer 
Gewitterwolke zu erhö hen und da­
durch di e Blitzentl adungen zu verstär­
ken. Als Gegenmaßna hm en ko mmen 
Blitzschutzgeräte in Betracht. 

9. Klima-Ä nderungen 

Info lge der po tenti ellen Wirkungsskala 
w ürden solche Änderungen mehr stra­
tegischen Wert ha ben a ls andere Kon­
zepte. Im allgemeinen sind Klima-Ä n­
derungen mit einer da uernden jährli ­
chen Vermehrun g oder Abnahme der 
Niederschl äge, mit einer Änderung der 
mittleren J ahreszeiten-Tempera turen 
oder mit einer Änderung der Zahl vo n 
So nn ensrunden verbunden. Das ka nn 
zu einer erheblichen Z errüttung der 
Nahrungsmittelproduktio n , zu ell1er 
Veränderung des ö ko logischen G leich­
gewichts, zu einer erhöhten Erosion 
und zur Verni chtung von W äldern 
führen. Eine so lche Änderung basiert 
möglicherweise auf Techniken wie 
Eisschmelze an den Po len , Ri chtungs­
änderung vo n Flüssen, Umleirung der 
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wichtigsten Meeresströmungen. Da die 
meisten voraussehbaren Konzepte sehr 
großen Energieverbrauch für ungewisse 
Resultate erfordern, ist nicht anzuneh­
men, daß Klima-Änderungen als Waffe 
brauchbar sind. 

10. Zersetzung der ionisierten oder 
Ozonschichten 

Die Ozonschicht in 15 bis 50 km Höhe 
schirmt die Erdoberfläche vor dem 
gefährlichen Eindringen ultravioletter 
Strahlung ab, die von der Sonne 
kommt. Eine Zersetzung dieser Schicht 
und damit des thermischen oder Strah­
lungsgleichgewichts unseres Planeten 
kann eine Auswirkung auf die Nah­
rungsmittelproduktion und möglicher­
weise auf das menschliche Oberleben 
haben. Der Mechanismus, der solche 
Änderuogen herbeiführen könnte, ist 
derzeit kaum bekannt. Zu denken ist 
an die massive Anwendung von nu­
klearen Explosivkörpern oder die kata­
lytische Zersetzung des Ozons durch 
Gase. Es ist wahrscheinlich, daß z. B. 
Fluorkohlenwasserstoff, wie er in den 
beliebten und bequemen Spraydosen 
als Treibgas verwendet wird, den 
Ozon-Mantel der Erde angreift uhd ihn 
für UV-Strahlung durchlässiger macht. 
Ober die Verwendung dieses Treibga­
ses, von dem weltweit ca. 700.000 
Tonnen in den letzten Jahren produ­
ziert wurden, ist daher ein ernsthafter 
Streit entstanden. Die Auswirkungen 
einer Zerstörung des Ozonmantels 
lassen sich z. Z. nicht sicher voraussa­
gen, dürften aber weitreichend, mögli­
cherweise global, langwährend und 
vielleicht irreversibel sein. 

II. Änderung der Meere 

1. Änderung der physikalischen, 
chemischen und elektrischen Para­
meter der Meere und Ozeane 

Eine Änderung der Dichte und Tempe­
ratur der Meere könnte die Funktions­
fähigkeit akustischer Systeme, die bei 
der U-Boot-Bekämpfung verwendet 
werden, beeinträchtigen, die natürli­
chen Lebensbedingungen der Meeres­
fauna berühren und zu deren Abster­
ben führen. Dadurch könnte der Fisch­
fang reduziert werden. Eine derartige 
Änderung bedürfte allerdings enormer 
Energiemengen. 

2. Abgabe von radioaktivem Material 
in die Meere 

An bestimmten Orten könnten Le­
bensmittelvorräte, die aus dem Meer 
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gewonnen werden, radioaktiv ver­
seucht werden, um den menschlichen 
Konsum zu gefährden. Die Durchfüh­
rung würde allerdings große Mengen 
radioaktiven Materials erfordern und 
zwar in einer Form, die von Fischen 
leicht aufgenommen wird. Abgabe und 
Verbreitung wären leicht zu entdecken. 
Auch hängt die Lokalisierung von der 
genauen Kenntnis der Meersströmun­
gen und der Fischwanderungen ab. Die 
Wirkung wäre wahllos und von zu 
langer Dauer. Daher wird eine solche 
Verseuchung nicht als bedeutsame 
potentielle Waffe angesehen. 

3. Erzeugung von Ozeanwellen (Tsu-
namis) 

Große Flutwellen könnten dazu ver­
wendet werden, niedrig gelegene Kü­
stengebiete und strategisch wichtige 
Häfen zu überschwemmen oder Ober­
wasser-Flotten, die geankert sind bzw. 
sich nahe der Küste befinden, zu be­
schädigen. Natürliche "Tsunamis" sind 
Ozeanwellen, die durch Seebeben her­
vorgerufen werden. Seebeben könnten 
u. U. durch eingeführte Energie oder 
durch absichtliche "Schmierung" von 
Bruch- und Grabenzonen, die unter 
gewaltigem Druck stehen, ausgelöst 
werden. Zusätzlich kann auch eine 
große Nuklearexplosion im Wasser 
oder die gewaltsame Auslösung einer 
Unterwasserlawine verwendet werden. 
Hierzu wäre eine ausgedehnte Vorbe­
reitung, insbesondere die Sammlung 
von Informationen der geologischen 
Meeresstruktur, erforderlich. 

ID. Änderung von Landmassen 

1. Auslösung von Erdbebenl Tsunamis 

Die Fähigkeit, ein größeres Erdbeben in 
der Nlihe der Verteidigungsstellung 
eines Feindes auszulösen oder strategi­
sche Häfen, Verkehrssysteme oder 
Flugplätze zu zerstören, machen die 
potentiellen Waffen attraktiv. An ge­
eigneten Orten erscheint es denkbar, 
die seismische Energie-Freisetzung 
auszulösen oder anzuregen, bevor sie 
auf natürlichem Wege ausgelöst wor­
den wäre. Dies erfordert Informationen 
über den Aufbau von Spannungen der 
Erdkruste, über die Verteilung und die 
Charakteristik von Widerstandspunk­
ten und Verwerfungen, über die lokale 
Temperatur und das Druckgefälle. Für 
Ozeanwellen ist das Verständnis der 

Schwingungs- und Resonanz-Charakte­
ristiken von Meeresbecken und die 
Brechungsauswirkungen der Küstenli­
nien auf Oberflächenwellen notwend ig. 
Obwohl an speziellen Orten und zu 
Zufallszeiten denkbar, dürfte das mili­
tärische Potential für militärische 
Zwecke nahezu null sein. Es gibt sehr 
wenige passende Orte, und der Zeit­
punkt wird meist von der Natur be­
stimmt. In den meisten Fällen dürfte 
auch nur eine einmalige Operation von 
unbekannter Größenordnung möglich 
und die Auslösung, etwa mittels nu­
klearer Sprengkörper oder eines tiefen 
Schachtes, sehr schwierig sein. Die 
Vorbereitungen wären kaum geheim­
zuhalten. Immerhin geht die Forschung 
auf diesem Gebiet ständig weiter, um 
natürliche Erdspannungen zu mildern, 
die zu Erdbeben führen . 

2. Verbrennen der Vegetation In 

großem Umfang 

Großflächige Verbrennungen könnten 
den natürlichen Bewuchs entfernen, 
menschliche Siedlungen, Nahrungsmit­
tel, Ernten, Vorratslager zerstören und 
die Verkehrswege unterbrechen. Die 
Durchführbarkeit ist höchst abhängig 
vom Wetter, der Entzündbarkeit der 
Vegetation und den getroffenen Ge­
genmaßnahmen (Feuerschneisen, ggf. 
Abregnen von Wolken usw. ). 

3 . Erzeugung von Lawinen und Erd­
rutschen 

Das Auslösen von Schneelawinen und 
großen Erdrutschen könnte militärisch 
verwendet werden, um Gebirgspässe, 
die Flußschiffahrt oder wichtige Ver­
kehrswege zu blockieren sowie Nach­
richtenverbindungen zu unterbrechen. 
Die Durchführbarkeit ist lokal be­
grenzt. 

4. Oberflächenveränderung in Dauer-
frost-G ebieten 

Solche Eingriffe können zu Instabilität 
und beschleunigter Erosion mit darauf 
folgender rapider Zerstörung von Stra­
ßen, Eisenbahnen, Fundamenten und 
Änderung von Flußläufen führen. Die 
Beseitigung oder Durchdringung von 
isolierenden organischen Schichten 
oder von Kiesablagerungen aus Flüssen 
erlaubt das Schmelzen des Grundeises 
oder das Auftauen vereister Böden; sie 
ist allerdings nur in Gebieten mit 
hohem Eisgehalt erfolgversprechend. 



Während eine Durchdringung jeder­
zeit vorgenommen werden kann, 
kommt es zur Auswirkung nur in der 
Schmelzsaison; sie dauert lange und 
kann weiter wachsen, wenn nicht die 
isolierende Decke ersetzt wird. 

5. Flußumleitung 

Eine einschneidende Änderung des 
Wasserlaufs eines Flusses stromauf­
wärts kann einerseits Hafenanlagen 
und andere niedrig gelegene Gebiete 
überschwemmen, Brücken unterspülen, 
den Wasserspiegel so erhöhen, daß er 
die Durchfahrt unter den Brücken ver­
hindert, und Strömungen hervorrufen, 
die die Schiffahrt gefährlich machen; 
sie kann andererseits die Schiffahrt 
behindern, indem sie Flüsse zu seicht 
werden läßt und die verfügbare Was­
sermenge für die Stromerzeugung, für 
die öffentliche Wasserversorgung, die 
Bewässerung und für die Kühlung von 
Kernreaktoren reduziert. Zur Durch­
führung muß die Umleitung stromauf­
wärts erfolgen. Es muß eine angemes­
sene Wasserzufuhr vorhanden sein, um 
den normalen Flußlauf zu erhöhen oder 
eine Methode, große Mengen Wasser 
durch andere Kanäle abzuleiten. Der 
technische Aufwand wäre erheblich, 
aber nicht unmöglich, wie das sowjeti­
sche Projekt einer Umleitung der Flüsse 
Petschora, Ob und Jenissei zeigt, mit­
tels dessen der Aralsee und das Kaspi­
sche Meer wieder aufgefüllt werden 
sollen, die infolge der intensiven Land­
wirtschaft an der Wolga langsam aus­
trocknen. Das Projekt macht Klima­
Experten große Sorgen; denn je weni­
ger Wasser die Flüsse zum Nordmeer 
bringen, desto schneller könnte die 
Eisdecke des Nordmeeres zunehmen 
und möglicherweise den bisher seit 
Millionen von Jahren gleichgebliebenen 
Wechsel von Eiszeiten zu Zwischeneis­
zeiten verschieben. 

6. Anregung von Vulkantätigkeit 

Das Gas und die Asche, die bei einem 
aktiven Vulkan entstehen, können eine 
bedeutsame Auswirkung auf die Atmo­
sphäre noch in einer erheblichen Ent­
fernung haben, indem sie Kondensa­
tionskerne für Niederschläge oder 
Nebelbildung liefern, das Sonnenlicht 
auf der Erdoberfläche reduzieren und 
vielleicht eine Auswirkung auf Nach­
richtenverbindungen haben. Die Stimu­
lierung ruhender Vulkantätigkeit kann 
möglich sein. Das Ausmaß der Wir-

kung ist jedoch schwer vorauszusagen 
und kann u. U. nur von kurzer Dauer 
sein. Der Lavafluß dürfte nur schwer 
zu steuern und im Umfang kaum vor­
hersehbar sein. 

Es ist offensichtlich, daß die meisten 
der hier beschriebenen Techniken zur 
Veränderung der Umwelt in der Zu­
kunft liegen und vielleicht nie realisier­
bar sein werden, ganz abgesehen von 
der teilweise zweifelhaften militäri­
schen Brauchbarkeit. Bis zu einem 
gewissen Grade möglich ist bereits 
heute die Änderung atmosphärischer 
Vorgänge im lokalen Bereich. Die Zer­
streuung von kalten Nebeln wird jetzt 
schon erfolgreich praktiziert und bei 
der Veränderung von Niederschlägen 
gibt es in der Praxis Teilerfolge. So 
können einzelne Wolken abgeregnet 
und die Niederschläge örtlich bis zu 
30 % unter gewissen begrenzten Be­
dingungen verändert werden. Anderer­
seits haben Versuche, den Niederschlag 
zu vermehren, mitunter tatsächlich zu 
einer Verminderung geführt und bei 
anderen Gelegenheiten überhaupt kei­
nen klar bestimmbaren Effekt gehabt. 
Der wissenschaftliche Hintergrund auf 
diesem Gebiet ist trotz intensiver For­
schung noch wenig gesichert. Auch die 
Milderung starker Stürme wie Hurri­
kane und die Verhinderung von Hagel 
sind Themen weltweiter Forschung mit 
ermutigenden, aber noch sehr unbe­
stimmten Resultaten. 

Gel tungs bereich 
des übereinkommens 

Angesichts der Vielfalt der theoreti­
schen Möglichkeiten einer Verände­
rung der natürlichen Umwelt und ihrer 
erheblichen Spannweite - von der 
begrenzten örtlichen Auswirkung bis 
hin zu unkalkulierbaren Schädigungen 
von globalen Ausmaßen - ergab sich 
für den Abrüstungsausschuß die Frage, 
ob in einer Konvention ein vollständi­
ges Verbot aller feindseligen Umwelt­
veränderungen auszusprechen sei oder 
sich ein Verbot auf bestimmte um­
schriebene Änderungen beschränken 
solle. Der sowjetische Entwurf von 
1974 hatte ein umfassendes Verbot 
enthalten . Der gemeinsame Entwurf 
der UdSSR und der USA von 1975 
untersagte hingegen nur besonders 
gravierende Techniken der Umweltver­
änderung, und diese Beschränkung 
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fand auch in der endgültigen Fassung 
des Abkommens ihren Niederschlag. 
Die einschlägige Vorschrift lautet: 

Artikel I 
(Umweltkriegsverbot) 

(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet 
sich, umweltverändernde Techniken, 
die weiträumige, lange andauernde 
oder schwerwiegende Auswirkungen 
haben, nicht zu militärischen Zwecken 
oder in sonstiger feindseliger Absicht 
als Mittel zur Zerstörung, Schädigung 
oder Verletzung eines anderen Ver­
tragsstaats zu nutzen. 

(2) Jeder Vertragsstaat verpflichtet 
sich, einen Staat, eine Gruppe von Staa­
ten oder eine internationale Organisa­
tion weder zu unterstützen noch zu 
ermutigen noch zu veranlassen, Hand­
lungen vorzunehmen, die gegen Absatz 
1 verstoßen. 

Gegen die Beschränkung auf »weit­
räumige, lange andauernde oder 
schwerwiegende Auswirkungen « wur­
den von zahlreichen Delegationen 
Einwände erhoben. In erster Linie 
wu rde beanstandet, daß die gewählte 
Formulierung unklar sei und Interpre­
tationsprobleme mit der Gefahr von 
Streitigkeiten aufwerfe, die bei einem 
vollständigen Verbot vermieden wür­
den. Der Textentwurf legitimiere au­
ßerdem viele » monströse« Akte der 
Umweltkriegführung, wie die Verursa­
chung von Erd- und Seebeben sowie 
Wirbelstürmen oder Änderungen der 
Ozonschicht, soweit sie nur unterhalb 
der festgesetzten Schwelle der Massen­
vernichtungsmittel blieben, und unter­
binde nicht Vorbereitungen zur Um­
weltkriegführung einschließlich der 
Entwicklung entsprechender Techni­
ken. Dem wurde von anderen Delega­
tionen entgegengehalten, daß ein unbe­
schränktes Verbot leicht zu Streitigkei­
ten aus relativ unbedeutenden Anlässen 
und zu einer größeren Zahl unbeweis­
barer Beschuldigungen führen könnte. 
Dadurch könnte die Verwirklichung 
des Abkommens und damit seine Re­
spektierung problematisch werden. 
Einige Änderungstechniken der Um­
welt, wie die Auslösung von Erdbeben, 
Seebeben, Klimaänderungen oder die 
Intensivierung von Wirbelstürmen, 
hätten zwangsläufig lange andauernde 
oder schwerwiegende Auswirkungen 
und würden daher in jedem Falle ver­
boten sein. Eine Interpretationshilfe der 
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Begriffe »weiträumi g« etc. enth ä lt die 
Absprache zu Art. I in der Anl age zu 
de m Abkommen. 

Während der Verh andlungen wa r 
ferner vorgeschl agen wo rd en, das 
Verbot auf die »feindselige« Verwen­
d ung, ohne Bezugnahm e auf di e »mili ­
tä rische« Verwendung zu beschränken, 
da ni cht alle militä ri schen Verwendun­
gen notwendigerweise auch feindselig 
seien. So seien Manöver zwa r militä ri­
scher Natur, aber meist ni cht feindse­
li g. Die Delega ti on der UdSSR räumte 
zwar ein, daß militä rische M anöve r 
durch das übereinkommen ni cht ver­
bo ten würden, hi elt aber mit der 
M ehrheit der anderen Delegationen, 
einschli eßlich der der USA, an dem 
Ausdruck »militärisch « a ls besonderer 
H ervo rh ebung fest. 

M ehrere Delega ti onen ha tten ferner 
angeregt, auch eine »D rohung mit der 
Verwendung« zu verbieten. Es sei eines 
der grundlegenden Prinzipien in den 
internationalen Beziehungen, sich ni cht 
nur der Verwendung, sondern auch der 
Drohung mit der Verwendung von 
Gewalt zu enthalten. Dem Vorschl ag 
wurde nicht entsprochen. Sowohl die 
USA a ls auch die UdSS R vertraten di e 
Auffassung, daß ein Verbo t der Ver­
wendun g umweltändernder Techniken 
auch di e Drohung mit einer solchen 
Verwendung einschließen würde. 

Ebenso wurde der Vorschlag, ein 
Verbo t der Vorbereitung der Verwen­
dung oder der Forschung und Entwick­
lung anzufügen, abgelehnt, da ein sol­
ches Verbot in Anbetracht des zweifa­
chen fri edlichen und militärischen 
Z wecks der Techniken wahrscheinli ch 
unwirksam wäre und sich bereits frü ­
her im Zusammenh ang mit anderen 
M aßnahmen der Wa ffenbegrenzung 
und Abrüstun g als unpraktikabel er­
wiesen habe. 

Artikel I verbietet die feindselige 
Verwendung von Techniken zur 
Umweltänderung nur gegenüber den 
Vertragss taa ten des Abkommens. Bei 
den Bera tungen befürwo rteten daher 
mehrere Delegationen, das Verbot auf 
aUe Staaten zu erstrecken. Dieser 
M einung wurde entgegengehalten, daß 
Nichtvertragsstaaten dann zwar die 
Privilegien aus dem übereinkommen 
genießen , aber gleichzeitig frei bl eiben 
würden, Umweltänderungstechniken 
militä risch gegen Vertragsstaa ten 
anzuwenden. Daher wü rden Staaten, 
di e ni cht Pa rteien des übereinkommens 
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seien, keine Vera nl assung haben, dem 
Abkommen beizutreten. Diese Au ffas­
sung setzte sich durch. 

Aus Anl aß der Verhandlungen wurde 
von der bri tischen Delega ti on die Frage 
aufgewo rfen, ob die Verwendung von 
H erbiziden auf G rund des vo rgeschl a­
genen Abkommens verbo ten sein 
würde. Die Frage wurde von der US­
Delegati on bejaht, sofern die Vo raus­
setzun gen des Abkommens erfüllt sei­
en. Damit wä re künfti g auch di e Ver­
wendung von Entl aubungsmitteln , wie 
sie von den USA im Vietn am krieg 
angewandt wurden, unzuläss ig, da 
di ese Mittel nach den gewonn enen 
Erfahrungen das ö kologische Gleich­
gewicht in den betroffe nen Gebieten bi s 
heute erh ebli ch ve rändert haben. 

Verbotene Techniken 

Die verbotenen Techniken sind in einer 
besonderen Bestimmung definiert: 

A rtikel 1I 
(Umweltverändernde Techniken) 

Im Sinne des Artikels I bezieht sich der 
Begriff »umweltverände rnde Techni­
ken « auf jede Technik zur Änderung 
der Dynamik, der Zusammensetzung 
oder der Struktur der Erde - einschließ­
li ch der Flo ra und Fa una, der Litho­
sphä re, der H ydrosphäre und der 
Atmosphäre - so wie des Weltraums 
durch bewußte M anipul a tion natür­
li cher Abläufe. 

Der sowjetische Entwurf von 1974 
hatte in seinem Artikel JI noch eine 
umfa ngreiche Aufzählung denkba rer 
M ethoden der Umweltverän derung 
entha lten. Sie entsprach weitgehend 
den oben gemachten Ausführungen. 
Von dieser umfangreichen Liste wur­
den dann nur weni ge Beispiele in den 
gemeinsamen Entwurf von 1975 über­
nommen. Später gewann jedoch eine 
Auffassung an Boden, die eine Liste 
von Beispielen in dem Arti kelentwurf 
überh aupt für unnötig und überflüssig 
erachtete, zumal eine solche Liste re­
striktiv interpreti ert werden könnte, 
und stattdessen einen Annex zum 
übereinkommen befürwortete. Dieser 
M einung folgend enthält nunmehr eine 
Absprache zu Artikel II folgende Bei­
spiele von Auswi rkungen infolge 
umweltverändernder Techniken: Erd­
beben, Flutwell en, Stö rung des öko lo-

gischen Gleichgewichts ei ner Region, 
Änderungen von Wetterstru ktu ren 
(Wolken, Niederschl äge, Wirbelstürme 
verschi edener Art und Tornados). 
Änderungen des Z ustands der Ozon­
schi cht sowie Änd erungen des Z u­
stands der j onosphä re. Die Absprache 
geht davon aus, daß die militärische 
oder eine sonsti ge fe indselige N utzung 
der di e genannten Erscheinungen her­
vo rrufenden Techniken verbo ten, die 
Liste aber im übri gen ni cht vo llständig 
ist. 

----------

Friedliche Nutzung 

Die Anwendung um weltverändernder 
Techniken für fri edli che Z wecke ist 
von dem Verbot ausdrü ckli ch ausge­
no mmen. Dies entsp richt der Systema­
tik auch anderer Rü stungskontrolIver­
träge. Der diesbezügli che Artikel hat 
fo lgenden Wo rtl aut: 

Artikel III 
(Friedliche Nutzung, 

In formationsaustausch) 

(1) Dieses Abkommen steht der N ut­
zung umweltverändernder Techniken 
für fri edli che Zwecke ni cht im Weg 
und läßt die allgemein anerkannten 
Grundsätze und geltenden Vorschriften 
des Völkerrechts bezüglich di eser 
Nutzung unberührt. 

(2) Die Vert ragsstaa ten verpfli chten 
sich, den weitestmögli chen Austausch 
wissenschaftlich er und technologischer 
Info rm ati onen über di e Nutzung 
umweltverändernder Techniken für 
fri edlich e Zwecke zu erl eichtern und 
sind berechti gt, da ran teilzunehmen. 
Vertragsstaa ten, die hi erzu in der Lage 
sind, leisten allein oder gemeinsam mit 
anderen Staa ten oder intern ationalen 
Orga nisa ti onen einen Beitrag zur inter­
na ti ona len wirtschaftlichen und wis­
senscha ftli chen Zusammenarbeit bei 
der Erha ltung, Verbesserung und fri ed­
lichen Nutzung der Umwelt unter 
gebührender Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Entwicklungsgebiete 
der W elt. 

Absatz 1 hält ein To r in di e Z ukunft 
o ffen. Die Bestimmung ist insofern von 
Bedeutung, als ni emand bis jetzt sagen 
kann , ob nicht di e komplexe und 
schwierige Aufgabe der Sicherung nicht 
nur des überlebens der M enschheit, 
sondern auch der weiteren Verbesse-



rung der Lebensquali üi t du rch neues 
Wissen auf d iesem Gebiet und seine 
friedl iche Anwendung zu m mindesten 
sehr erl eichtert wird . Eine Absa tz 2 
entsp rechende Bestimmun g wa r in den 
Entwürfen nicht vorgesehen und u. a. 
von den Delegati onen der USA und der 
UdSS R a bgelehnt worden. D ie Mehr­
heit sprach sich jedoch für die Auf­
na hm e in das Abkommen a us, um eine 
Para llele mit der ähnli chen Bes timmung 
des Artik el X des Übereinkommens 
über das Verbot ba kteri o logischer und 
von Toxin waffen vom] O. April 1972 
herzustell en. 

Vertragsverletzungen, 
Revision 

Eine der wi chtigsten , aber auch heikel­
sten Bes timmun gen des Abko mm ens ist 
di e Regelung des Beschwerdeverfa hrens 
im Fall e von Vertragsverl etzungen. 
Hier zunächst der Text: 

Artikel V 
(K ol1sultation; 

Sachverständigenrat; 
Besch werde; Beistand) 

(1) Die Vert ragss taa ten verpfli chten 
sich zu gegenseitiger Konsulta ti o n und 
Zusa mmena rbeit bei der Lösung aller 
Probleme, di e sich in bezug auf die 
Z iele des Übereinko mm ens oder bei der 
Anwendung se ll1 er Bes timmungen 
ergeben könn en. Ko nsulta ti o n und 
Z usa mm ena rbeit a ufgrund di eses Arti ­
kels kö nn en a uch durch geeignete in­
te rn ati o na le Verfahren im Rahmen der 
Vereinten N atio nen und im Einklang 
mit ihrer Charta erfolgen. Zu di esen 
intern a ti ona len Verfa hren ka nn di e 
Ina nspruchnahme entsprechender in ­
terna ti o na ler O rga nisa ti onen sowie 
eines in Absa tz 2 vo rgesehenen Bera­
tenden Sachvers tä ndi genausschusses 
gehö ren. 

(2) Für die in Absa tz 1 genannten 
Zwecke beruft der Verwa hrer inner­
ha lb eines M onats nach Einga ng des 
Ersuchens eines Vertragsstaa tes einen 
Beratenden Sachverständigenausschuß 
ein. Jeder Vertragss taa t ka nn einen 
Sachverständigen für di esen A lI ,,(hlll~ 
benenn en, dessen Aufga ben und Ver­
fa hrensordnung in der Anlage festge­
legt sind, die Bestandteil di eses Über­
einkommens ist. Der Ausschuß über­
mittelt dem Verwahrer eine Zusa m­
menfass ung seiner T atsachenfeststel­
lungen, di e a lle ihm während seiner 

Tätigkeit unterb reiteten Ansichten und 
Informa ti o nen berücksichtigen. Der 
Verwa hrer verteilt die Z usa mm enfas­
sung an a ll e Vertragss taaten. 

(3) Jeder Vertragsstaat, der Grun d 
zu der Ann ahm e hat, daß ein anderer 
Vertragsstaa t Verpfli chtungen aus die­
sem Übereinko mmen verl e tzt, kann 
beim Sicherheitsra t der Vereinten Na­
tionen Beschwe rde einl egen. Eine sol­
che Beschwerde soll a ll e einschl ägigen 
Anga ben sowie a ll e vo rhandenen Be­
weise für ihre Begründeth eit um fasse n. 

(4) Jeder Vertragss taa t verpfli chtet 
sich zu r Zusammena rbeit bei der 
Durchführung einer Untersuchung, di e 
der Sicherh eitsra t mit der Cha rta der 
Vereinten Na ti o nen aufgrund der bei 
ihm eingega ngenen Beschwerde gege­
benenfa lls einl eitet. Der Sicherh eitsra t 
unterri chtet di e Vertragsstaa ten über 
di e Ergebni sse der Untersuchung. 

(5) Jeder Vertragss taa t verpfli chtet 
sich , jedem Vertragss taa t, der da rum 
ersucht, im Einklang mit der Charta 
der Vereinten Na ti o nen Hil fe zu ge­
wä hren oder Hilfeleistungen zu unter­
stützen, fa lls der Sicherheits ra t fes t­
stellt, daß di eser Vertragsstaa t info lge 
einer Verl etzung des Übereinko mmens 
geschädi gt wo rden ist oder wahrschein­
li ch geschädi gt wird. 

Der gemeinsa me Entwurf von 1978 
gab Anl aß zu erhebli chen Erö rterungen 
über di eses Problem. Im Mittelpunkt 
der Kritik stand der Absa tz 3 des Arti­
kels V des Entwurfs. Von vielen Dele­
ga tio nen w urd e der Sicherh eitsrat als 
einziges Untersuchungsorgan für ni cht 
ausreichend angesehen, vor a ll em 
wegen der M öglichkeit, daß durch ein 
Veto eines ständigen Mitgli edes, selbst 
wenn es angekl agtes Mitgli ed sei, di e 
Untersuchung einer Beschwerde ver­
hindert werd en könne. 
Außerdem erwecke der Sicherh eits rat 
a ls o berstes G remium auf dem Gebiet 
der intern a ti onalen Sicherh eit H em­
mungen, eine Beschwe rd e ohn e schlüs­
sige Beweise vo rzubringen. Auch werde 
manche An gelegenheit, die durch tech­
nische Mittel lösba r sei, unnö ti g po liti ­
siert. Es wurde dah er vorgeschlagen, 
für Verifikati o ns- und Beschwerdever­
fa hren ein besonderes O rga n außerh alb 
der Vereinten N ati onen zu schaffen, 
das sich zumindest mit der Tatsachen­
fes tstellung befassen sollte. Diese 
Einwände führten zur Aufnahme des 
le tzten Satzes in Absatz 1 und eines 
neuen Absa tz 2 über di e Bildung eines 

Science fiction? 

Bera tenden Sach verstä ndigena usschus­
ses . Nach der Anlage zu m Ab ko mmen 
ha t der Ausschu ß di e Aufgabe, " die 
ei nsch lägigen Tatsachenfests tell ungen 
zu treffen und G utachten zu all en Pro­
blemen abzu geben, die nach Artikel V 
Absa tz 1 des Übereinkommens von 
de m Vertragss taat a ufgewo rfen wer­
den, de r di e Ein berufung des Ausschus­
ses beantragt «. Die Fun kti o n des Bera­
tenden Sachverstä ndi genausschusses ist 
demnach a uf d ie Erl eichteru ng der 
Konsulta ti onen un d der Z usa mmena r­
beit in Problemfäll en beschrä nkt. Er ist 
ni cht befugt, irgendwelche Beschlüsse 
zu fassen oder nach Einga ng einer 
Beschwerd e beim Sicherh eits ra t den 
Sachverh alt fes tzustellen. Seine Bera­
tungen werden daher wahrschei nli ch 
keine prakti sche Auswirkung auf di e 
Beschlüsse des Sicherh eits ra tes haben. 
Artikel V wird in fo lge dessen den ur­
sprüngli ch en Fo rd erungen nur zum Teil 
ge recht. Z ur Lösung von Ko nflik tsitu a­
tio nen hat ein Staa t nach dieser Kon­
st ruktion wahlweise di e M ögli chkeit 
bila tera ler Konsulta ti onen und Z u­
sammenarbeit, der Ina nspruchn ahme 
bes tehender internatio naler O rga nisa­
ti o nen für Ko nsultatio n im Rahmen der 
Vereinten Nati o nen, der Einberufung 
des Beratenden Sachverständigenaus­
schusses und schließli ch der Inan­
spruchnahme des Sicherh eits rates . 

Das Übereinko mmen sieht in Artikel 
VI di e M ögli chkeit der Vertrags revisio n 
und in Artikel VIII Überprü fungs konfe­
renzen vor, um sicherzustell en, daß die 
Z iele und Bestimmungen des Überein­
ko mm ens ve rwirklicht werden. 

Wenn auch im Vergleich mit anderen 
ern sten Problemen, di e sich aus der 
ständi g zunehmenden Ansa mmlung 
von Rü stungspo tenti a l ergeben, das 
Verbo t einer Umweltkri egführun g ni cht 
von überm äßiger Dringli chkeit ist, mu ß 
man es doch begrü ßen, daß mit dem 
Abko mmen wirksa me Schritte unter­
no mmen wurden, um einen neuen Typ 
schreckli cher Wa ffen ni cht über sem 
Anfa ngsstadium hin auswachsen zu 
lassen. Aus dem Verbo t ergeben sich 
viele Möglichkeiten für eine fri edli che 
N utzun g von Techniken der Umwelt­
veränderung; denn indem es di e Staa­
ten unterlassen, Umweltwa ffen zu 
entwi ckeln , wird ein erhebli ches wirt­
scha ftli ches Po tenti a l für di e Beschl eu­
ni gung des wi ssenscha ftli chen, techni­
schen und sozi alen Fortschritts für 
fri edli che Z wecke freigesetzt. 
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Im Ernstfall 

hilflost 
Im Ernstfall hilflos? Wer wagt das zu 
entscheiden. Nimmt man die statisti­
schen Zahlen über Schutzmaßnahmen 
für die Zivilbevölkerung im Falle einer 
Katastrophe (ausgelöst durch einen 
Reaktorunfall oder einen Chemieunfall, 
durch Naturereignisse oder auch durch 
Kriegseinwirkungen) zu Hilfe, so erge­
ben sich für uns bundesdeutsche 
Normalbürger erschreckende Tatsa­
chen - im Vergleich zu anderen Län­
dern. Der Schwede oder der Schweizer 
darf sich geschützt wissen, rundherum 
geschützt und überall. In einigen Ost­
blockstaaten, vor allem in Jugoslawien, 
wurde ebenfalls zum Bevölkerungs­
schutz schon beachtlich viel geleistet. 
Wir stehen in der Statistik nicht gut da, 
und das, obwohl, wie immer wieder 
festgestellt wurde und wird, wir im 
Zentrum des Feldes liegen, das in einer 
kriegerischen Auseinandersetzung der 
beiden Großmächte USA und UdSSR 
Austragungsort der Kontroverse sein 
würde. Wir hätten also allen Grund, 
uns zu fürchten, nicht nur vor den 
industriebedingten Katastrophen, son­
dern auch vor Auswirkungen atoma­
rer Angriffe auf unser Territorium. Die 
Gefahren aber durch alltäglich dro­
hende Atom- und Chemieunfälle hän­
gen über uns wie ein Damoklesschwert, 
sie können stündlich über uns herein­
brechen. Wir hören sie nicht, wir sehen 
sie nicht, wir riechen sie nicht. Und wir 
wollen eigentlich ja gar nichts von 
ihnen wissen. Die Möglichkeit solcher 
Katastrophen allein belästigt, trübt den 
sonnigen Alltag und wird deshalb 
weggeschoben, weit weg 
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Für unsere Leser der ZIVIL VER­
TEIDIGUNG stellen wir eine Neuer­
scheinung aus dem Verlag Kiepenheuer 
& Witsch vor, die die Frage zu beant­
worten versucht, ob wir im Ernstfall 
wirklich hilflos sind: 

Egmont E. Koch, Fritz Vahrenholt 
IM ERNSTFALL HILFLOS? 

Paperback, 380 Seiten, mit Beiträgen 
von John Berger, Hans-Jürgen 
Danzmann, Peter Menke-Glückert, 
Verlag Kiepenheuer & Witsch 

Von den gleichen Autoren erschien 
das Buch »Seveso ist überall" , über das 
wir in der ZIVILVERTEIDIGUNG 
berichteten und das wir für unsere 
Leser in Nr. 1/79 besprochen hatten. 
Mitarbeiter dieses heute vorliegenden 
Werkes ist auch Peter Menke-Glückert, 
der unseren Lesern durch seine Fach­
beiträge in ZIVIL VERTEIDIGUNG 
bekannt ist. 

Wenn Experten in diesem Buch eine 
Analyse des Katastrophenschutzes in 
der Bundesrepublik vornehmen, muß 
das Ergebnis stimmen. Sie kommen zu 
dem Schluß, daß man einem Atom-De­
saster oder einem Chemieunfall hierzu­
lande ziemlich hilflos gegenüberstünde, 
und sie begründen diese Hilflosigkeit: 
organisatorische und technische Män­
gel, fehlende ABC-Züge, ungenügend 
ausgerüstete Hilfskrankenhäuser, unzu­
reichende Alarmpläne und so fort. Die 
Aufforderung an die verantwortlichen 
Politiker ist kein Novum, sie wurde oft 
genug schon gestellt: Das Thema Kata­
strophenschutz darf nicht länger tabu-

isiert werden. Die betroffene Bevölke­
rung in der Umgebung von Kernkraft­
werken und Chemiebetrieben muß 
lückenlos über die Notfallmaßnahmen, 
aber auch über die Grenzen des Kata­
strophenschutzes aufgek lärt werden 
und regelmäßig an Übungen beteiligt 
werden. 

Um unsere Leser in das Buch einzu­
führen, übernehmen wir als Leseprobe 
das Kapitel: WIE SICHER 1ST SI­
CHER GENUG? 
Das sogenannte Restrisiko oder brau­
chen wir überhaupt einen Katastro­
phenschutz? 

Kernenergie, so heißt es, ist die si­
cherste Technologie der Welt. Jahre­
lang ließ die deutsche Atomlobby ver­
lauten, es sei viel wahrscheinlicher, 
durch einen Blitzschlag ums Leben zu 
kommen als durch einen Unfall in 
einem Reaktor. Eines Tages jedoch 
erschlug der Blitz ausgerechnet einen 
der ihren, den Geschäftsführer des 
Deutschen Atom-Forums. Dr. Heribert 
Pieck. Bittere Ironie: Das Schicksal 
schert sich nicht um Risikobetrachtun­
gen. Seitdem müssen Meteoriten her­
halten, um zu verdeutlichen wie glei­
chermaßen gering die Gefahr ist, durch 
einen Atommeiler oder durch ein sol ­
ches kosmisches Ereignis zu Tode zu 
kommen. 

Wie sicher sind also solche Sicher­
heitsvorkehrungen? Wie hoch muß das 
vielzitierte Restrisiko bewertet werden? 
Und weiter gefragt: Welche Notwen­
digkeit von Katastrophenschutz-Maß­
nahmen ergibt sich aus solchen Risiko­
analysen? Das Risiko wird mathema-



tisch definiert als Produkt aus Ein­
trittswahrscheinlichkeit und Schadens­
ausmaß. Mit anderen Worten: eine 
relativ seltene Katastrophe mit vielen 
Opfern kann das gleiche Risiko bedeu­
ten wie die tagtäglich durch Unfälle 
sterbende relativ kleine Zahl von 
Menschen. Das gleiche Risiko hat al­
lerdings noch lange nicht das gleiche 
Ausmaß gesellschaftlicher Akzeptanz 
zur Folge, insbesondere nicht bei kata­
strophalen Gefahrenpotentialen, selbst 
wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit 
noch so gering ist. 

Die Zahl der durch großtechnische 
Katastrophen ums Leben gekommenen 
Menschen ist dabei verschwindend 
gering im Verhältnis zur Zahl der 
Opfer, die die technischen Errungen­
schaften gleichsam schleichend, fast 
schon unterhalb der Bewußtseins­
schwelle fordern. Das hängt mit der 
Bedeutung des Wortes "Katastrophe« 
im allgemeinen Sprachgebrauch und 
dessen Bewertung in den Medien 
zusammen * : Große Flugzeugunglücke 
füllen die Zeitungen, machen Schlagzei­
len; von jenen, die bei einem Verkehrs­
unfall ums Leben kommen, liest man 
allenfalls im Lokalteil, von zwei Toten 
aufwärts oder bei besonders kuriosen 
Unfallabläufen - so makaber das klin­
gen mag. 

Die offensichtliche Katastrophe, das 
ist der »große Knalk Die jährlich 
durch Asbest oder andere gefährliche 
Chemiestoffe sterbenden Arbeiter, die 
durch Stromschlag im Haushalt um, 
Leben kommenden Menschen, die' 
Raucher nicht zuletzt, das sind - stati ­
stisch gesehen - die wahren Dramen. 
gegenüber denen wir zu sehr die Augl'll 
verschließen. Die zunehmende Verseu ­
chung der Umwelt mit ihrer globakll 
Folge, der Klimaveränderung, die ÖI ­
verschrnutzung der Meere und di e' 
daraus resultierende Vernichtung einl" 
lebenswichtigen Nahrungsreservoi r,. 
die Ausrottung von Pflanzen und Tie­
ren mit ihren erheblichen Konsequen ­
zen - das sind die Existenzkrisen dn 
nächsten Generationen, kaum die 
wenigen Großunfälle, und sei es mlf 
verheerenden Auswirkungen. 

»Es dürfte im Ansatz verfehlt sein, 
sich vorwiegend auf das Aufspüren von 
Risiken infolge technischen Versagens 
von Anlagen zu konzentrieren«, betont 
Dr. Klaus Traube, der vom Saulus zum 
Paulus der Kerntechnik wurde, »es 
gelte vielmehr, den verboq~enen, schlei-

chenden, sekundären Risiken der 
Technik nachzuspüren«.l 

Wenn dem so ist, warum dann dieses 
Buch über Katastrophenschutz bei 
Atom- und Chemieunfällen? 

Kernenergie und Chemie besitzen 
gegenüber den profanen Existenzgefah­
ren Feuer, Flut, Sturm und Seuchen 
etwas Ungewisses, Beklemmendes. 
Radioaktivität und Giftgase rauben, 
weil meist (bei Strahlung immer) der 
menschlichen Sinneswahrnehmung 
entzogen, die Hoffnung, durch Früh­
erkennung, Gegenmaßnahmen oder 
wenigstens Flucht dem Unentrinnbaren 
doch noch entkommen zu können. Da 
werden Urängste wach. 

Das hat auch entscheidenden Einfluß 
auf die Diskussion über die Sicherheit 
von Kernkraftwerken. »Das Interesse 
der Öffentlichkeit wird nicht durch die 
99,9 % Sicherheit bestimmt, sondern 
durch das verbleibende Zehntel Prozent 
Risiko «, meint Dr. Hans-Jürgen 
Danzmann, hält dies aber für durchaus 
legitim: »Das Streben nach persönli­
cher Sicherheit ist ein wesentlicher Teil 
unseres Lebens geworden «.2 

Aus diesen Gründen wohl auch 
würden sofort sämtliche Atommeiler 
der westlichen Welt geschlossen, wenn 
durch eine einzige nukleare Katastro­
phe jene von den Experten für den 
schlimmsten Fall berechneten 15.000 
Menschen stürben, die sich jahraus 
jahrein allein auf Deutschlands Straßen 
zu Tode bringen. 

Es gibt also, und dies zu leugnen 
wäre unredlich, eine irrationale Kom­
ponente in der Diskussion um die Si­
cherheit von Kernenergie- und Chemie­
anlagen, unabhängig von der Frage, 
welchen Nutzen wir von diesen Tech­
nologien haben. 

Brauchen wir also, bei realistischer 
Betrachtung, überhaupt einen Kata­
strophenschutz für Atom- und Che­
mieunfälle? 

Die wachsende gesellschaftspolitische 
Auseinandersetzung mit den Gefahren 
der Großtechnologien, speziell der 
Kernenergie, hat zur Entwicklung einer 
neuen Forschungsrichtung geführt: der 
Risikobetrachtung (Risk Assessment). 
Sie hat nach Meinung von Dr. Jobst 
Conrad vom Frankfurter Batelle Insti­
tut e. V. sechs wesentliche Aufgaben: 

• Risiken von Technologien zu identi­
fizieren und nach Möglichkeit quan­
titativ zu berechnen, 

• Risiken verschiedener Art miteinan­
der zu vergleichen, 

• Risiken und Nutzen von Technolo­
gien gegeneinander abzuwägen, 

• Kriterien für die Akzeptabilität von 
Risiken zu entwickeln, 

• Einstellungen und Verhalten von 
Individuen und Organisationen 
gegenüber Risiken zu analysieren, 

• ökonomische und politisch prakti­
kable Verfahren zur Verringerung 
von Risiken zu erarbeiten3 . 

Die Probleme der Risikoforschung 
beginnen dort, wo sie sich ihre Ziele 
setzt: Risiken abzuschätzen, für die es 
wenig Erfahrungswerte gibt. So sind 
sich die Fachleute dieser Disziplin zwar 
weitgehend einig, daß Atom- und 
Chemie-Katastrophen mit einem sehr 
großen Schadensausmaß relativ selten 
sind, über die Frage des »Wie selten? « 
ist man allerdings durchaus unter­
schiedlicher Meinung (was sich zum 
Beispiel aus einem Vergleich der Er­
gebnisse der Rasmussen-Studie, der 
Untersuchung der Union of Concerned 
Scientists, der Deutschen Risikostudie 
und anderer Berechnungen ergibt). 
»Die Erfahrung aus rund 200 Reaktor­
jahren kommerzieller Kernenergie bie­
tet ... keine angemessene statistische 
Basis für Risikoprognosen über die 
5.000 Reaktorjahre, die in diesem 
Jahrhundert noch zu erwarten sind «, 
heißt es in dem vielbeachteten Bericht 
der Ford-Foundation.4 Mit anderen 
Worten: Die Datenbasis ist sehr dünn. 
Die daraus resultierenden Probleme 
von Risikoanalysen für den Bereich der 
Kernenergie nennt Jobst Conrad: 

• Die Bestimmung von Risiken ist 
modellabhängig. Da jedes Modell 
die Realität aber auf spezifische 
Aspekte reduziert, ist somit die 
Gefahr gegeben, daß wesentliche 
Risiken übersehen werden (etwa der 
Kabelbrand im Reaktor Browns 
Ferry oder auch die Wasserstoffblase 
von Three Mile Island). 

• Risikoanalysen werden an einem 
bestimmten Objekt vorgenommen 
(in der Deutschen Risikostudie zum 
Beispiel am Reaktortyp Biblis B). Die 
Ergebnisse können damit nur be­
grenzt auf andere Objekte übertra­
gen werden. 

• Der Einfluß menschlichen Verhaltens 
ist in Risikoanalysen schlecht quanti­
fizierbar. 

Jede Risikoanalyse ist zudem durch 
die Phantasie ihrer Autoren begrenzt, 
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das gilt insbesondere für den Bereich 
menschlichen Versagens. Manche 
Eventualitäten wi e Krieg und Sabot:1gl' 
lassen sich gena usoweni g berechnc'J1 
wie die Wahrschein lichkeit, daß ~i ­
cherheitseinri cbtungen absichtl ich 
ausgeschaltet werden (wie im Rea kto r 
Brunsbüttel geschehen) oder gar ein 
psychisch kran ker Betriebsingenieur 
verrückt spi elt und ell1en Rea kto r 
mutwillig zum Meltdown, zur Kern­
schmelze, bringt. Hinzu kommt noch 
etwas a nderes: »Man setzt nicht etwa 
voraus, daß - gleich a us welchen 
Gründen, ob der Fehl er nun von einem 
Operateur ve rursacht wurde oder von 
einem Materia lfehler - in einem Un­
fallablauf immer nur zwei grundl egen­
de, voneinander un abhängige Fehler 
passieren können «, betont Klau s Trau­
be. 5 In Three Mile Island waren es 
jedoch ni cht weniger a ls sechs inner­
ha lb von 15 Mi nuten. Vi ele Fachleute 
plädieren daher wie Traube für eine 
Abkehr von diesem (determini stischen) 
Prinzip und befürworten sta tt dessen 
eine (probab ilistische) Analyse, die alle 
erdenkbaren Unfallabläufe berücksich­
tigt und ihnen eine Wahrscheinlichkeit 
zumißt. 

Derlei Kritik an Ri sikoanal ysen gilt 
für die Chemi e a ll erdings nur mit ga nz 
erheb lichen Einschränkungen, denn in 
ihrem Bereich gib t es in zwischen erh eb­
liche Erfahrungswe rte der Verfahrens­
technik, die solchen Untersuchungen 
ei ne weitaus größere Sicherheit ver­
leihen und deshalb in der Störfall-Ver­
ordn ung des Bundesinnenministeriums 
völlig zu Recht geford ert werden . 

Ein Manko freilich weisen Ri siko­
stud ien generell a uf: Sie vermögen bei 
a ll er Unwahrscheinlichkeit zum Bei­
spiel ei nes nukl ea ren Desasters mit 
Tausenden von Toten ni chts darüber 
auszusagen, wann mit einem solchen 
extrem seltenen Ereigni s zu rechn en ist. 

Einem Flugzeugunglück am Boden 
mit mehr als 500 Toten war in Nor­
man Rasmussens Risikostudie di e 
Wahrscheinli chkei t von einma l in 
1.000 Jahren eingeräumt worden; und 
schon zwei Ja hrzehnte nach dem ers t­
ma li gen Einsa tz von Großflugzeugen 
ereignete sich ein so lcher Unfall, a ls 
zwei voll besetzte Jumbo-Jets auf dem 
Vorfeld des Flughafens von Teneriffa 
kollidierten und 526 Menschen ihr 
Leben ließen". Mehr noch: 

Nach den Berechnungen der Deutschen 
Ri sikostudi e ist ein Ereignis wie jenes 
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111 Three Mile lsland eigentlich nur 
etwa a ll e 10.000 Reaktorjahre zu 
erwarten. Es geschah aber schon zwei 
Jahrzehnte nach der Geb urtsstund e der 
kommerziellen Kerntechnik, nach rund 
1.600 und nicht erst nach 1.0.000 
Rea ktorjahren. 

Daraus freilich den Schluß zu ziehen, 
ein Störfall di eser Kategorie werde sich 
in den nächsten 8.400 Rea kto rj ahren 
ni cht wieder ereignen können, wäre 
töricht. Und mit der Zahl der Groß­
ra umflugzeuge wächst die Gefahr einer 
verheerenden Karambolage auf dem 
Rollfeld ebenso wie das Ri siko ver­
hängni svoll er atomarer Unfälle mit der 
Zahl in Betri eb befindli cher Reaktoren. 

Aus den so mit sichtbar gewordenen 
Grenzen der Risikostudien ergeben sich 
im wesentlichen zwei Konsequenzen: 
• Die weitere Erhöhun g der Sicherheit 

nach dem jeweiligen Stand von 
Wissenschaft und Technik; 

• Die lückenlose Vo rbereitung auf den 
nukl earen und chemischen Ernstb ll. 

Da niemand ern sth aft bezweifelt, 
daß Rea ktoren der ersten Generationen 
einen wesentlich niedri geren Sicher­
heitss tandard besitzen als neue Kern­
kraftwerke, somit a lso definitionsge­
mäß »unsicherer « sind, ergi bt sich 
daraus zwa ngsläufig die Notwendigkeit 
einer sicherheitstechni schen Nachrü­
stu ng (» backfitting«) , wobei es keine 
»G üterabwägung zwischen wirtschaft­
li chem Nutzen und Sicherheit« geben 
dürfe, wie Staatssekretär Dr. Gü nter 
H artko pf aus dem Bundesmini ste rium 
des Innern beto nt. SPD-MdB Dr. Axel 
Wernitz, Vorsitzend er des Innenaus­
schusses Im Deutschen Bundestag, 
schl ägt sogar vor, das Atomgesetz wie 
folgt zu ergänzen : » Es muß diejenige 
Vo rso rge gegen Schäden getroffen 
werden, die nach neuesten wissen­
schaft li chen Erkenntnissen für erfo rder­
li ch gehalten wird. Läßt sie sich tech­
nisch noch ni cht verwirklichen, darf di e 
Genehmigung ni cht erteilt werden «.6 

Die Frage, welche Sicherheit wir uns 
leisten wollen, stel lt sich a lso nicht. 
Wenn sich Betreiber von Atommeil ern 
weigern, »dann werden diese (Kern ­
kraftwerke) still gelegt«, macht H a rt­
kopf deutlich. 7 Als wünschenswerte 
Konzeptio n der Zukunft sieht er u. a. 
di e Untertage-Ba uweise von Kernreak­
toren. Aber es müssen auch Dämme 
geba ut werden gegen di e menschli che 
Unzu länglichkeit, denn wie die Fehler 
des Bedienungspersonals von Three 

Mi le Island gezeigt haben, ist es häufig 
menschliches Versagen, d:1s Katastro­
phen-Situationen heraufbeschwört. 
Eine bessere Ausb ildung der Reakto r­
Betriebsingenieure wäre ein Weg, die 
Aus legu ng des Sicherheitssystems auf 
mehrere menschli che Fehler ein ande­
rer. 

Diese bei den Folgerungen ergeben 
sich in noch viel stärkerem Ausmaß für 
den Bereich der Chemie, wo viele 
Produktionsan lagen ni cht selten eine 
ve ra ltete Sicherheitstechnik aufwei sen. 
Eine Anl ehnung a n di e Risikostudi en 
der Kernenergie ist hi erbei durchaus 
zweckmäßig, ebenso die Übernahme 
mancher Sicherheitsmaßnahmen: Vor­
stellbar wäre zum Beispiel eine tota le 
Abkapselung ell1i ger hochbrisa nter 
Produktionsprozesse (Containment). 

Die zweite Konsequenz des begrenz­
ten Wertes von Ri siko-Betrachtungen 
im Bereich der Rea ktor-Sicherheit hat 
mindestens ebenso entscheidende 
Bedeutung .. Da selbst bei einer sich 
fortwährend erhöh enden Sicherheit das 
sogenannte Restri siko (das ja eigentlich 
erst das Ri siko darstellt) niemals »null « 
ist, a uf der anderen Seite unberechen­
ba r bl eibt, wann di ese r »Rest « gleich­
sa m akut wird, kann daraus nur die 
Notwendigkeit einer effek tiven Vo rbe­
reitung a uf Ato m- und Chemi ekata­
strophen abgeleitet werden. Dies unter­
streicht die Verpflichtung des Staates, 
sich auf den Ernstfa ll im zivilen Bereich 
(wie auf den militärischen Konflikt) 
vorzubereiten; und es ergibt sich da r­
aus die Notwendigkeit, in diesem Buch 
di e Lücken des Katastrophenschutzes 
bei Atom- und Chemi eunfä ll en aufzu­
decken. 

1 Traube, K., ,\Mlissen wir umscha lten?,(, Rcin­
beck 1978. 

2 pers. Mitteilung an Egmonr R. Koch. 
3 Conrad, J., »Was kann und so ll Ji e Risikofor­

schung' «, Umschau , 1911979, S. 593. 
4 Nuclear Power. Issues and Choices«, Bericht der 

Ford-Foundation, Cambridgc/ Mass. 1977, 
dtsch. übersetzung: »Das Veto «, Reinbek 1979. 

5 bild der wissenschaft 611979, S. XX I. 
6 Süddeutsche Zeitung v. 28. 11 . 1979, S. 4. 
7 bild der wissenschaft 6/ 1979, S. V 



Die Bedrohung 

Das militärische Gleichgewicht der Kräfte hat bislang einen Vernichtungskrieg 
verhindert. Dennoch kann für die Zukunft - bei Verschiebung der Kräfte zu einer 
erheblichen Ungleichheit hin - die Anwendung von Gewalt nicht ausgeschlossen 
werden. Anwendung von Gewalt bedeutet auch: Einsatz von Nuklearwaffen und 
Anwendung chemischer Kampfstoffe. 
Wir übernehmen aus der Beilage zur Allgemeinen Schweizerischen Militärzeit­
schrift Nr. 4/1980 den nachfolgenden Beitrag. 

[m Beri cht des Bundesrates an di e 
Bundesversammlung über die Sicher­
heitspolitik der Schweiz vom 27. Juni 
1973 (Kon zeption der Gesamtverteidi­
gung) wird unter Z iffer 3 festgeha lten : 

»Das Vorhandensein von Massen­
vernichtungsmitteln ist eine Tatsache. 
Die auf Furcht vor Vergeltung beru­
hende Scheu vor dem Einsatz di eser 
Mittel schafft lediglich eine prekä re 
Sicherheit. Auch hat sie keineswegs zu 
einem Verzicht auf Gewalt geführt, 
sondern begünsti gt vielmehr a lle jene 
Konfliktsform en, mit denen das a to­
mare Gleichgewicht unterlaufen wer­
den kann. « 

Seit 1973 ha t sich grundsätzlich an 
der damaligen Aussage des Bundes rates 
nichts geä ndert. Techno logisch wurden 
in bezug auf di e Kampfmittel und die 
no twendi gen Waffensysteme große 
Fortschritte im Sinne einer Verfeine­
rung erzi elt, di e aber meistens weder 
der einen noch der anderen Seite ent­
scheidende Vorteile im Hinblick auf 
eine nuklea re Überl egenheit brachten. 
Unter den Oberbegriff der M assenver­
ni chtungsmittel fall en aber auch bio lo-

gische und chemische Kampfstoffe. 
Vo rn ehmli ch auf dem Gebiet der che­
mischen Kriegführung gela ng es den 
WAPA-M ächten, entscheidende Fort­
schritte zu erzielen. [m Rahmen der 
Abrüstungsgespräche wird daher heute 
intensiver a ls noch vor einigen Jahren 
über di e Ächtu ng der chemischen 
Waffe verhandelt. Bis heute und wahr­
scheinli ch auch für eine weitere Zu­
kunft sind zählba re Resulta te ausge­
bli eben, wei l die Frage der gesicherten 
Überprüfung der Produktion der Gifte 
und deren Lagerung unlösbar scheint. 

Auch für di e chemischen und mögli­
cherweise di e bio logischen Kampfstoffe 
gilt daher di e Tatsache, daß ein Kri eg 
mit di esen Mitteln solange mögli ch ist, 
a ls di e entsprechende Munition und di e 
dazu gehö renden Waffensysteme ein­
satzbereit sind. 

Die Beurteilung der Wahrscheinli ch­
keit des Einsa tzes eines oder mehrerer 
der M assenvernichtungsmittel ist au­
ßerordentli ch schwierig, da di e Ver­
wendung di eser Mittel auf emotion a len 
und irrationalen Überl egungen und 
Erfo lgsho ffnun gen basieren kann. 

-
Hingegen läßt sich eine Gewichtung 
der Bedrohungsfaktoren vornehmen, 
die sich auf den heutigen Stand der 
Kenntnisse abstützt. 

Die Reihenfolge der verschiedenen 
Bedrohungsfaktoren hat eine zeitli ch 
beschränkte Gültigkeit und muß mit 
dem Bekannrwerden neuer Tatsachen 
überprüft und wenn nö tig geändert 
werden: 

]. Einsa tz chemischer Kampfstoffe. 
2. Ausnützung des nuklearen elek­

tromagnetischen Pulses (NEMP) durch 
A-Explosionen in großer Höhe. 

3. Einsatz von nuklearen Gefechts-
feldwa Hen. . 

4. Einsa tz stra tegischer Kernwaffen . 
N achfolgend wird versucht, eine 

Begründun g für di e Reihenfolge der 
Bedrohungsfa ktoren zu geben. 

1. Chemische Kampfstoffe 

Der Einsa tz chemischer Kampfstoffe 
steht in unserer Beurteilung der Bedro­
hun g an erster Stell e, wei l eindeutige 
Anzeichen dafür vorhanden sind , daß 

43 



die W AP A-Staaten einseitig ein großes 
übergewicht an einsatzbereiten Kampf­
stoffen und Waffensystemen für die 
chemische Kriegführung besitzen. Die 
überlegenheit dürfte heute 1: 8, wahr­
scheinlich sogar 1: 10 betragen und 
kann auf die folgenden Bereiche bezo­
gen werden: 

Kampfstoff-Kapazität (absolut 
vorhandene Mengen). 

Festintegrierte Einsatzmittel auf 
Stufe Division (BM 21, Artillerie, 
Minenwerfer) und Absprüheinrich­
tungen in allen Frontluftarmeen. 

Ausbildung von Truppe und Kader 
im Kampf unter C-Bedingungen. 

Organisation der chemischen 
Truppe ab Stufe Regiment: 

- Persönliche Ausrüstung des Einzel­
nen. 

Mit dem Einsatz von chemischen 
Kampfstoffen, der immer nur im takti­
schen Rahmen erfolgen kann, dürfte 
ein geringes Eskalationsrisiko verbun­
den sein. Hinzu kommt, daß die chemi­
sche Kampfkraft der USA seit den spä­
ten sechziger Jahren ständig abgesun­
ken ist und heute wieder neu aufgebaut 
werden muß. Gleichzeitig wurde bis 
Mitte der siebziger Jahre die Chemie­
truppe der US Army praktisch aufge­
löst. Die Fähigkeit amerikanischer 
Truppen zur Durchführung von Opera­
tionen in vergiftetem Gelände ist soweit 
verlorengegangen, daß der Chef des 
Stabes der Gesamtstreitkräfte feststel­
len mußte, die USA seien auf einen 
Krieg, der chemische Operationen ein­
schließen würde, nicht vorbereitet (» In­
ternational Securiry« 1978). 

Es steht heute fest, daß nicht nur mit 
dem Einsatz der bekannten Nervengif­
te, sondern auch mit Kampfstoffen wie 
Yperit und eventuell Blausäure gerech­
net werden muß. Ebenso werden die 
Entwicklungsarbeiten im weiteren 
Gebiet binärer Kampfstoffe mindestens 
auf westlicher Seite stark gefördert. 

Bei der Beurteilung der Giftwirkung 
der Kampfstoffe darf die psychische 
Auswirkung auf die Direkt- und Indi­
rektbetroffenen nicht außer acht gelas­
sen werden. Ausschlaggebend für das 
überleben und die Weiterführung des 
Kampfes wird der physische Zustand 
der Truppe und deren Ausbildung sein. 
.vernachlässigung des Trainings am 
persönlichen Schutzmaterial wird ver­
heerende Folgen haben. 
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2. Ausnützung 
des nuklearen 
elektromagnetischen 
Pulses (NEMP) durch 
A-Explosionen in 
großer Höhe 

Atomexplosionen erzeugen zwei Er­
scheinungen elektromagnetischer Na­
tur, nämlich: 

den elektromagnetischen Impuls 
(nuclear electromagnetic pulse = 
NEMP). 

Er ist von sehr kurzer Dauer und 
rührt vom eigentlichen Explosionsab­
lauf her. 

Veränderungen der elektromagneti­
schen Eigenschaften der Atmosphä­
re, durch welche die Fortpflanzung 
und Reflexion elektromagnetischer 
Wellen auf längere Zeit beeinflußt 
werden kann. 

Der NEMP äußert sich in sehr kurz­
zeitigen (zirka 10 7 s) und sehr hohen 
überspannungen, die eine Bedrohung 
für fast alle hochentwickelten elektro­
nischen Anlagen bedeuten. Findet eine 
A-Explosion in sehr großer Höhe statt, 
so werden durch den NEMP sehr große 
Flächen (zum Beispiel große Teile 
Europas) erreicht. Betroffen würden 
ungeschützte elektronische Geräte, 
verlegte Fernmeldekabel (mindestens 
teilweise), Funkgeräte mit ausgefahre­
ner und angeschlossener Antenne ohne 
NEMP-Schutz, Schaltanlagen und 
übermittlungszentralen der Stromver­
sorgung lISW. Die Geräte werden durch 
die hohe überspannung ganz oder teil­
weise unbrauchbar gemacht, der 
Mensch selbst aber wird vom NEMP 
nicht betroffen. A-Explosionen am 
Boden oder in geringer Höhe erzeugen 
selbstverständlich auch einen NEMP, 
dessen Wirkung wesentlich kleinere 
Flächen betrifft, aber immer die übri­
gen Effekte einer nuklearen Explosion 
in ihrer Ausdehnung übersteigt. Durch 
den Ausfall verschiedener Schaltanla­
gen (zum Beispiel Stromverteilung), der 
übermittlungsmittel usw. könnten 
chaotische Zustände entstehen, die sich 
für einen Angriff ausnützen ließen. Bei 
bedecktem Himmel würde selbst eine 
großkalibrige A-Explosion in großer 
Höhe auf der Erde nicht wahrgenom­
men werden. Diese Tatsache könnte die 
Wahrscheinlichkeit der Ausnützung des 
NEMP zur Einleitung überraschender 
Aktionen beträchtlich erhöhen. 

3. Einsatz nuklearer 
Gefechtsfeldwaffen 

» Konventionelle« nukleare Gefechts­
feldwaffen sind ein Bestandteil der 
Doktrin der UdSSR für die offensive 
Kampfführung. Sie dürften aber nur 
dann zur Anwendung gelangen, wenn 
die konventionelle (eventuell chemi­
sche) überlegenheit als zu gering einge­
schätzt wird . Der Einsatz »konventio­
neller« nuklearer Gefechtsfeldwaffen 
birgt immer die Gefahren sekundärer 
Auswirkungen (radioaktiver Ausfall ), 
kollateraler Schäden und der Eskala­
tion in sich. 

Neutronenwaffen müssen zu den 
taktischen Gefechtsfeldwaffen gezählt 
werden. Sie kämen in erster Linie zur 
Bekämpfung von Panzerkonzentratio­
nen in Frage. Mit der Einsatzbereit­
schaft von Neutronenwaffen könnte 
sich das Bedrohungsbild in dem Sinne 
ändern, daß der taktische Atomkrieg 
wieder wahrscheinlicher würde und als 
dominanter Bedrohungsfaktor ange­
sprochen werden müßte. 

4. Einsatz 
strategischer Kernwaffen 
Die gesamte nukleare Zerstörungska­
pazität wird heute auf zirka 20 Giga­
tonnen äquivalent (zirka 20 000 Mega­
tonnen oder zirka 1,5 Millionen mal 
Hiroshima) geschätzt. Das »Gleichge­
wicht des Schreckens « scheint annä­
hernd erhalten zu sein. Mengenmäßiger 
Vorsprung auf der einen Seite wird 
aufgewogen durch technologische 
Verfeinerungen auf der anderen Seite. 
Die durch dieses Gleichgewicht erzielte 
Stabilität scheint mindestens für die 
nächste Zukunft Garant dafür zu sein, 
daß die gegenseitige nukleare Vernich­
tung ausbleiben wird. 

Falls strategische Nuklearwaffen 
zum Einsatz gelangen sollten, so steht 
für die Schweiz die Bedrohung durch 
sekundären radioaktiven Ausfall" 1m 
Vordergrund. 

Die Tätigkeiten der Abteilung AC 
Schutzdienst zugunsten der Zivilbevöl­
kerung, des Zivilschutzes und der 
Armee werden durch diese dauernde 
Beurteilung der Bedrohungsfaktoren 
geleitet. Diese Bedrohungsanalyse er­
gibt auch die Grundlagen für die Bil­
dung der Schwergewichte in Ausbil­
dung und Ausrüstung. 



Alle Parteien des Bundestages 
fordern 

RahmenrichtIinien fiir die 
Gesamtverteidigung 

Zum ersten Mal in der Geschichte des 
Bundestages haben sich die Abgeordne­
ten über die Parteiengrenzen hinweg 
auf die Forderung vereinheitlicht, der 
Gesamtverteidigung mit Rahmenricht­
linien des Bundes eine Art Klammer 
über alle Verwaltungsebenen hinweg zu 
geben. Am Tag, als der Bundestag in 
die Sommerpause ging und wahrschein­
lich nm noch für eine Sondersitzung 
vor dem Ende der 8. Legislaturperiode 
zusammentreten wird, schloß der ln­
nenausschuß des Parlamentes noch 
einen Bericht zur Gesamtverteidigung 
ab und einigte sich über eine Empfeh­
lung dazu. Sie ist aufgrund eines An­
trages der CDU/ CSU zustandegekom­
men (siehe ZV ID/79), in dem die par­
lamentarische Opposition gravierende 
Mängel bei der Zivilverteidigung kriti­
siert, rasche Abhilfe gefordert und ein 
Konzept für die Gesamtverteidigung als 
unabdingbar erklärt hatte. 

Nach dem jahrelangen Streit über diese 
Fragen im Bundestag konnte man 
kaum erwarten, daß SPD und FDP voll 
auf die Wünsche von CDU und CSU 
eingehen würden. Dennoch ist in diesen 
wichtigen Fragen bei den Parlamentari­
ern zunehmend die Bereitschaft er­
kennbar, aufeinander zu hören. Der 
vom Innenausschuß verabschiedete 
Bericht verdeutlicht das. Er erwähnt 
nämlich die Meinung der Opposition, 
die Situation der zivilen Verteidigung 
sei »beklagenswert«, und fügt wenig 
später an, auch die Koalition erkenne 
an, »daß die Leistungsfähigkeit der 
Zivilverteidigung manches zu wün­
schen übrig lasse«. Von der Einführung 
einer staatlich subventionierten Schutz­
baupflicht jedoch, wie sie 4ie Opposi-

tion verlangt, möchten SPD und FDP 
Abstand nehmen. Sie halten sie in der 
gegenwärtigen Lage des Bundeshaus­
haltes nicht für finanzierbar. 
Wenn auch über andere Detailforde­
rungen der Unionsparteien im Innen­
ausschuß keine Einigkeit zu erzielen 
war, hat das Gremium dennoch im­
merhin folgenden Beschluß gemeinsam 
gefaßt, der hier im Wortlaut abge­
druckt wird: " 

»Die Bundesregierung wird aufge­
fordert, 

1. als Voraussetzung für eine aus­
gewogene Gesamtverteidigung Rah­
menrichtlinien zu erlassen, in denen die 
Organisation und Koordination der 
zivi l-militärischen Zusammenarbeit auf 
allen Verwaltungsebenen von Bund 
und Ländern verbindlich geregelt ist. 

In diesen Rahmenrichtlinien ist der 
Umfang der zivilen Verteidigung festzu­
legen und ein Stufenplan für ihre Ver­
wirklichung vorzusehen; 

2. die Realisierungsmöglichkeiten 
des Vorschlages zu prüfen, daß 

in einem Spannungs- und Verteidi­
gungsfall auch Wehrpflichtige und 
Reservisten zu Dienstleistungen im 
Bundesgrenzschutz und in den Ein­
richtungen der Zivilverteidigung zur 
Verfügung stehen sollen: 
mit Eintritt des Verteidigungsfalles 
die Folgeverpflichtungen des Wehr­
pflicht- und Zivildienstrechtes auch 
für die wegen ihrer Dienstleistung 
im Zivi lschutz vom Wehr- und Zi­
vildienst freigestellten Helfer ver­
bindlich sein sollen; 

3. die Zivilschutzgesetzgebung zu 
vereinfachen und zu verbessern, indem 
das Zivilschutzgesetz und das Gesetz 
über die Erweiterung des Katastro-

phenschutzes zusammengefaßt werden; 
dabei sind der Aufbau und die Ablauf­
organisation des Zivilschutzes, die 
Vollzugsveranrwortung, die persönli­
chen Rechte und Pflichten der Bürger 
für den Ernstfall und die Zuordnung 
trägerschaftlicher Aufgaben an die 
privaten und öffentlichen Hilfsorgani­
sationen sowie das Recht der freiwilli­
gen Helfer im Einsatzfall verbindlich zu 
regeln; 

4. ein Gesundheitssicherstellungsge­
setz vorzulegen, durch das für den 
Verteidigungsfall die Rechtsgrundlage 
zur Deckung des personellen Bedarfs 
im öffentlichen und privaten Gesund­
heitswesen an Angehörigen der Heil-, 
Pflege- und Heilhilfsberufe gegeben 
und die organisatorische Basis für ein 
von den Streitkräften und der Zivilbe­
völkerung gemeinsam zu nutzendes 
stationäres Sanitätswesen geschaffen 
wird; 

5. die Aufklärung der Bevölkerung 
über die im Krisen- und Verteidigungs­
fall in vielfältiger Weise zu erwartende 
Bedrohung zu verbessern und sie da­
durch in ihrer Motivation und Fähig­
keit zur Selbstbehauptung zu bestär­
ken. « (Soweit die Empfehlung). 

Im einzelnen hat der Innenausschuß 
zu den Forderungen von CDU/CSU 
Stellung genommen: 
Forderung 1: Stufenweise Verwi rkli­
chung der Zivilverteidigung durch 
Rahmenrichtlinien für Bund und Län­
der 

Der Ausschuß verschaffte sich einen 
Überblick, was es bisher an zeitlich 
kontinuierlichen Festlegungen im Be­
reich der Zivilverteidigung und im mili­
tärischen Bereich gegeben hat. Das 
ergab für die Zivilverteidigung 

Konzept Zivilverteidigung vom 
20. Dezember 1968, 
Weißbuch Zivilverteidigung 1972, 
Ministerrichtlinien NATO von 
1977, 
Beschlüsse der Bundesregierung von 
1977 sowie im Bereich der 

militärischen Verteidigung 
strategische Gesamtkonzeption der 
NATO von 1968, 
militärstrategisches Konzept von 
1973 sowie 
Ministerrichtlininen NATO von 
1977. 

Der Ausschuß war sich einig, daß 
"alle diese Festlegungen zu einer » Kon­
zeption der Gesamtverteidigung« 
zusammengeführt werden sollten. 
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Forderung 2: Erri chtung einer Zentral­
steIl e im Bundeska nzlera mt zur Koor­
dinierung der Maßnahmen 

Dies ist nach M einung des Innenaus­
schusses nicht erfo rd erlich, weil der 
Bundessicherheitsrat, der schon heute 
koordiniere, da für a usreiche. Eine sol­
che Z entra lstell e könnte weder den 
Bundessicherheitsra t noch das Ka binett 
ersetzen. Die O ppos ition hielt ihre 
Fo rd erung jedoch aufrecht. Sie erin­
nerte an entsprechende bereits beste­
hende Krisenstäbe. 
Forderung 3 : Einheitliche Führungso r­
ganisati on a uf all en Verwaltungsebe­
nen sowie 
Vo rbereitung der Verwaltung auf ihre 
Verteidigungsaufga ben 

Eine einheitliche Führungso rga nisa­
tion wird vom Ausschuß idea l genannt, 
jedoch gleichzeiti g wegen unterschiedli­
cher Auffassun g der Länder und auch 
ihrer unterschi edli chen Kompetenzen 
wegen als ni cht durchführba r angese­
hen. Da di e gesa mte Zivil verwaltung 
im einem Kri sen- und Spannun gs fall 
au f Zivilverteidigungsaufga ben umge­
stellt werde, bleibe die Friedenso rgani­
sation auch im Verteidigungsfall beste­
hen. Desha lb sei die Forderung ni cht 
zweckmäßig, weil di ese vo rhandenen 
Füh rungsmöglichkeiten ausreichten. 
Der Fo rderung, di e Verwaltung auf 
ihre Verteidigungsaufgaben vorzuberei­
ten, stimmte der Ausschuß zu. 

Forderung 4 : Besse re personell e und 
ma teriell e Ausstattung der Territori a l­
verteidigung im Frieden im Verbin­
dungs-, Sicherungs- und Unterstüt­
zungswesen 

Di eser Unionsforderun g mochte di e 
M ehrheit im Ausschuß ni cht fol gen. 
SPD und FDP meinten, mit der immer 
besseren Ausstattung in Verga ngenh eit 
und Gegenwart sei di e Territo rialver­
teidigung befähigt worden, allen An­
fo rderungen gerecht zu werden. Künf­
tig würden di e territori a len Einri chtun­
gen, Einheiten und Verbände soga r 
sehr sta rk den NATO-Kriterien des 
Feldheeres angeglichen und modern 
ausgerüstet. Deshalb, so di e Mehrh eit, 
werde die Forderung der Union abge­
lehnt. 

Diese Argumentation zeigt, daß SPD 
und FDP den Zweck der Heereso rgani ­
sati on im Rahmen des Modells 4 nicht 
voll übersehen. Es ist tatsächli ch so, 
daß sie bisherige H eimatschutzkom­
mandos in (fas t) voll feldheerverwen­
du ngsfäh ige Hei matschu tzbrigaden 
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verwandelt und durch sie weitere 
schwere Heimatschutzregimenter hin­
zutreten. T rotzdem fehl en der Terri to­
ria lverreidigu ng Kräfte für das Verbin­
d ungha lten zu den zivil en Behörden 
und den Pa rtnerstreitkräften, Kräfte 
zur Sicherung empfindli cher Punkte mit 
ni cht ausschli eßli ch militä ri scher Be­
deutung un d für die Unterstützung der 
Gaststreitkräfte. Das ga nze sogenannte 
Progra mm zum »Host Nation Sup­
port«, das insbesond ere di e US-Streit­
kräfte im Rahm en des »burdensha ring« 
(Las tenverrei lung) verlangen, scheint 
von SPD und FDP in di esem Z usa m­
menh ang bewußt übersehen zu werden 
oder ist den Fachleuten des [nnenaus­
schusses ni cht bekannt. 

Katastrophenschutz 
en tbürokratisieren 

Bonn: (hib) Im Bereich der Zivilver­
teidigung sei das Setzen von Priori­
täten notwendig, wobei besonderer 
Wert auf eine möglichst weitge­
hende Entbürokratisierung, vor 
allem im Katastrophenschutz, gelegt 
werden müsse. Diese Forderung ist 
in einer Stellungnahme des Haus­
haltsausschusses enthalten, die am 
18. Juni mit den Stimmen der SPD­
und FDP-Mitglieder bei der Bera­
tung eines Antrags der CDU/ CSU­
Fraktion »Gesamtverteidigung« 
(8/2295 ) gefaßt wurde. In diesem 
Antrag war unter anderem erklärt 
worden, daß von einem echten 
Schutz der Zivilbevölkerung »keine 
Rede « sein könne. In zwölf Punkten 
war von der Bundesregierung eine 
Reihe von Maßnahmen gefordert 
worden. 

Die Koalition stellte dazu fest, 
daß die Haushaltslage eine außer­
gewöhnliche Sparsamkeit erfordere. 
Einige von der Opposition vorge­
schlagene Maßnahmen seien nicht 
notwendig. Die CDU/ CSU-Mitglie­
der bemängelten, daß die Koalition 
nicht nach haushalts mäßigen Ge­
sichtspunkten entscheide, sondern 
Vorschläge in der Sache mache, was 
allein Angelegenheit des federfüh­
renden Innenausschusses sei. Dazu 
wurde festgestellt, daß von der 
Koalition ein großer Teil der Anlie­
gen der Opposition mitgetragen 
würde. Nicht alles Wünschbare sei 
aber zu finanzieren. 

Forderullg 5: Wehrpfli chtige und Re­
servisten im V- Fa ll zum BGS und zur 
Z V. Im V-Fall Wehrpfl icht- und Z ivil­
di enstrecht auf freiwill ige Helfer im ZV 
ausdehn en 

Obwohl der Ausschuß dafü r manche 
Hinderni sse sieht, empfi ehlt er zu prü ­
fen, ob di ese Fo rderungen zu realisieren 
sind. 

Forderung 6: Schutzbaupfli cht bei 
ö ffe ntli chen und pri vaten Neubauten -
Verbilli gun g und Abschreibung als 
Fö rderu ngsmaßnah men 

Nicht fin anzi erba r nennt di e M ehr­
heit des Ausschusses eine gesetzli ch 
eingeführte Schutzraum ba upfl icht , 
verwa ltungsmäßig zu aufwendi g sei 
eine Zinsverbilligung. Z uschüsse und 
Abschreibungen hingegen werd en be­
fürwo rtet. 

Forderung 7: Vorl age ein es Gesund­
heitssicherstellungsgesetzes. Die Bun­
des regierun g hat Vora rbeiten für ein 
Planungs- und Orga nisa ti onsgesetz 
(nicht In vestitionsgesetz) abgeschlos­
sen. All e medizinisch ausgebildeten 
Krä fte soll en damit erfaßt und langfri­
stig verpfli chtet werden können . Der 
Ausschuß empfi ehlt, di e Vorlage so­
gleich in der nächsten Legislaturperi ode 
zu beraten. 

Forderung 8: Durch personell e, o rgani­
sa to ri sche und materielle Vorbereitung 
Vollzug der Sicherstellungsgesetze zur 
Versorgung gewährleisten, 

di e Nahrungsmittelreserve aufstocken, 
Bereitstellungsbescheide für die Aus­
stattung der Zivilschutzverbände her­
ausgeben. 

Dem ersten Teil der Forderung 
stimmt der Ausschuß zu. Dagegen hält 
es seine Mehrheit im Gegensa tz zur 
Opposition ni cht für nötig, die Le­
bensmittelreserve aufzustocken. Sie 
reiche schon jetzt über 30 Tage und 
solle pl anm äßig auf drei Monate auf­
gebaut werden. Um das zu erreichen, 
müsse ni cht noch eine zusä tzli che Re­
serve angelegt werden. In der freien 
Wirtschaft gebe es wahrscheinlich 
genügend große Bes tände, di e nur 
konkret erfaßt werden müßten, um im 
V-Fa ll zur weiteren Versorgung verfüg­
ba r zu sein. Deshalb sei die aktive 
Mita rbeit der Wirtschaft bei der Ernäh­
rungssicherstellung no twendig. Der 
Fo rderung, Bereitstellungsbescheide für 
di e Ausstattung der Zivilschutzver­
bände herauszugeben, stimmte der 
Ausschuß zu. (rmc) 



Die Neuordnung 
der zivilen Notstandsplanung 

in den Vereinigten Staaten 
von 

John w. Macy,jr. 

Direktor des amerikanischen Bundesamtes 
für Zivile Notstandsplanung 

Das neugeschaffene Bundesamt für 
Z ivile Notstandsplanung spielt in 
Zusammenarbeit mit dem amerika­
nischen Außenministerium eine 
führende Rolle in allen bilateralen 
und multilateralen Tätigkeiten auf 
dem genannten Gebiet. Der Direk­
tor des Amtes ist gleichzeitig Vertre­
ter der Vereinigten Staaten auf den 
Plenarsitzungen des NA TO-Ober­
ausschusses für Zivile Notstands­
planung (SCEPC). Das Amt stellt 
ferner Personal im Arbeitsstab der 
Ständigen Vertretung der Vereinig­
ten Staaten bei der NATO, das für 
die laufende Koordinierung im 
Rahmen des Bündnisses zuständig 
ist und die gesamte amerikanische 
Beteiligung an den Arbeiten der 
Planungsgruppen und Ausschüsse 
des SCEPC und dessen nachgeord­
neten Arbeitsgruppen koordiniert. 
Zum Tätigkeitsbereich des Amtes -
wie seiner Vorläufer - gehört auch 
die leitende Mitarbeit an Studien 
über Naturkatastrophen und vom 
Menschen verursachte Katastro­
phen, die der Umweltausschuß der 
NATO - Committee on the Chal­
lenges of Modern Society = CCMS 
- unternimmt. 

Die Verzettelung der Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet der Zivilen Notstands­
planung und -vorkehrung auf verschie­
dene Bundesministerien und Ämter in 
den Vereinigten Staaten hat zu Ausufe­
rung und Unfähigkeit geführt und ein 
Durcheinander in dem Verhältnis ein­
zelstaatlicher und kommunaler Behör­
den zur Bundesregierung in diesen 
Fragen hervorgerufen. Seit Jahren 
haben die zuständigen Stellen in den 
Einzelstaaten und Kommunen eine 
Konsolidierung dieser Programme 
geforde rt. 

Um die Verwaltung und Unterstüt­
zung der Zivi len Notstandsplanung des 
Bundes zu verbessern, hat Präsident 
Carter im Juni 1978 dem amerikani­
schen K ongreß einen Plan vorgelegt, 
um all e Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit der Planung, Bereitschaft und 
Behebung eines nationalen Notstandes 
in einem einzigen Amt zusammenzu­
fassen. 

Diese Reorganisation baute auf vier 
Grundprinzipien auf. 

Erstens, um sich auf große zivile 
Notfälle vorbereiten und darauf reagie­
ren zu können, sollten die Bundesbe-

hörden einem direkt dem Präsidenten 
verantwortlichen Regierungsvertreter 
unterstehen . 

Zweitens, ein wirksames Zivilvertei­
digungssystem erfordert die wirksamste 
Nutzung aller für einen Notfall zur 
Verfügung stehenden Minel. So soll ten 
di e Fernmeldeeinrichtungen, die Ein­
richtungen für die Alarmierung und 
Evakuierung der Bevölkerung und die 
Prozesse der Aufklärung der Öffent­
li chkeit, um die es bei der Vorbereitung 
auf einen möglichen nukl earen Angriff 
geht, auch für große Naturkata­
strophen und Unglücksfälle entwickelt, 
erprobt und angewandt werden. 

Drittens, wo dies immer möglich, 
soll ten die Verantwortlichkeiten für 
Notfälle eine Ausweitung der regulären 
Zuständigkeiten von Bundesämtern 
sem. 

Viertens, all e Tätigkeiten des Bundes 
im Zusammenhang mit der Eindäm­
mung von Gefahren sollten eng mit den 
Funktionen der Notstandsplanung und 
-behebung verknüpft werden, um so 
vernünftigere Entscheidungen über die 
relativen Kosten und Vorteile alternati­
ver Katastrophenbewältigung treffen zu 
können. 
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USA-Notstandsplanung 

Mit Billigung des Kongresses führte 
der Plan des Präsidenten zur Errichtung 
eines neuen Amtes, des Bundesamtes 
für Zivile Notstandsplanung - Federal 
Emergency Management Agency = 
FEMA - im Jahre 1979, das die Zu­
ständigkeiten von fünf bisherigen 
Ämtern und für eine ganze Reihe von 
Katastrophenhilfsprogrammen über­
nommen hat. 

Der Direktor des Amtes ist dem Prä­
sidenten unterstellt und arbeitet eng 
mit dem Nationalen Sicherheitsrat, 
dem Kabinett und dem Stab des 
Weißen Hauses zusammen. 

Um den überblick und die Mitwir­
kung des Weißen Hauses noch weiter 
zu verbessern, wurde der Bundesrat für 
Zivile Notstandsplanung - Federal 
Emergency Management Council - ins 
Leben gerufen . Unter dem Vorsitz des 
Dirketors des FEMA setzt sich der Rat 
aus dem Direktor des Amtes für Haus­
haltsplanung, dem Berater des Präsi­
denten für innenpolitische Angelegen­
heiten, dem Berater des Präsidenten fii r 
Fragen der nationalen Sicherheit un d 
dem Kabinettssekretär und Berater dc, 
Präsidenten für interministerielle AngL·· 
legenheiten zusammen. Der Rat unter· 
stützt den Präsidenten in Fragen dc, 
nationalen Notstandes und von Kata ­
strophen im Ausland und gibt Richtli ­
nien für die Arbeit aller Bundesbehör­
den, die mit Notfällen zu tun haben 
und berät schließlich den Präsidenten 
über mögliche Mittel und Wege zur 
Verbesserung der Leistung und der 
Vermeidung übertrieben hoher Kosten. 

Die Regierung muß auf allen Ebenen 
bereit sein, mit Notfällen fertigzuwer­
den. Eine der Aufgaben des FEMA ist 
daher die Ausarbeitung eines weiten 
Spektrums von Richtlinien und Plänen 
auf dem genannten Gebiet, angefangen 
von der Aufrechterhaltung der Funk­
tionsfähigkeit der Regierung über die 
Sicherung der Versorgung und die Sta­
bilisierung der Wirtschaft im Ernstfall 
bis zu Richtlinien für die Bevorratung 
von strategischen Rohstoffen. Das· 
FEMA koordiniert auch die Bereit­
schaftsplanung für Verringerung der 
Folgen großer terroristischer Anschlä­
ge. 

Das neue Amt hat die wichtige Auf­
gabe, für die Bereitschaft zur Bewälti­
gung »a ll er Gefahren « zu sorgen, aber 
es stellt auch ein wichtiges Element in 
der stratetischen Gesamtpolitik unseres 
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Landes dar. Der Verteidigungsminister 
und der Nationale Sicherheitsrat führen 
die Oberaufsicht über alle Programme 
und Maßnahmen des FEMA, die mit 
der Zivilverteidigung zusammenhän­
gen, und dazu gehört auch die entspre­
chende Unterstützung seitens des Ver­
teidigungsmjnisteriums auf Gebieten 
wie Entwicklung und Verwaltung von 
Programmen, technische Unterstüt­
zung, Forschung, Fernmeldewesen, 
Transport, Aufklärung und Not­
stands maßnahmen. 

Planung und Bereitschaft 

»Nukleare Zivilschutzplanung« ist der 
Begriff, unter dem alle Anstrengungen 
zusammengefaßt sind, für das über­
leben der größtmöglichen Anzahl von 
Menschen im Falle eines nuklearen 
Angriffs zu planen. Die Programme 
sehen zwei Grundpositionen für den 
Schutz der Bevölkerung vor. 

Die erste ist der Schutz am Ort vor 
radjoaktiven Ausfällen (fall-out) in 
Schutzräumen n-a1'ft den Ballungszent­
ren . Es bestehen über 250 .000 Einrich­
tungen mit Schutzräumen gegen radio­
aktiven Niederschlag, dje ein Fassungs­
vermögen von rund 238 Millionen 
Menschen haben. In den ländlichen 
Gebieten und den Vororten gjbt es 
weniger Schutzraum, aber es sind 
genügend Schutzräume niedrigerer 
Qualität vorhanden, die im Falle einer 
Krise so ausgebaut werden könnten, 
daß sie Schutz gegen radioaktiven 
Niederschlag bieten. 

Im Zuge der Planung der Verteidi­
gung gegen radioaktiven Niederschlag 
in den sechziger und Anfang der siebzi­
ger Jahre wurden Forschungen durch­
geführt, wie die Bevölkerung vor dem 
Druck und der Hitzewirkung eines 
Nuklearangriffs geschützt werden 
kann. Aus diesen Sturuen ergaben sich 
einige grundlegende Schlußfolgerungen. 
Unter anderem kam man zu dem 
Schluß, daß einem Angriff wahrschein­
lich eine Periode der internationalen 
Spannung oder Krise vorausgehen 
werde, die Zeit für Schutzmaßnahmen 
gewähren würde, und daß die Haupt­
ziele des Gegners hauptsächlich ameri­
kanische Raketenstellungen, militäri­
sche Einrichtungen und Industrie- und 
Bevölkerungszentren wären, die a ls 
Gebiete mit »hohem Risiko « bezeich­
net werden. 

Diese Schlußfolgerungen führten 
zum Beginn der Planung für die zweite 
Option, nämlich die Evaku ierung im 
Falle der Krise. Dazu gehört die geord­
nete Evakuierung von Menschen aus 
Gebieten nUt potentiell hohem Risiko 
der direkten Einwirkung von Kernwaf­
fen in Zeiten der internationalen Krise 
in Gebiete mit niedrigerem Risiko -
und natürlich die Aufnahme, Betreuung 
und Versorgung in den Aufnahmege­
bieten. Derzeit ist die Planung für die 
Evakuierung im Krisenfall in a llen 
Einzelstaaten der USA im Gange. 

Die Evakuierung im Krisenfall läßt 
sich auch entsprechend anwenden, 
wenn es um sich langsam entwickelnde 
Naturkatastrophen oder um bestimmte 
Arten von Unglücksfällen in Friedens­
zeiten, wie etwa den Austritt schädli­
cher oder tödlicher Dämpfe oder Gase 
in dje Atmosphäre, geht. Der Wert 
einer solchen Planung hat sich im Sep­
tember 1979 in dramatischer Weise 
bewiesen, als die Golfküste der USA 
durch den Wirbelsturm Frederic be­
droht wurde. Bis zu dem Zeitpunkt, an 
dem die orkan artigen Winde des Wir­
belsturms mit einer Geschwindigkeit 
von 130 Meilen pro Stunde die Küste 
ereichten, waren fast eine halbe Million 
Menschen sicher ins Landesinnere 
evakuiert worden. 

Aufgrund des nuklearen Störfalles 
auf Three Mile Island im Jahre 1979 
erhielt das FEMA neue Planungsaufga­
ben. Der Präsident wies das Amt an, 
die Notstandsplanung außerhalb des 
Katastrophenorts zu übernehmen und 
Vorkehrungen für raruologische Not­
fälle in Kernkraftwerken zu treffen. Im 
Rahmen dieser neuen Aufgaben bringt 
das FEMA gegenwärtig eine gründliche 
überprüfung der Notstandsplanung in 
a llen Einzelstaaten nUt Kernreaktoren 
zum Abschluß. 

Um sich ein Bild von der Bereitschaft 
zu machen und die Planung zu verbes­
sern, führt das Amt auf nationaler, 
internationaler (grenzüberschreitender) 
einzelstaatlicher und kommunaler 
Ebene übungen durch und plant sol­
che. Es setzt auch die einsatzmäßigen 
Erfordernisse für die nationalen Not­
standssysteme auf dem Gebiet des 
Fernmeldewesens, der Alarmierung, der 
automatischen Datenverarbeitung, der 
Schadensfeststellung und der Strah­
lungsmeldung fest. 

Das FEMA wird auch die Verteilung 
von Ressourcen des Bundes im Notfalle 



koordinieren und planen, was die 
Schaffung eigener Behörden für diese 
Zwecke erspart. Das Konzept des Viel­
zweckeinsatzes ist heute Wirklichkeit 
geworden. Das FEMA wird in der Lage 
sein, alle seine potentiellen Ressourcen 
zu mobilisieren und in jeder Art von 
Krise Untersrützung und Hilfe zu 
gewähren. Wenn diejenigen, die für die 
Planung, Bereitschaft und Schadens­
milderung verantwortlich sind, in 
engem Kontakt mit jenen arbeiten, die 
für die Hilfsaktionen bei Katastrophen 
verantwortlich sind, dann führt das 
zwangsläufig zu einer sofortigen Aus­
wertung der Enrwicklung und einer 
Verbesserung der Pläne. 

Schadenslinderung und 
Hilfsmaßnahmen 

Gefahrenvorsorge und Forschungstä­
tigkeiten im FEMA erstrecken sich auf 
ein breites Spektrum: Vorsorge gegen 
Erdbebenschäden, Sicherheit von Stau­
dämmen, Prüfung gefährlicher chemi­
scher und toxischer Substanzen von der 
Produktion bis zur Entsorgung, Erwei - -
terung der Kenntnisse für die sichen' 
Entsorgung von nuklearen Abfällen. 

Eine der sichtbarsten Tätigkeiten des 
FEMA besteht in seiner Rolle als 
Koordinator für den Katastrophenein­
satz des Bundes. Sobald der Präsident 
eine große Katastrophe oder einen 
Notstand verkündet, entsendet das 
FEMA einen Koordinator an den 
Schauplatz. Dieser Koordinator nimmt 
eine erste Beurteilung der Lage vor und 
ordnet an, welche Art von Hilfe in 
welchem Umfang durch Bundesbehör­
den geleistet werden muß und koordi­
niert auch den Einsatz privater Hilfsor­
ganisationen. Das Amt richtet dann im 
Katastrophengebiet Hilfszentren ein, in 
denen bundesstaatliche, einzelstaatli­
che, kommunale und private Unterstüt­
zung für die betroffene Bevölkerung 
geleistet wird. Die einzelstaatLichen und 
kommunalen Stellen erhalten auch 
finanzielle Unterstützung durch Bun­
deszuwendungen für die Wiederherstel­
lung zerstörter öffentlicher Einrichtun­
gen. 

Das Bundesamt für Zivile Not­
standsplanung ist heute der eine Kon­
taktpunkt der einzelstaatlichen und 
kommunalen Stellen in allen Fragen, 
die Notfälle betreffen. Es ist der Part­
ner, der ihnen in ihren Unterstützungs­
tätigkeiten hilft. Dieses Konzept der 

einen Stimme auf Bundesebene für alle 
Notfälle wird nicht nur zu immer wirk­
sameren Programmen führen, sondern 
auch das Verhältnis zwischen Bund, 
Einzelstaaten und Kommunen vertie­
fen. Dabei darf jedoch nicht außer acht 
gelassen werden, daß alle Notfälle, die 
nicht die nationale Sicherheit berühren, 
in die Zuständigkeit der kommunalen 
Behörden und privaten Hilfsorganisa­
tionen fallen. Die Bundesregierung tritt 
nur in Aktion, wenn eine Krise die 
Fähigkeit der einzelstaatlichen und 
kommunalen Behörden überschreitet 
und sie zu einer solchen Unterstützung 
aufgefordert wird. 

Ausbildung und Erziehung 

Eine hohe Priorität im Bundesamt 
haben Ausbildung und Erziehung. Zu 
den Tätigkeiten auf diesem Gebiet 
gehö'ren Verwaltung und technische 
Ausbildung für das Personal der einzel­
staatlichen und kommunalen Behörden 
und der Privatorganisationen, das mit 
Notstandsprogrammen zu tun hat. Die 
Ausbildung erfolgt auf einer eigenen 
Schule in Battle Creek im Staate Michi­
gan, die allerdings bis zum Ende dieses 
Haushaltsjahres am 30. Septem­
ber 1980 aufgelöst werden soll. Die 
entsprechenden Haushaltsmittel wer­
den an das Emergency Management 
Institute (Institut für Krisenbewälti­
gung) in Emmitsburg im Staate Mary­
land übertragen, das am 1. Januar 
1981 seine Tätigkeit aufnehmen wird. 
Dieses Institut wird der zentrale Punkt 
in den Vereinigten Staaten für die 
Sammlung und Weitergabe von Infor­
mationen auf dem Gebiet der Krisen­
bewältigung werden. Es werden Kurse 
für leitende Regierungsbedienstete und 
führende Vertreter der einschlägigen 
akademischen, industriellen, wissen­
schafthchen, philanthropischen und 
freiberuflichen Gruppen abgehalten 
werden. Durch diese Ausbildung wer­
den Kader an fachlich geschulten Not­
standsexperten auf dem amtlichen und 
privaten Sektor ge<;ch:1ffen , di e bei 
künftigen Notfällen fiir eiltheitliche und 
wirksame Maßnahmen ~orgen werden. 

Die US-Feuerschutzbehörde 

In den Vereinigten Staaten kommen 
jedes Jahr über 8.000 Menschen bei 
Bränden um, rund 300.000 wcrdl'll 
verletzt und es entsteht ein Sachscha­
den von rund fünf Milliarden Dollar. 

USA-Notstandsplanung 

Die Rolle der amerikanischen Feuer­
schutzbehörde, die jetzt ebenfalls dem 
Bundesamt für Zivile Notstandspla­
nung angegliedert worden ist, besteht 
darin, die entsprechenden Mittel auf 
bundeseinzelstaatlicher und kommuna­
ler Ebene zu mobilisieren, um diese 
tragischen und unnötigen Verluste zu 
verhindern oder zu verringern. Die 
Programme dieser Behörde konzentrie­
ren sich auf die Untersuchung und 
Erforschung der besonderen Brand­
Probleme und die Enrwicklung techno­
logischer und verhaltensmäßiger Lö­
sungen zu ihrer Bekämpfung. Hier spie­
len vor allem technische Untersrützung, 
Ausbildung und Aufklärung der Öf­
fentlichkeit eine Rolle. 

Die Nationale Akademie für Brand­
schutz in Emmitsburg im Staate Mary­
land wird jedes Jahr rund 6.000 
Feuerwehrleute ausbilden. 

Die Bundesversicherungsbehörde 

Die ebenfalls dem Bundesamt für Zivile 
Notstandsplanung angegliederte Bun­
desversicherungsbehörde bietet unter 
anderem den Gemeinden Untersrützung 
für die Behebung der Folgen von Flut­
katastrophen, wie erwa die Verlegung 
von Gebäuden aus hochwasserbedroh­
ten Gebieten. Wenn die Eigentümer 
entsprechende Hochwasservorsorge­
maßnahmen ergreifen, dann wird ihnen 
von der Behörde zu günstigen Tarifen 
eine Hochwasserversicherung angebo­
ten. Auch Versicherungen gegen Raub 
und Diebstahl und gegen Schäden bei 
Unruhen in besonders gefährdeten 
Gebieten werden von der Behörde 
angeboten. 

Eine neue Ära 

Die Schaffung des Bundesamtes für 
Zivile Notstandsplanung ist der Anfang 
einer neuen Ära in den Vereinigten 
Staaten auf diesem Gebiet. Schon jetzt 
macht sich bemerkbar, daß Notstands­
planung und Krisenbewältigung einen 
höheren Stellenwert auf allen Regie­
rungsebenen erhalten haben. Es besteht 
jetzt eine feste Grundlage für die stän­
dige Verbesserung unserer Bereitschaft 
und unserer Fähigkeiten, die Auswir­
kungen künftiger Katastrophen und 
Notfälle zu verringern. 

Abdruck mit freundlicher Genehmi gung des 
Presse- und Informario nsamtes der Bundesregie­
rung aus NATO-Brief 3 / 1980, 
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Entwicklung eines Kombinationsschraubfilters 

für den Einsatz in kemtechnischen Anlagen und im Kat -Schutz 

J. G. Wilhelm H. Schl es inger, K. Fey 
Laboratorium für Aerosolphysik 
und Filtertechnik, 
Kernforschungszentrum Karlsruhe 

Referat für Zivilschutzchemie, 
Bundesamt für Zivilschutz 
Bonn-Bad Godesberg 

1. Einführung 

Nach dem heuti gen Stand der Technik 
bieten sich für den Schutz der Atel11 -
wege bzw. für die Atemluftversorgun~ 
abhängig von den Bedingungen, die in 

Das Kombinationsschraubfil­
ter KS 80 

der Umgebungsatmosphäre herrschen, 
lind von den Aufgaben, die dem Atem-

Atemschutzgeräte 1) 
für Hauptanwendung bei Umgebungsdruck 2) (1 

I 

schutzgeräteträger ges tellt sind , eine 
Rei he verschiedener Möglichkeiten an. 

Die folgende Abb ildung gibt eine 
Übersicht über die Einteilung der 
Atemschurzgeräte, wie sie in DIN 
3179, Teil 2 (Lit. 1), festgelegt ist: 

+ 0.2) bar 
- 0 .3 

I I 
Atemschutzgeräte I). die abhängig 
von der Umgebungsatmosphäre 2) wirken 

I 

Atemschutzgeräte I). die unabhängig 
von der Urngebungsatmosphare 2) wirken 

Filter­
geräte 

FIltergerate mit 
Schraubliiter 

Filtergeräte mit 
Steckfilter 

Filtergeräte mit 
Atemschlauch 

Filtergeräte mit 
nicht trennbarem 
Anschluß 
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Regenerationsgeräte 4) 

mit Kreislauf­
atmung (kurz : 
Kreislaufgeräte) 

Kreislaufgeräte 
mit Drucksauer ­
stoff (kurz : Sauer­
stoffschutz ger äte) 
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Regenerations­
geräte mit Pendel­
atmung unter 
Verwendung von 
chemisch 
gebundenem 
Sauerstoff 



Hiernach würden sich für den Ein­
satz im Katastrophenfall Filtergeräte, 
Behältergeräte oder Regenerationsge­
räte anbieten. 

Da die Fi ltergeräte abhängig von der 
Luftzusammensetzung der Umgebungs­
atmosphäre sind, können sie nur dann 
eingesetzt werden, wenn der Sauer­
stoffgehalt über 17 Vol % beträgt und 
die Konzentrationen an Kohlenmon­
oxid (CO) und Kohlendioxid (C02 ) 

gering sind. 

Gas- Kennfarbe *) 
filter- Farbzeichen nach 
Typ Farbname DIN 6164 Teil 1 

A Braun 4 : 5 : 3 

B Grau N :0 : 4 

E Gelb 2: 6 : 1 

K Grün 22 : 7 : 5 

Der Gebrauch der Behälter- und 
J{ cgenerationsgeräte ist unabhängig 
\ t In der Umgebungsatmosphäre, setzt 
Il'doch übung im Umgang sowie den 
'-'achweis der Tauglichkeit zum Tragen 
\ ()n schwerem Atemschutz voraus. 

Aus diesen Gründen können für alle 
J"insätze, bei denen keine Einschrän­
ku ngen hinsichtli ch der Unabhängig­
kl'it von der Umgebungsatmosphäre 
~cfo rdert werden , Filtergeräte einge­
'l'[zt werden. 

Nächstliegendes 
Farbmuster im 

RAL -F arbregister') 

Kombinationsschraubfilter 

Ein Filtergerät besteht aus dem sog. 
Atemanscpluß (Schutzmaske) und dem 
für den speziellen Einsatzzweck ausge­
legten Schraubfilter (Gasfilter). 

Nach DIN 3181, Teil 1 (Lit. 2), 
werden Gasfilter nach ihrem Haupt­
verwendungsbereich in fo lgende Typen 
unterteilt: 

Hauptanwendungsbereich 

RAL 8001 Organische Gase und Dämpfe z. B. von Lösemitteln 

RAL 7030 Anorganische Gase und Dämpfe z, B. Chlor, Schwefel-
wasserstoff, Cyanwasserstoff (Blausäure) 

RAL 1004 Schwefeldioxid, Chlorwasserstoff 

AAL 6001 Ammoniak 

*) Nach DIN 5381 , Abweichungen, die nicht Anlaß zu Verwechslungen sein dürfen, sind zulässig. Zulässig sind z. B. auch 
Braun RAL 8003, Grau RAL 7002, Gelb AAL 1012, Grün RAL 6010. 

,) Bezugsquelle: .Muster-Schmidt" KG, RoBmarkt 23, 6000 Frankfurt/Main 

Es ist vorgesehen, diese Norm durch 
eine entsprechende Norm für Spezial­
gasfilter und damit auch für Spezial­
kombinationsfilter zu ergänzen. 

Weiterhin werden sie nach dem 
Aufnahmevermögen der Aktivkohlefül­
lung in folgende Gasfi lterklassen unter­
teilt: 

Damit ergeben sich für die verschie­
denen Gasfiltertypen folgende Min­
destdurchbruchzeiten: s. nächste Seite. 

Gasfiltertyp Kennfarbe 

CO schwarz 

Hg rot 

NO blau 

Reaktor orange 

Gasfilterklasse 

1 

2 

3 

Hauptanwendungsbereich 

Kohlenoxid 

Quecksilber (Dampf) 

Nitrose Gase incl. Stickstotfmonoxid 

Radioaktives Jod incl. radioaktives Methyljodid 

Aufnahmevermögen 

klein 

mittel 

groß 
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Kombinationsschraubfilter 

Durchbruchs-
Mindest-Durchbruchszeiten in Minuten für Gasfilter der 
Klasse 1 Klasse 2 Klasse 3 Gasfiltertyp Prüfgas kriterium 

Prüfkonzentration Prüfkonzentration Prüfkonzentration 

A. CCI 4 

CI 2 

B H2S 

HCN 

E S02 

K NH 3 

*) Bezogen auf HCN + (CNh 

Nach Teil 2 der DIN 3181 (Lit. 3) 
werden die Partikel filter entsprechend 
ihres Rückhaltevermögens ebenfalls in 
Filterklassen eingeteilt (vgl. nebenste­
htnde Tabelle): 

Damit sind die Partikelfilter der ver­
schiedenen Klassen zur Abscheidung 
folgender Stoffe geeignet (Lit. 4): 
P 1: gegen inerte Partikeln 
P 2: gegen Partikeln von gesundheits­

schädlichen Substanzen 
gegen Partikeln von Substanzen 
mit MAK-Wert 0,1 mg/ m3 

gegen Asbest 
P 3: gegen Partikeln von giftigen Sub­

stanzen 
gegen Partikeln von Substanzen 
mit MAK-Wert 0,1 mg/ m3 

gegen cancerogene Substanzen 
(außer Asbest) 
gegen radioaktive Partikeln 
gegen Sporen, Bakterien, Viren, 
proteolytische Enzyme 

Atemschutzgeräte im Katastrophen- " 
schutz 

Zum Schutz gegen die Wirkungen 
moderner Waffen sind die Helfer im 
Katastrophenschutz mit Körper- und 
Atemschutzgeräten ausgestattet. 
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(ppm) 0,1 Vol.-'%, 0,5Vol.-'%, 1,OVol.-'%, 

10 80 40 60 

1 20 20 30 

10 40 40 60 

10*) 25 25 35 

5 20 20 30 

25 50 40 60 

Partlkel-
Rückhalte-

filter- Schutz gegen 
vermögen 

(- 100-Durch-
klasse la8grad) 2) 

P1 feste Partikeln klein 

P2 feste und flüssige Partikeln mittel 

P3 feste und flüssige Partikeln groB 

2) Siehe Tabelle 2 

Abb. 1: Primär- und Sekundärwirkungen von Waffen 

KONVENTIONELL Verletzung 

Verbrennung 

ATOMAR Strahlenkrankheit 

radioaktiver Staub Strahlenkrankhei t 

I CHEMISCH ~LG_if_ts_t_o_ff_e ______ ~ Vergiftung 

BIOLOGI SCH Krankhei tserreger Erkrankung 



Beim Einsatz von ABC-Waffen müssen 
somit Atemschutzgeräte vor 

gasförmigen, flüssigen und festen 
chemischen Kampfstoffen 

radioaktivem Staub (fall-out) sowie 

biologischen Kampfstoffen schüt­
zen. 

Wie aus der Abb. 2 zu ersehen ist, 
können giftige, radioaktive und infek­
tiöse Stoffe auch infolge der mechani­
schen oder thermischen Zerstörung von 
zivilen Objekten, wie zum Beispiel 
Produktionsanlagen für Chemikalien 
oder Kernkraftwerken, bei der Einwir­
kung konventioneller Sprengwaffen 
freiwerden. 

In der Vergangenheit wurden die 
Helfer im Katastrophenschutz zum 
Schutz vor den Wirkungen der ABC­
Kampfmittel mit dem Schraubfilter FE 
55 NM, der mit dem Industriefilter 
Typ B2P3 identisch ist, ausgestattet. 
Filter dieser Art sind zur Abscheidung 
von radioaktiven Jodverbindungen, wie 
sie bei Unfällen in Kernkraftwerken 
entstehen und entweichen können, 
nicht geeignet. 

Daher wird das Personal in Kern­
kraftwerken mit elllem speziellen 
Schraubfilter »Reaktor« ausgestattet, 
bestehend aus Gasfilterteil Typ A 
Klasse 2 mit Jod-Kaliumiodid-[mprä­
gnierung und Partikelfi[ter Klasse 3. 

Wie im Bild 2 dargestellt, besteht im 
Verteidigungsfall auch eine erhöhte 
Wahrscheinlichkeit der Beschädigung 
von Kernkraftan[agen. [n diesen Fällen 
könnte der Katastrophenschutz im 
Bereich der Kernkraftwerke nicht ein­
gesetzt werden. Um diese zusätzliche, 
V-Fall spezifische Einsetzbarkeit sicher­
zustellen, ergab sich die Notwendig­
keit, den bisherigen Leistungsumfang 
FE 55 NM um den des Reaktor­
schraubfilters zu erweitern. 

3. Entwicklung eines Kombinations­
Schraubfilters 

Ziel war die Entwicklung eines Kombi­
nations-Schraubfilters sowohl zur 
Abscheidung der infolge der Primär­
wirkungen von ABC-Waffen als auch 
der infolge der Sekundärwirkungen 
konventioneller Waffen freiwerdenden 
Schadstoffe. 

Kombina tionsschra u bfilter 

Konventionelle 

Sprengwaffen 

+ 

+ 

o 
o 0 

o 0 

Kernkraftwerke Wohngebäude Chemiewerke 

s:z sz 
Brandgase Giftgase 

sz sz 

Abb. 2 : Sekundärwirkungen konventi , lll l'l ler Waffen 

Ein Filter dieser Art kann gleichfalls 
im Frieden bei Unfällen in Kernkraftan­
lagen eingesetzt werden und ist auch 
bei Katastrophen im Chemiebereich 
entsprechend dem Leistungsumfang 
eines B-Filters verwendbar. 

Zur Einführung in die Problematik 
der Schraubfilter sei zunächst einiges 
über die verwendeten Werkstoffe sowie 
die hier in Frage kommenden Abschei­
demechanismen ausgeführt. 

Die Leistung des Schraubfilters wird 
durch die hierfür verwendeten Materia­
lien bestimmt: 

die Aktivkohle (Adsorptions- und 
Chemiesorptionsteil ) und 
das Filtervlies (Partikelfilter). 

3.1. Aufbau und Wirkungsmechanis­
mus des Aktivkohleteils 
Die zur Filtration von Gasen und 
Dämpfen verwendete Aktivkohle wird 
durch Verkokung und Wasserdampfak­
tivierung von Steinkohle, Holz u. a. 
hergestellt (Lit.4). [m Bereich des Zi­
vilschutzes werden spezifische Aktiv­
kohlesorten einmal in Schraubfiltern 
für die Schutzmaske M 65 Z (Einzel­
schutz-System) (Lit. 5) als auch in 
Raumfiltern in Schutzräumen (Sammel­
schutz-Anlagen) (Lit. 6) verwendet. 
Aktivkohle hat aufgrund seiner Struk-

1 Rundgewinde. 
anschluß 

2 Gosfil ter 
3 lochsch ei be 

und Sieb 
4 Schwebstoff. 

Filter 
5 lufteintr itls­

öffn ung 

21 615 0 

Abb. 3: Schematischer Aufbau der 
Schraubfilter 

tur die Eigenschaft, primär Gase an der 
peripheren Oberfläche schnell physika­
lisch zu adsorbieren. Diese primär 
adsorbierten MolekeIn wandern eben­
falls relativ schnell in das innere Poren­
system der Körner ab, wo sie an den 
Wänden des Mikro- und Mesoporensy­
stems physikalisch oder chemisch 
gebunden werden . 

Bei der Bindung von Gasen an Ak­
tivkohle unterscheidet man grundsätz­
li ch zwei Arten der Bindung: di e physi­
kalische Adsorption und die Chemie­
sorption. 
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Große Moleküle werden vorwiegend 
durch physikalische Adsorption gebun­
den, Verbindungen mit geringem 
Molekulargewicht wie z. B. Blausäure 
und Chlorcyan durch Chemiesorption. 

Durch ein ausgewogenes Verhältnis 
des Anteils an Imprägnierung zur freien 
aktiven Oberfläche in der Kohle er­
reicht man eine optimale Leistung 
gegenüber den adsorptiv und den 
chemisorptiv zu bindenden Stoffen. 

Für den Ablauf der physikalischen 
Adsorption sind die Gesamthöhe der 
inneren spezifischen Oberfläche und 
die Porengrößenverteilung verantwort­
lich. 

Die spezifische oder auch innere 
Oberfläche wird an Hand der Adsorp­
tionsisotherme für Stickstoff ermittelt. 
Die innere Oberfläche der Aktivkohlen, 
die hier zur Verwendung kommen , liegt 
in der Größenanordnung von ca. 
1000 m 2/g. 

Für die Adsorptionseigenschaften 
einer Kohle spielt jedoch die Porengrö­
ßenverteilung innerhalb des Kohle­
korns eine wesentlich größere Rolle. 
Entsprechend der unterschiedlichen 
Radien der Poren unterscheidet man 
Makro-, Meso- und Mikroporen. 
Während die größeren Poren (Makro­
poren) als Zuleitungsporen dienen, 
findet im Bereich der Meso- und Mi­
kroporen im wesentlichen der Vorgang 
der physikalischen Adsorption bzw. 
Chemiesorption statt. Es ist daher für 
die Qualität einer Aktivkohle sehr 
wichtig, ein günstiges Verhältnis der 
einzelnen Porenbereiche zu erreichen. 

Für die Chemisorption wird ein Teil 
der spezifischen inneren Oberfläche mit 
geeigneten Chemikalien belegt, an 
denen die Schadstoffe durch chemische 
Umsetzung gebunden werden. 

Hierzu wird die Aktivkohle einem 
Imprägnierverfahren unterworfen, bei 
dem die Chemikalien in gelöster Form 
über Tauch-, Druck- und Vakuumver­
fahren in die Poren eingebracht wer­
den. Als Imprägniermittel dienen im 
wesentlichen Kupfer-, Chrom- und 
Silbersalze. Nach der Imprägnierung 
werden die Aktivkohlen getrocknet und 
thermisch aktiviert. 

Zusammenfassend kann gesagt 
werden, daß durch Auswahl geeigneter 
Rohstoffe, optimaler Aktivierungsver­
fahren und eine in der Zusammenset­
zung ausgewogene Imprägnierung 
Atemschutzfilter mit einem hohen Lei­
stungsniveau hergestellt werden kön­
nen. 

Für die Beurteilung der Aktivkohle 
für die Verwendung in Schraubfiltern 
werden in den entsprechenden tedini­
sehen Richtlinien folgende Prüfkriterien 
gefordert bzw. beschrieben.: 

• der Strömungswiderstand als Wert 
für den Atemwiderstand 

• die Schutzleistung gegenüber spezi­
fischen-chemischen Stoffen wie 
Chlorcyan, Chlorpikrin und Blau­
säure als Maß für die Abscheidelei­
stung gegen Schadstoffe verschiede­
ner Struktur 

• bei den vorliegenden Kombinations­
filtern auch die Schutzleistung ge­
genüber Radioiod in elementarer 
und organisch gebundener Form. 

3.1.1 Abscheidung chemischer Prüf­
stoffe 

Die Schutzleistungen gegenüber Chlor­
cyan, Chlorpikrin und Blausäure wer­
den sowohl im trocknen als auch im 
feuchten Zustand gemessen, um den 
Leistungsumfang sowohl im Ausgangs­
zustand als auch nach Befeuchtung 
infolge Gebrauch der Filter beurteilen 
zu können. 

Die Prüfung der Schutzleistung er­
folgt in entsprechend hierfür konzipier­
ten Prüfeinrichtungen, bei denen Was­
sergehalt, Temperatur und Prüfstoff­
konzentration in engen Grenzen gehal­
ten und analytisch überwacht werden. 

Die Haltezeit wird durch Ermittlung 
der Durchbruchkonzentration, bei dem 
eine definierbare Menge des Prüfstoffs 
am Luftaustritt des Filters gemessen 
wird, angegeben. 

In der folgenden Abbildung ist der 
schematische Aufbau einer Prüfeinrich­
tung zur Bestimmung der Schutzlei­
stung gegen Prüfstoffe wiedergegeben. 



Frischluft 
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Abb. 4: Prüfeinrichtung für Leistung von Schraubfiltern gegen chemische 
Kampfstoffe 

Die Leistungsforderungen des kom­
binierten Schraubfilters KS 80 sind in 
der TB C3 /4240 des Bundesamtes für 
Zivilschutz festgelegt. 

Bei diesen Leistungsmessungen 
werden sehr hohe Aufgabekonzentra­
tionen verwendet, um den Durchbruch 
in vertretbaren Zeiten messen zu kön-

Kombinationsschraubfilter 

nen. Da derartig hohe Konzentrationen 
jedoch nur im unmittelbaren Trefferbe­
reich chemischer Kampfstoffmunition 
auftreten können, ist die tatsächliche 
Haltezeit der Schraubfilter gegen 
Schadstoffe wesentlich höher, als es die 
v. g. Leistungswerte ausdrücken . 

Mit steigendem Feuchtegehalt der 
Aktivkohle nimmt die Schutzleistung 
gegen Chlorpikrin und Chlorcyan ab, 
da die Wassermoleküle in gleicher 
Weise physikalisch auf der inneren 
Oberfläche der Aktivkoh le adsorbiert 
werden , bzw. die Fähigkeit der Imprä­
gnierung zur Chemiesorption vermin­
dern. 

Um eine optimale Schraubfi lterlei­
stung gegen chemische Schadstoffe zu 
erhalten, ist es daher notwendig 

die Filter erst bei Gebrauch zu 
öffnen 
die Filter beim Gebrauch vor star­
ker Feuchtigkeitseinwirkung (Re­
gen) zu schützen 
die Filter nach Gebrauch sofort 
wieder gasdicht zu versch li eßen. 

Schraubfilter, die mehrere Stunden 
bei hoher Luftfeuchtigkeit beatmet 
wurden, bzw. längere Zeit geöffnet 
gelagert wurden, besitzen nur noch eine 
verminderte Abscheideleistung gegen 
Schadstoffe und sollten deshalb aus 
Sicherheitsgründen bei hohen Konzen­
trationen oder unbekannten hochtoxj.. 
sehen Verbindungen nicht mehr ver­
wendet werden. 

3.1.2 Abscheidung gasförmiger, radio­
aktiver Iodverbi/1dungen 

Für den Einsatz bei Unfällen in Kern­
kraftwerken muß das Schraubfilter FE 
55 NM um einen zusätzlichen Lei­
stungsbereich erweitert werden. 

D;s für die Umgebungsbelastung von 
Kernkraftwerken entscheidende Radio­
nuklid ist das 1311 mit einer Halbwerts­
zeit von 8,04 d (Lit. 7). 

Bei der Kernspaltung entstehen außer 
dem 1311 eine Reihe weiterer radioakti­
ver lodisotope, von denen aber prak­
tisch nur noch das 133[ (Halbwertszeit 
20,8 h) nennenswert zur Umgebungs­
belastung beiträgt, da die übrigen Iod­
isotope aufgrund ihrer kurzen Halb­
wertszeit bereits auf dem Transportweg 
vom Brennstoff in die Umgebung weit­
gehend zerfa ll en . 

Messungen in der Abluft von Kern- . 
kraftwerken zeigten, daß der Anteil an 
organisch gebundenem Radioiod in der 
Raumluft von Kernkraftwerken 
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80-100 % betragen kann; in der über 
den Kamin abgegebenen Fortluft sind 
die Anteile von Radioiod in elementa­
rer und organisch gebundener Form 
ungefähr gleich groß (Lit. 8). Schweb­
stofförmiges und elementares Radioiod 
werden durch Partikel- und Aktivkoh­
lefilter mit sehr hohen Abscheidegraden 
zurückgehalten, organisch gebundenes 
Iod, insbesondere in Form einfacher, 
kurzkettiger Alkyljodide, jedoch nicht. 

Als Modellsubstanz für radioaktive 
organische lodverbindungen wird bei 
Abscheidungsprüfungen radioaktiv 
markiertes Methyliodid, in der Regel 
ein Gemisch aus CH3131 1 und CH3127I, 
eingesetzt. Methyliodid ist die am häu­
figsten in der Luft auftretende organi­
sche Radioiodverbindung. Es hat von 
allen organischen Iodverbindungen die 
größte Flüchtigkeit (Siedepunkt 
42,3 0c) und ist schon deshalb durch 
physika lische Adsorption relativ 
schlecht abzuscheiden. Die in Aktiv­
kohlefiltern erreichbare Retentionszeit 
wird durch aus der Luftfeuchte adsor­
bierten Wasserdampf so stark herabge­
setzt, daß eine Schutzwirkung des 
Aktivkohlefilters nur dann erreicht 
werden kann, wenn die Aktivkohle 
gezielt imprägniert wird . Übliche Im­
prägnierungsmittel sind in.lkrives Iod 
(1 2712) und inaktives K127!. Häufig 
werden zum Imprägnieren wässrige 
Lösungen von K 1271 verwandt, denen 
12712 zugesetzt wird. 

Die· Kbscheidung von 13 11, das in 
Form von CH3131I vorliegt, ist im 
wesentlichen auf folgenden Isotopen­
austausch zurüc~zuführen: 
K1271 + CH3131I ' .~ 

(an der Kohle) (in der Gasphase) 
KJ311 + CH3127I 
(an der Kohle) (in der Gasphase). 

Außerdem sind weitere Reaktionen, 
die letztlich zur Abscheidung von 
Radioiod führen, wie z. B. die Hydro­
lyse des Methyliodids, anzunehmen. 

Seit Jahren wird sowohl die Aktiv­
kohle für die Großfilter zur Reinigung 
der Abluft als auch für die Schraubfil­
ter zur Atemluftversorgung des Perso­
nals in Kernkraftanlagen mit einer 
Kombination aus K127I und 12712 im­
prägniert. 

Schraubfilter dieser Art sind jedoch 
zur Abscheidung von sauren Gasen, 
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Die Leistungsforderungen des kombinierten Schraubfilters KS 80 sind In der 
TB C3 /4240 des Bundesamtes für Zivilschutz festgelegt: 

Schutzleistung gegen Chlorpikrin 
Vorbehandlung: keine = trocken 

Befeuchtung 24 h 
bei 23 °C, 80 % r.F. 

100 min 
80 min 

Aufgabekonzentration: 5 g/ m3 

Durchbruchskonzentration : 3 ,5 mg/ m3 

Schutzleistung gegen Chlorcyan 
Vorbehandlung: keine = trocken 

Befeuchtung 24 h 
bei 23 °C, 80 % r.F. 

140 min 
80 min 

Aufgabekonzentration : 2 g/ m3 

Durchbruchskonzentration: 2,5 mg/m3 

Schutzleistung gegen Blausäure 
Vorbehandlung: keine = trocken 

Befeuchtung 24 h 
bei 23 °C, 80 % r.F. 

120 min 
120 min 

Aufgabekonzentration: 2 g/ m3 

Durchbruchskonzentration : 2 mg/ m3 

Dämpfen und organischen Lösungsmit­
teln, entsprechend dem Leistungsum­
fang des B2 P3 Filters, nicht geeignet. 
Dem Reaktorfilter fehlt also ein Lei­
stungsbereich, der auch bei Unfällen in 
Kernanlagen vorteilhaft sein könnte. 

Bei der Konzipierung des Kombina­
tionsschraufbilters KS 80 wurde der 
Schutzumfang des Schraubfilters FE 55 
NM = B2 P3 durch eine Zusatzimprä­
gnierung mit einer Kombination aus 
K 1271 und 12712 erweitert. 

Diese zusätzliche Imprägnierung 
wurde in einem zweiten Verfahrens­
gang auf die primär mit Kupfer- , Sil­
ber- und Chromsalzen imprägnierte 
Aktivkohle aufgebracht. 

Durch ein Versuchsprogramm galt es 
nachzuweisen, daß sich di e Inlprägnie­
rungen gegenseitig nic'hl becinnussen 
und daß durch di l' .. Doprc1illlprägnie­
rung« wed er Lhe Ah~L hl'ideleistung für 
ch emi~ chc: Kampfstoffe noch die für 
r:llliuakril'c" Methyliodid abnimmt. 

In Vorversuchen an verschiedenen 
»doppelt imprägnierten « Aktivkohlen 
wurden selbst bei Beaufschlagung mit 
radioaktiv markiertem Methyliodid in 
Feuchtluft von 95-100 % r. F. bei 
24° C und einer Verweilzeit von 0,6 s 
Abscheidegrade > 99,99 % erzielt, 
und zwar auch dann, wenn die Aktiv­
kohle vorher mehr als 20 h von der 

Feuchtluft durchströmt worden war. 
Dieser hohe Abscheidegrad wird auch 
noch nach mehrtägiger Lagerung bei 
Gleichgewichtswassergehalt erreicht. 

Nachdem die Vorversuche gezeigt 
hatten, daß »doppelt imprägnierte« 
Aktivkohlen mit hohen Abscheidegra­
den hergestellt werden können, die den 
Schutzumfang des Schraubfilters FE 55 
NM und des Reaktorfilters gegenüber 
Gasen und Dämpfen zu kombinieren 
gestatten, wurden die Abscheidegrade 
von fertig konfektionierten Schraubfil­
tern mit diesen Aktivkohlen ermittelt. 
Die an zwei verschiedenen Schraubfil­
ter-Mustern gemessenen Abscheide­
grade sind in der Tab. 1 wiedergege­
ben. 

Bei diesen Messungen zur Rückhal­
tung von Radioiod wurde dem Prüf­
luftstrom als Prüfmittel soviel radioak­
tiv markiertes Methyliodid zugemischt, 
daß die Schraubfilter pro g Aktivkohle 
mit ca. 1° 10- 6 Ci CH31311 (entspre­
chend 9· 10- 12 g) und 80-100 Ilg 
CH31271 beladen wurden. Um eine 
Abschätzung des Sicherheitsabstandes 
dieser Beladung zu den Verhältnissen 
bei einem Reaktorstörfall zu ermögli­
chen, sei darauf verwiesen, daß beim 
Bruch der Hauptküh lmittelleitung eines 
Leichtwasserreaktor-Kernkraftwerkes, 



also bei dem größten anzunehmenden 
Auslegungsstörfall, die Aktivitätskon­
zentration in der Umgebungsluft weni­
ger als 10- 8 Ci l3lI/ m3 betragen dürfte. 

In der folgenden Abbildung ist eine 
Prinzipskizze der Prüfapparatur zur 
Messung des Abscheidegrades von 
Radioiod in Form von Methyliodid 
dargestellt. 

Die Prüfeinrichtung besteht aus: 
Durchflußmesser (1); Verdampfer 

(2); Heizer (3); Taupunktkühler (4 ); 
Kondensatbehälter (5); Thermostat 
incl. Prüfling (6 und 7); Restiodab­
scheider (8); Kühler (9); PrüfmitteIbe­
hälter (10) und Pumpe (11 ). 

Kombina tionsschraubfilter 

1 3 3 

Das Prüfmittel Methyliodid besteht 
aus 2-4 mg/ m3 CH 3127I, gemischt mit 
ca. 0,04 mg/m3 CH3

1311. 

Abb. 5: Prüfaufbau zur Messung der Abscheideleistung gegen Radioiod in Form 
von Methyliodid. 

Die Beaufschlagungsdauer der 
Schraubfilter-Muster mit Prüfmittel im 
Prüfluftstrom betrug jeweils 2 h. AI, 
Prüfluftstrom wurde Feuchtluft VOll 

80 % relativer Luftfeuchte, 23°C und 
Atmosphärendruck verwendet. Der 

Volumenstrom betrug 30 IImin bei 
kontinuierlichem Durchsatz. Die 
Mindestdauer der Beaufschlagung der 
Schraub filter-Muster mit dem Prüfluft­
strom vor der Zumischung des Prüfmit­
tels wurde auf 1 h festgelegt, um hin-

reichend konstante Prüfbedingungen zu 
erreichen. Nach dem Ende der Prüfmit­
teiaufgabe wurde der Feuchtluftstrom 
für weitere 2 h aufrechterhalten. Wei­
tere Einzelheiten können der Tab. 1 
entnommen werden. 

Tabelle 1 Abscheidegrade von Schraubfiltern Typ KS 80 gegenüber radioaktiv markiertem Methyliodid nach unterschiedlicher Vorbehandlung. 

Schraubfilter­
Muster 

A 

A 

A 

A 

A 

B 

B 

B 

B 

B 

keine, frisches Filter 

7 d bei 63 oe gelagert 

7 d bei 63 oe gelagert 

Vorbehandlung 

24 h befeuchtet, Bedingungen: s. Prüfluftstrom 

24 h befeuchtet, Bedingungen: s. Prüflufrstrom 

keine, frisches Filter 

7 d bei 63 oe gelagert 

7 d bei 63 oe gelagert 

24 h befeuchtet, Bedingungen: s. Prüflu.ftstrom 

24 h befeuchtet, Bedingungen: s. Prüfluftstrom 

, Nachweisgrenze der jeweiligen Messung. 

Abscheidegrad 
(%) 

99,9967 

- 99,9981 ' 

- 99,9985 ' 

99,988 

99,989 

- 99,9962' 

- 99,9975' 

- 99,9972 ' 

99,9950 

99,9955 
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Kombinationsschraubfilter 

An den gleichen Musterfiltern wur­
den parallel dazu beim Bundesamt für 
Zivilschutz die Messungen zur chemi­
schen Schutzleistung vorgenommen. 

Dabei hat sich gezeigt, daß die unter 
Ziffer 3 .1.1 spezifizierten Sollwerte der 
Schraubfilter sowohl im trockenen als 
im feuchten Zustand auch mit der 

Tabelle 2 Haltezeiten des Schraubfilters KS 80 gegen spezifische chem ische Prüfstaffe (min). 

Schraubfilter-
Muster Chlorpikrin 

trocken 

A 300 

B 280 

Durch diese gemeinsamen Untersu­
chungen des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe und des Bundesamtes für 
Zivilschutz wurde festgestellt, daß 
• die Abscheideleistung des KS 80 

dem Schraubfilter » Reaktor« und 
dem FE 55 NM entspricht 

• die Abscheideleistung sowohl gegen 
Methyliodid als auch gegen chemi­
sche Kampfstoffe weder nach Alte­
rungs- noch nach Befeuchtungsbe­
handlungen unzulässig abfällt 

• eine gegenseitige Beeinflussung der 
bei den Imprägn ierungen im Sinne 
eines Leistungsabfalls nicht festge­
stellt wird. 

Aufgrund dieser Ergebnisse wurde 
eine technische Spezifikation für dieses 
Schraubfilter KS 80 aufgestellt, wobei 
in Anhängen dieser Beschreibung 
sowohl die Verfahren zur Prüfung des 
Abscheidegrades für Radioiod in Form 
von Methyliodid als auch die für che­
mische Kampf- und Schadstoffe festge­
schrieben sind. 

3.2 Aufbau und Wirkung des PartikeL-
filters 

Bei dem für die Fertigung des Partikel­
filters verwendeten Filtervlies handelt 
es sich um vorwiegend aus Lagen von 
unregelmäßig angeordneten Glasfasern 
gefertigte Matten, die durch einen 
Binder miteinander verknüpft sind. Der 
Durchmesser der Einzelfasern liegt 
zwischen 0,3 und 1 Mikrometer. 

Dicke und Dichtigkeit des Vlieses 
hängen vom Verwendungszweck ab 
und werden begrenzt durch den maxi­
mal zulässigen Durchflußwiderstand. 
Um den Durchflußwiderstand mög­
lichst klein zu halten, wird eine mög­
lichst große Oberfläche bei optimaler 
Dicke und Dichtigkeit angestrebt. 
Technisch wird das durch Fälteln des 
Vlieses ermöglicht. Der Abscheideme­
chanismus der PartikelfiIter beruht auf 
folgenden Effekten: 
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Schurzleistung gegen 

feucht trocken 

100 190 

100 > 300 

Sperrwirkung 
Trägheitseffekt und 
Diffusionswi rkung. 

Chlorcyan 
feucht 

110 

212 

Die Bewertung des Partikel filters 
erfolgt nach der Abscheideleistung 
bzw. dem Durchlaßgrad. Die Prüfung 
erfolgt mit einem Paraffinölaerosol, 
dessen T ei Ichengrößen zwischen 
0,3-0,5 um liegen. Mit einer Testaero­
sol konzentration von 100 mg/ m3 in 80 
IImin Prüfluft wird zuerst der Anfangs­
durchlaßgrad bestimmt. Danach wird 
das Partikelfilter bei 80 IImin Prüfluft 
mit insgesamt 250 mg Paraffinöl bela­
den und erneut der Durchlaßgrad be­
stimmt. 

Dabei darf der Durchlaßgrad 
0,003 % nicht übersteigen, was einem 
Abscheidegrad von mindestens 
99,997 % entspricht. 

Diese Forderung wird sicher erfüllt 
und in den meisten Fällen noch über­
troffen. 

Dieser hohe Abscheidegrad bedeutet, 
daß alle partikularen Schadstoffe wie 

radioaktive Stäube und Aerosole 
giftige Stäube, Tröpfchen und 
Aerosole sowie 
infektiöse Teilchen 

praktisch quantitativ auf dem Partikel­
filter abgeschieden und damit aus der 
Einatemluft entfernt werden. 

Wie bei der Aktivkohle sind die 
Prüfanforderungen sowie die Durch­
führung der Prüfung bzw. Ermittlung 
der Meßergebnisse in entsprechenden 
technischen Lieferbedingungen veran­
kert, so daß ein objektiver Vergleich 
verschiedener Produkte möglich ist. 

4. Leistungsbereiche und Schutzum­
fang des Kombinationsschraubfil­
ters KS 80 

Grundidee für die Entwicklung eines 
kombinierten Schraubfilters war es, 
• das Personal in Kernkraftwerken 

sowohl gegen radioaktive Gase in­
folge von Emissionen als auch gegen 

KJlJrlmprägnierung sicher erreicht 
werden. 

Blausäure 
trocken feucht 

120 135 

208 213 

Schadstoffe konventioneller Art 
entsprechend dem Leistungsumfang 
des Filters FE 55 NM (B2P3) zu 
schützen und 

• den Katastrophenschutz bei Unfäl­
len in und besonders in der Umge­
bung von Kernkraftwerken einset­
zen zu können. 

Dabei muß das Kombinations­
schraubfi lter mit den eingeführten und 
zugelassenen Schutzmasken getragen 
werden können. 

Dieses Ziel konnte durch eine zusätz­
liche Imprägnierung der Aktivkohle des 
im Katastrophenschutz eingeführten 
und verwendeten Schraubfilters FE 55 
NM erreicht werden. 

Das neuentwickelte Schraubfilter KS 
80 besteht aus dem 
- Gasfi lter Typ B Klasse 2 mit zusätz­

licher Iod-Kaliumiodid-Imprägnie­
rung und dem 

- Partikelfilter Klasse 3 . 

Es schützt bei Katastrophen und 
Unfällen im Frieden gegen: 

saure Gase (Halogene, Halogen­
wasserstoffe, nitrose Gase) 
Blausäure 
Blausäure mit Reizstoff 
Schwefelwasserstoff 
Arsenwasserstoff 
Phosphorwasserstoff 
schädliche Stoffe in Brandgasen 
(außer CO) 
im geringerem Maße auch wie Typ 
A, E und K 
radioaktives Iod in elerti'entarer 
Form 
radioaktives Iod in Form organi­
scher Verbindungen 
giftige Stäube, Tröpfchen oder 
Aerosole 
radioaktive Partikel und Aerosole 
infektiöse Teilchen. 

im Verteidigungs fa II gegen: 
alle gasförmigen chemischen 
Kampfstoffe 



partikuläre chemische Kampfstoffe 
radioaktiven Staub (fall-out) 
biologische Kampfmittel. 

Aufgru-nd dieses Leistungsumfanges 
kann das Kombinationsschraubfilter 
KS 80 in folgenden Bereichen eingesetzt 
werden: 

Ka tastrophenschutz 

Chemische Industrie 

Kernkraftwerke. 

I DIN 3179 Teil 2 Einteilu ng von Atemgeräten; 
Atemschurzgeräte für H'llIptanwendung bei 

Umgebu ngsdruck (1 + 0.2 ) hnr 
- U,3 

2 DIN 318 1 Tei l I Atcmgcrii tc; Gas· und Kombi­
nationsfjlter für Atemschutzgeräte Anforderun­
gen, Prüfung, Kennzeichnung 

3 DIN 3181 Teil 2 Atemgeräte; Pa rtikelfjlter für 
Atemschutzgeräte; Anforderungen, Prüfung und 
Kennzeichnung 

4 L. Brauer, Die Sicherheirsinformation - Atem 
schurz -

5 G. Bailleul - W. Herbert - E. Reisemann,Aktll 
kohle und ihre Verwendung in der Chemi"'hl'1l 

Kombinationsschraubfilter 

Industri e Verlag Ferdinand Enke Stungart 
6 H. Schlesinger, . Die Zivi lschurzmaske M 65 Z . 

ZS-Magazin 8/9 - 1978 S. 22-26 

7 H. Schlesinger, K. Fey, Sonderheft 2 . Raumfilter 
in Schutzräumen. der BZS-Schriftenreihe Zivil­
schutz Mönch-Verlag, Bonn 1978 

8 J. G. Wilhe1m, lodfjlter in Kernkraftwerken, 
Ko mmissio n der Europäischen Gemeinschaften, 
Doc V/ IS 31 /76-0 (1976) 

9 H . Deuber, J. G. Wilhe1m, Bestimmung der phy­
sikalisch-chemischen Kompo nenten des Radio­
iods in der Kaminabluft von Kernkraftwerken 
KfK-Ext. 30/78- 1 

ANDERUNG DER STEUE RLICH ABSETZBA REN HOCHSTBETRA GE FÜR DfE ERSTELLUNG VON SCHU7ZRAUMEN 

Durch die "Siebente Verordnung zur Änderung der Höchstbetragsverord nung« vom 12. Nov. 1979 (veröffentl icht im Bundesgesetzblatt 
Teil 1, 12. Nov. 1979, Seiten 1920-1921 ) wurden die Beträge, die erhöht von den Steuern abgesetzt werden können, der Baupreisent-
wicklung angepaßt. Diese erhöhten Beträge, die nachstehend aufgeführt sind, gelten für alle Schutzräume, die seit dem 16. Nov. 1979 
ferti gges tellt wurden oder werden. 

Schutzplatzzahl bei Neubauten Schutzplarzzah l in bestehenden Schurzplatzzahl 111 

(innen) Gebäuden Außenbauren 

7 20250 7 3 1 150 7 42 100 
8 20950 8 32150 8 42800 
9 21650 9 33 100 9 43 500 

10 22 300 10 34050 10 44 150 
11 22950 11 35000 11 44800 
12 23600 12 35950 12 45450 
13 24250 13 36850 13 46100 
14 24850 14 37700 14 46800 
15 25450 15 38550 15 47500 
16 26050 16 39 400 16 48250 
17 26650 17 40 250 17 49050 
18 27250 18 41 100 18 49850 
19 27800 19 41900 19 50650 
20 28350 20 42700 20 51450 
21 28900 21 43 450 21 52200 
22 29400 22 44 200 22 52950 
23 29900 23 44950 23 53750 
24 30 400 24 45700 24 54550 
25 30900 25 46 450 25 55350 
26 31400 26 47050 26 56200 
27 31900 27 47600 27 57100 
28 32400 28 48150 28 58050 
29 32850 29 48 700 29 59000 
30 33300 30 49250 30 59950 
31 33750 31 49800 31 60900 
32 34200 32 50350 32 61850 
33 34650 33 50900 33 62800 
34 35100 34 51450 34 63750 
35 35500 35 52000 35 64700 
36 35900 36 52550 36 65650 
37 36 250 37 53 150 37 66550 
38 36600 38 53750 38 67450 
39 36950 39 54350 39 68400 
40 37300 40 54900 40 69350 
41 37650 41 55450 41 70300 
42 38000 42 56000 42 71250 
43 38350 43 56550 43 72 150 
44 38700 44 57100 44 73 100 
45 39050 45 57650 45 74050 
46 39350 46 85150 46 75000 
47 39650 47 58650 47 75950 
48 40000 48 59100 48 76850 
49 40 350 49 59550 49 77 750 
50 40 650 50 60 100 50 78650 
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Baulicher Zivilschutz 

Neues Nutzbarmachungsprogramm 
für Stollen 

Nachdem sich das Programm für die 
Nutzbarmachung von Bunkern (veröf­
fentlicht in Heft IV78) bereits in der 
Abwicklung befindet - über 150 Pla­
nungsaufträge wurden bisher erteilt -
ist nun auch die Baufachliche Richtlinie 
für die Nutzbarmachung der aus dem 
2. Weltkrieg noch vorhandenen Stollen, 
die der Zivilbevölkerung als öffentliche 
Schutzräume gedient hatten, bekannt 
gegeben worden. Die Richtlinie für die 
1210 noch vorhandenen Stollen ist 
nachstehend abgedruckt. 

Der grundsätzliche Unterschied zur 
Nutzbarmachung der Bunker besteht 
darin, daß die Aufenthaltsdauer bei den 
Stollen zeitlich nicht begrenzt wurde. 
Das Fassungsvermögen ist ebenfalls mit 
1 m2 Grundfläche pro Person zu ermit­
teln, jedoch sind bei den Stollen die 
Flächen für einen Aufsichtsraum, den 
Raum für die Notbehandlung und für 
die Notküche bei der Ermittlung des 
Fassungsvermögens abzuziehen. Es 
ergeben sich dadurch geringere Schutz­
platzzahlen. 

Anforderungen 

Im übrigen besteht auch für die Her­
richtung der Stollen die Forderung des 
Grundschutzes: 

Sie müssen gegen herabfallende 
Trümmer, gegen radioaktive Nieder­
schläge (Rückstandsstrahlung), gegen 
Brandeinwirkung sowie gegen biologi-
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sche Kampfmittel und chem. Kampf­
stoffe Schutz gewähren. Die Schutz­
räume müssen für einen längeren Auf­
enthalt geeignet sein. Der vorhandene 
Schutzgrad kann jedoch weitgehend 
erhalten bzw. wiederhergestellt werden, 
soweit dies mit vertretbaren Kosten 
möglich ist. Dies bedeutet natürlich 
nicht, daß z. B. eine Auskleidung mit 
einer hohen Druckresistenz in einem 
Teilbereich eines Stollens im gesamten 
anderen Stollenbereich vorhanden sein. 
ergänzt oder ausgeführt werden mul' . 
Hierdurch würden zu hohe Kosrl'll 
entstehen. Wohl aber könnten dem­
nach im Einzelfalle die Eingänge und 
Zugangsbereiche entsprechend der 
Druckresistenz der Stollenanlage, die 
sich aufgrund der Auskleidung und 
überdeckung verhältnismäßig einfach 
überschläglich ermitteln läßt, sinnvoll 
verstärkt und angepaßt werden. 

Aufsichtsraum 

Der Aufsichtsraum muß verschließbar 
sein. Hierfür kommen vorhandene 
Räume ggf. auch etwas größer in Fra­
ge. Da neue Betonwände gegen eine 
Beschleunigung von 6,3 g gesichert, im 
Gebirge verankert und entsprechend 
bewehrt werden müssen, erfordert dies 
Wanddicken von mindestens 20 cm. 
Neues Mauerwerk ist wegen der mögli ­
chen Gefährdung der Schutzsuchl'll lkil 
nicht einzubauen. Die wirtschaftlich~r~ 

Lösung dürften Preßstoffplatten o. a. in 
Leichtmetallrahmen darstellen. Hierbei 
könnten die Lüftungsleitungen unpro­
blematisch durch den Aufsichtsraum 
geführt werden. Bei der Auswahl der 
Platten etc. ist darauf zu achten, daß 
die Luftfeuchtigkeit in den Stollen, 
insbesondere in den Eingangsbereichen, 
in denen die Aufsichtsräume angeord­
net werden sollen, relativ hoch ist. 

Für den Notbehandlungsraum und 
die Notküche genügt eine provisorische 
Abtrennung z. B. mittels schwer ent­
flammbarer Planen. 

Ausbau 

Ob und welche Maßnahmen zur Erhal­
tung der Standsicherheit der Stollen 
erforderlich sind, entscheiden bzw. 
begutachten drei bergtechnische Sach­
verständige des Bundes, die im Auf­
trage der zuständigen Oberfinanzdirek­
tion tätig werden. 

Stollenabschluß 

Neue Eingangsbauwerke z. B. in Form 
von Bunkern, wie sie zum Teil im 
2. Weltkrieg vor den Stollen errichtet 
wurden , werden nicht mehr gebaut. Es 
werden lediglich am Stollenmund Git­
tertüren angebracht. 



Schleusen 

Die Schleusen werden durch Drucktü­
ren abgeschlossen. Die Druckresistenz 
der Türen ist im Normalfall mit 3 bar 
vorgesehen. Zur Strahlungsminderung 
bzw. als Splitterschutz sind Betonschei­
ben in den Zugangsbereichen bzw. 
Betontüren (in Stahlblechkästen) ein­
zubauen. 

Die Schleusen werden so gebildet, 
daß lediglich im Zugangsstollen zwei 
Wandscheiben als äußere und innere 
Schleusenwände eingezogen werden. 

Da nach Nr. 6.5 der Eingangsbereich 
gegen Druckstoß (ohne Angabe eines 
Grenzwertes), Strahlung und Splitter 
schützen muß, werden durch die An­
ordnung der Schleuse gleichzeitig die 
Druckresistenz des Schutzraumes (der 
Stollenanlage) sowie die Kosten im 
Eingangsbereich bestimmt (Bild 1). 

Bild 1: Anordnung der Schleuse 

a) Schleuse im Stolleninnern 
- höhere Oberdeckung der Stollen-

anlage 
- höhere Druckresistenz 
- kleinerer Aufenthaltsraum 
- geringere Schutzplatzzahl 
- längerer Stollenzugang 

b) Schleuse in der Nähe des Stolleneingangs 
- geringere Oberdeckung der Stollen-

anlage 
- geringere Druckresistenz 
- größerer Aufenthaltsraum 
- größere Schutzplatzzahl 
- kürzerer Stollenzugang 

Ordnet man die Schleuse weiter innen 
im Stollen an, ergibt sich bei ansteigen­
der überdeckung eine höhere Druckre­
sistenz. Gleichzeitig wird jedoch der 
Eingangsbereich (Stollenzugang) län­
ger, werden die Maßnahmen zur Erhal-

soll : 
2M 

Bild 2: Mindestüberdeckung 

~ 

l' muß: 3 m 

i ---:.k..-------­
Stolle-;:;=--- äuße~e - ._-----

eingang Schleusenwand 

tung der Druckresistenz des Eingang, ­
bereiches entsprechend der Druckresi­
stenz der Gesamtanlage aufwendiger 
und die Schutzplatzzahl geringer. 

Nach den Richtlinien wären solche 
Lösungen durchaus möglich, da dort 
nur die Mindestwerte der überdeckung 
Im Emgangsbereich angegeben sind. Sie 
erfordern am Stoll enanfang 2 m, an der 
äußeren Schleusenwand 3 m, möglichst 
jedoch 6 m (Bild 2). 
. Ziel ?er Planung muß es sein, mög­

lichst Viele Schutzplätze, also möglichst 
große Aufenthaltsräume zu schaffen 
ohne die Druckresistenz der Anlag~ 
durch Verschieben der Schleusen zum 
Eingang hin zu sehr zu vermindern. Bei 
den größeren Stollenanlagen kommt 
die Abgrenzung in einzelne Lüftungsbe­
reiche (max. 300 Personen pro Lüf­
tungsbereich) als weiteres Kriterium 
hinzu. 

Lüftung 

Bei den Stollen wird wie bei den übri­
gen Groß- und Hausschutzräumen mit 
Luft gekühlt. Die Lüftung weicht je­
doch bezüglich der Luftraten und des 
Fi ltermaterials von den Bunkern voll­
kommen ab. Analog wie bei den Haus­
schutzräumen sind in den Stollen 
1501lmin, P im Normalluftfall und 
30 Ilmin, P im Schutzluftfall erforder­
lich. Zweckmäßigerweise sollten dabei 
für jeweils 100 Personen ein Lüfter L 
15/3 mit einem Raumfilter R 3 und 

Bild 3: Parallelschaltung (Kopplung) von 
bis zu 3 Lüftern L 15/3 

~TI] 

L 15/3 L 15/3 L 15/3 

Längsschnitt 
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Querschnitt 

3 m3 Sandvorfiltermaterial eingebaut 
werden. Es können bis 3 Lüfter zu­
sammengekoppelt werden. (Bild 3). Die 
Lüftungsanlage ist dann für 300 Perso­
nen ausreichend. Bei größeren Stollen­
anlagen mit mehreren Eingängen ist zu 
prüfen, ob es möglich und wirtschaftli­
cher ist, die Stollen an lage in einzelne 
komplette 300er-Bereiche abzutrennen 
oder von einer zentralen Lüftungsanla­
ge, die dann aus mehreren Gruppen 
von jeweils 3 Lüftern besteht Lüf­
tungsleitungen zu den einzelnen' 300er 
Schutzraumeinheiten zu führen. 

Für die unter 6.7 geforderte 2malige 
Abwinkelung der Ansaugleitung im 
Bereich der Durchführung durch die 
Umfassungswände sind in Bild 4 Mög­
lichkeiten dargestellt. 

Bild 4: Möglichkeiten für die 2malige 
Abwinkelung der Ansaugleitung im Bereich 
der Durchführung durch die Umfassungs­
wände 

a) Luftansaugung über die Schleuse 

Längsschnitt 

Grundriß 

~l ] 
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b) Luftansaugung über eme gesonderte 
Ansaugleitung 

Längsschnitt Querschnitt 

Sandfilter 

Bei den Stollenanlagen ist grundsätzlich 
Sandvorfiltermaterial einzufüllen. 

Die in den Richtlinien angegebene 
Sollhöhe des Filtermaterials (über dem 
Rost) von 2 m dürfte sich in den relati v 
niedrigen Stollen, in denen das Filter­
material ni cht wie bei den Bunkern und 
M ehrzweckanlagen von oben eingefüllt 
werd en kann , nur selten verwirklichen 
lassen. Bei geringeren Schütthöhen 
(mindestens etwa 1,70 m) ist darauf zu 
achten, daß die in dem Arbeitsblatt 
" Ausführung, Prüfung und Abnahme 
von lüftungstechnischen Einbauteilen 
in Schutzräumen«-Fassung Juni 1975 
geforderte Druckdifferenz von 3 mbar 
(0 ,3 kN/ m 2 ) nicht überschritten wi rd . 

Im Gegensatz zu den Bun kern, bei 
denen überall Sandhaupt filter ei nzu­
bauen sind, wi rd bei den Stollen, wie 
bei den Mehrzweckbauten, zwischen 
Schutzräumen in Gebieten mit geringer 
bzw. erhöhter Brandgefährdung unter­
schieden. Bei Stollen in Bereichen er­
höhter Brandgefährdung sind Sandvor­
filter einzubauen. Die Stollen in Gebie­
ten geringer Brandgefährdung erhalten 
ledigli ch Staubfilter und Raumfilter. 

Die unterschiedlichen Anforderungen 
sind in Bild 5 dargestellt. 

Abschlüsse 
(Luftansaugung) 

Eine grundsätzliche Neuerung gegen­
über den M ehrzweckbauten ist bezüg­
lich der Abschlüsse der Luftansauglei­
rungen vorgesehen: 
Selbsttätige Luftstoßsicherungen 

Sie werden sowohl bei Stollen in 
Bereichen geringer als auch erhöhter 
Brandgefäh rdung - do rt in den Staub­
fi Iterumgehungsleitungen gern. Anla­
ge 1 und 2 der Richtlinien eingebaut. 
Eine Zusammenfassung di eser Leitun­
gen ist sinnvoll und reduziert die An­
zahl der Luftstoßsicherungen auf die 
Hälfte (Bild 6) . 

Bild 5: GegenübersteUung der wesentlichsten Anforderungen 

lH~us scl:utz- Nutzbarn:a- GroBschutz- GroBschutz- Nutzbarmachung 
raume ~n chung von r ätlrle in r äume in von Stollen 
~uten Bunke r n Tief~ara~en Haltest el-
[des Bundes (ohne Tr en (BGT l en unte r-
bis e i nschI nung i n i r discher 
50 Personen Hoch- und Bahnen 

Ti ef bunker ) (BGU) 

Schutz-
luft 
(l/mi n,P) 30 ,0 75 75 ,0 

Normal-
luft 
(l/min,P) 150 40 75 75 150 

Fläche 
pro Pers. 

2,0 1,0 (m2 ) 0, 6 1, 0 2,0 

Volumen 

(m') 1 , 40 ca . 2,50 5 ,0 5 ,0 -
Unterte i -
lung nach 
Brandge-
fährdung nein ne i n ja ja ja 

Selbstä-
t i ge Luft 
stoßs i che 
rungen nei n nei n ne i n nein ja 
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T rinkwasservorra t 

Die T rinkwasserbevorra tu ng ist wie bei 
den Mehrzweckbauten bei Netzan­
schluß mit 14 I/P vorzu nehmen. Ohne 
Netzanschluß erhöht sie sich auf 
30 I!P. Da gesonderte Wasservorrats­
räume nicht gefordert werden und der 
Vorratsplatz mögli chst bald den 
Schutzsuchenden wieder zu r Verfügung 
stehen soll , ist eine Lagerung in Faltbe­
hältern zweckmäßig. Dabei ist zu 
bedenken, daß fü r jeweils 300 Personen 
4,2 m3 bzw. 9,0 m3 außerhalb der 
Verkehrsfl ächen erfo rderli ch sind. Zum 
Schutz gegen Zerstö rung sollten di e 
Fa ltbehälter entweder aus resistentem 
Materia l (z. B. gegen Tierfraß) ausge­
füh rt oder im Aufs ichtsraum, der dann 
entsprechend dicht sein muß, gelagert 
werden. Bei Aufs ichtsräumen, die mit­
tels Preßplatten o. ä . erstellt werden, 
kämen nu r Faltbehälter aus resistentem 
Material oder Wassertanks in Frage. 

Verwendungs­
bescheinigungen 

In den Stollenanlagen sollten nur tech­
nische Anlagen und Einrichtungen mit 
Verwendungsbescheinigung zu m Ein­
bau gelangen. 

Solche Verwendungsbescheinigungen 
ersetzen bei den Einbauteilen im Be­
reich des Zivilschutzes die sonst im 
Baubereich üblichen Z ulassungen. 

Solche Verwendungsbescheinigungen 
erteil t z. B. der Bundes minister für 
Raumo rdnung, Bauwesen und Städte­
bau (BMBau) - Refe rat B I 7 - Deich­
manns Aue, 5300 Bonn 2. 

Anträge sind ebenfa lls an diese Stelle 
zu richten. 

Zweckmäßigerweise wird ein Durch­
schlag des Antrags an das Bundesamt 
für Z ivilschutz, Deutscherrenstr. 93 , 
53 00 Bonn 2, gesandt, das di ese Prü­
fungen durchführt. Ei n M uster eines 
Antrages is t im Anhang »Nachweis der 
Schocksicherheit von Einbauteil en in 
Schutzräumen« - Fassung Juni 1975 -
beigefügt. Kann ggf. beim BMBau (s. 
oben) bezogen werden. 

Geprü ft werden alle technischen 
An lagen und Einrichtungen (Einbautei­
le) für Schutzräume, auch solche, die 
unter Schockbelastung entsprechend 



der Einstufung eines Schutzraumes ihre 
Funktionsfähigkeit nicht verlieren dür­
fen. 

Für Einbauteile im Bereich des 
Grundschutzes genügt der Nachweis 
der untersten PrüfkJasse mit einer 
Beschleunigung von 6,3 g. Als statische 
Ersatzlast genügt bei einer starren Befe­
stigung (Verdübelung, Verankerung) 
im Grundschutz, bei dem Einbauteile 
mindestens noch funktionsfähig bleiben 
müssen, das 1,6 x 6,3, somit das 10fa­
ehe Eigengewicht. 

Bleibt bei der starren Befestigung 
eines Einbauteiles die Funktionsfähig­
keit nicht bestehen, müssen zur Dämp­
fung eventueller Druckstoßbelastungen 
aus Waffenwirkungen Schockisolierun­
gen angebracht werden. 

Wegen der z. T. relativ aufwendigen 
elastischen Anschlüsse sollten die Befe­
stigungen aus Wirtschaftlichkeitsgrün­
den möglichst starr ausgeführt werden. 

Jede Firma hat die Möglichkeit, ihre 
Einbduteile auf die Eignung für Schutz­
räume prüfen zu lassen und bei positi­
ven Tests ensprechende Verwendungs­
bescheinigungen zu erhalten. Da die 
Prüfungen relativ viel Zeit beanspru­
chen, sollten Anträge auf Prüfung von 
Einbauteilen möglichst frühzeitig ge­
steilt werden. 

Weitere Hinweise über den Nach­
weis der Schocksicherheit und die 
Prüfung sind in dem o. g. Anhang 
enthalten. 

Bisher wurden für den Bereich der 
Stollenanlagen Verwendungsbescheini­
gungen für folgende Einbauteile erteilt: 

Leuchten 
Schaltschränke 
Kabeldurchführungen 
Leichtwände 
Filter 
- Raumfilter 
- Sandvorfilter 
Sandfilterroste 
Armaturen 

Zuluftarmaturen 
- überdruckarmaturen 
- Abluftarmaturen 
Kombinierte Normal- und Schutzlüf­
tungsgeräte 
Venti la roren 

Normalluftventilatoren 
- )chutzluftventilatoren. 
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Bild 6: Schaltschemata mit geringerer Anzahl 
selbsttätiger Luftstoßsicherungen 

Schutzluft 

7---1]1---.-+-1 S t a ubfi lte r 
L _ _ . _ _ _ __ ~ 

R 3 

s e l bstt . 
Lufts t oßs . 

rr --.- --- ' - - =1l 
~ t3 ubfil ter ~----------------i L 15/3 

L ___ __ = I----~ 

"lorma lluft 

Anlage 1: Lüftungsschema bei geringer Brandgefährdung 

Schutz l uft 

S t a ubf ilter 

Ir - ~ 

: S t a ubfil te r . 
=- - " - - . _--~ 

~ s elbstt. Luftstoßs . 

rr-- - - =n 
~---'--+ll!: _ S_t~u~ ~=!.Iti---'----1L-___ R-,3,--____ 

Normalluft 

Anlage 2: Lüftungsschema bei erhöhter Brandgefährdung 

Abluftventilatoren 
Fortluftventilatoren 

Selbsttätige Luftstoßsicherungen 
Abschlüsse 
- Türen 
- Klappen 
Lüftungsleitungen (Rohre) 
Rohrbefestigungen 
Fäkalienhebeanlagen 
Waschbecken 
Wasserbehälter 
Meßgeräte 

CO-Warngeräte 
Durchfl ußmeßgerä te 
Rau mü berdruckmeßgerä te 

Ausstattung 

Dieter O. A. Wolf/Hubertus Hoose/ 
Manfred A. Dauses 

Gefahr aus dem Weltraum 

POlitische. militärische. technische und 
rechtliche Aspekte der Weltraumnut­
zung 
ISBN 3-7894-0065-3 
Paperback. mit zahlr. Abb .• ca. 220 Sei­
ten. 32.- DM 
Die vorliegende Untersuchung. die 
erste ihrer An. will eine geschlossene 
Darstellung der politischen. militäri­
schen. technologischen und rechtli­
chen Aspekte der Weltraumnutzung 
und Ihrer ZukunftsperspektIven geben . 
Besonderes Gewicht wurde dabei auf 
die Analyse der militärischen Nut­
zungsmögllchkelten und Ihrer 
sicherheItspolitischen Auswlr-
ku ngen gelegt. 

Osang Verlag GmbH 

In der Raste 14 
5300 Bonn I 

Die Ausstattung der nutzbar gemachten 
Stollen erfolgt gern. der Bekanntma­
chung des BMI vom 1. 6. 1979 (abge­
druckt im Bundesanzeiger Nr. 115/79 
vom 26. 6. 79) unter Berücksichtigung 
der Anforderungen in den Richtlinien 
wie folgt: 

Hiermit bestelle(n) Ich (wir) 
Exemplarie) Wolf/Hoose/Dauses. 

b'hI Gefahr aus dem Weltraum 

Name 

Straße PLZ Ort 

Coupon bille ausschneiden und an Verlag schick en 
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Ausstattung mit Einrichtungsgegenständen in Großschutzräumen in nutzbargemachten Stollen 

Ud. B 
N enutzung r. 

Aborträume 

Einmal-Einsatzbeurel für Tiefspülbeckenl 
Trockenaborte 

2 Sammelbeutel (50 Liter Fassungsvermögen) 
für Einmal-Einsatzbeurel (Ud. Nr. 1) 

3 Behälter für Sammelbeurel (Ud. Nr. 2) 

Notbehandlungsraum 

4 Einheitskrankentrage N. DIN 13 024 mit je 
2 Krankentrage-Tragegurten nach 
TKB BZS 81-13-05 /46 

5 Tisch 

6 Stuhl 

Bauart für 
300 600 1000 2000 3000 4000 

Schurzplätze 

4500 900015000300004500060000 

90 

3 

1 

] 

180 

6 

1 

1 

300 

10 

1 

600 

20 

1 

1 

900 1200 

30 40 

1 

1 

1 

7 Trinkwasserbehälter (Größe in Kubikmetern) 
bzw. ohne Netzanschluß 

4,2 
9 

8,4 14 
18 30 

28 42 56 
60 90 120 

8 Handpumpe zur Abwasserbeseitigung 1 

Aufsichtsraum 

9 Blechspind 1 

10 Stühle 2 2 2 2 2 2 

11 Tisch 1 1 1 

Handleuchten 

12 Batteriegespeiste Handleuchten 
(Nickel-Cadmium-Batterie DIN 4,5 K) 2 4 

2 

6 

3 

10 

5 

14 

7 

18 

9 13 Ladeeinrichtung für H andleuchten (Ud. Nr. 12) 

14 Spezialwerkzeuge für den Betrieb 
und die Wartung der 
technischen Anlagen und Einrichtungen 

15 Handzähleinrichtungen 

Haushaltsmittel 

Die Mittel für diese Ausstattung wer· 
den vom Bundesamt für Zivilschutl 
den Innenministern (-senatoren) der 
Länder bei Kapitel 3 604 Titel 812 62 
zur haushaltsmäßigen Bewirtschaftung 
zugewIesen. 

Für dje Nutzbarmachung der Stollen­
anlagen wurden bis jetzt keine zusätzlj­
chen Haushaltsrnittel zur Verfügung 
gestellt. Die Haushaltsmittel für dje 
Nutzbarmachung der Stollen müssen 
daher aus demselben Haushaltstitel, 
der bisher für die Nutzbarmachung der 
Bunker vorgesehen war, bestritten 
werden. 

Für beide Bereiche waren bis vor 
kurzem folgende Mittel bei Kapitel 
3 604 Titel 712 61 vorgesehen: 
Es ist zu hoffen, daß diese Mittel nach 
dem Anlaufen des Programms für die 
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(je Schleuse 1 Stück) 

1980 1981 1982 1983 

21,1 26,1 34,0 34,0 Mio DM 

MS 72/73 

Nutzbarmachung der Stollen entspre­
chend aufgestockt werden, damit die 
rd. 2 600 Objekte (Bunker und Stollen) 
in absehbarer Zeit für Zivilschutz­
zwecke hergerichtet werden können 
und der Bevölkerung als öffentliche 
Schutzräume zur Verfügung stehen. 

übergabe 
----------- ----

Die Übergabe der nutzbar gemachten 
Stollenanlagen erfolgt gern. emem 
Runderlaß des Bundesminjsters für 
Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau vom 21. 4. 80-B 14-B 1 225 -
134/80 gern. H 1 der RBBau (Richtli-

nien für die Durchführung der Bau­
maßnahmen des Bundes im Zuständig­
keitsbereich der Finanzbauverwaltun­
gen) unmittelbar zwischen Bauamt und 
Gemeinde. Soweit ein Stollen auch in 
bundeseigenen G rundstücken liegt, 
wird hierbei die Bundesvermögensab­
teilung beteiligt. 

(Fortsetzung folgt in Heft IV 180) 

Manfred Piel 
lItIlrtschaftssprache 

kurz erklärt 

Osang Verlag 

Neu bei Osang: 

Manfred Piel 

Wirtschaftssprache 
kurz erklärt 
Ein aktuelles Taschenbuch 
mit 650 Stichwörtern und 
über 50 Graphiken für wirt­
schaftlich Interessierte 

144 Seiten, 14,- DM 
ISBN 3-7894-0077-7 

Erhältlich bei jeder 
Buchhandlung oder direkt 
beim Verlag: 

OSANG VERLAG GmbH 
In der Raste 14 
5300 Bonn 1 



Kommunique der Ministertagung des Nord­
atlantikrates 
Am 25. und 26. Juni 1980 in Ankara 

I. 

Der Nordatlantikrat tagte am 25. und 
26. Juni 1980 in Ankara auf Ministerebene. 

2. Bei Prüfung der internationalen Lage 
stellten die Minister mit Besorgnis fest, daß 
die vergangenen sechs Monate von Entwick­
lungen überschattet wurden, die an die 
Grundlagen der Stabilität in der Welt rüh­
ren. Für die zwischenstaatlichen Beziehun­
gen gelten die in der UNO-Charta festgeleg­
ten Regeln: Der Vorstoß gegen diese Regeln 
hat zu Spannungen geführt, die dem Ver­
stä ndnis und Vertrauen, die die zwischen­
staatlichen Beziehungen bestimmen sollten, 
abträglich sind. Die Minister bekräftigten 
die ab lehnende Haltung ihrer Regierungen 
gegen jegliche Androhung oder Anwendung 
von Gewalt und erneuerten ihr Bekenntnis 
zur friedlichen Beilegung internationaler 
Streitfragen. Sie hielten es unter den gegen­
wärtigen Umständen für besonders wichtig, 
erneut ihre Entschlossenheit zu unterstrei­
chen, gemeinsam an der Verwirklichung der 
grundlegenden Ideale und Ziele des Atlanti­
schen Bündnisses zu arbei ten: nationale 
Unab~ängigkeit, Sicherheit, Menschenrech­
te, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. In 
diesem Zusammenhang unterstrichen sie die 
Bedeutung enger politischer Konsultationen 
innerhalb der Allianz. 

3 . 
Die Minister gaben ihrer tiefen Sorge Aus­
druck über die andauernde Besetzung Af­
ghanistans durch sowjetische Streitkräfte. 
Diese Besetzung eines traditionell neutralen 
und ungebundenen Landes der Dritten Welt 
hat den Widerstand des afghanischen Vol­
kes geweckt, zur Flucht von etwa einer Mil­
lion Menschen geführt und ist von der 
überwältigenden Mehrheit der internationa­
len Staatengemeinschaft in Entschließungen 
der Vollversammlung der Vereinten Natio­
nen, der UNO-Menschenrechtskommission, 
der Islamischen Konferenz und anderer 
Gremien verurteilt worden. Die Minister 
betrachten diese bewaffnete Intervention 
und den Versuch, den nationalen Wider­
stand des afghanischen Volkes durch den 
massiven Einsatz militärischer Gewalt zu 
brechen, als unannehmbar. Sie stellen fest, 
daß die Argumente der sowjetischen Regie­
rung, ihre Maßnahmen zu rechtfertigen, in 
keiner Weise überzeugen. In Bekräftigung 
des Wortlauts der Entschließung der 
UNO-Vollversammlung vom 14. Januar 
1980, die mit 104 Stimmen angenommen 
wurde, betonten die Minister das Erforder­
nis eines »sofortigen, bedingungslosen und 
vollständigen Abzugs aus ländischer Trup­
pen aus Afghanistan « und forderten die 
sowjetische Regierung auf, die Souveränität 
und territoriale Integrität dieses Landes und 

das Recht des afghanischen Volkes, frei über 
sein Schicksal zu bestimmen, zu achten. 

Die Minister stellten fest , daß die sowjeti­
sche Besetzung Afghanistans zu sehr 
schwerwiegenden Auswirkungen auf die 
strategische Gesamtlage geführt hat. Durch 
den unmittelbaren Einsatz eigener militäri­
scher Kräfte in der Absicht, diesmal einem 
ungebundenen Land seinen Willen aufzu­
zwingen, hat die sowjetische Regierung klar 
ihre Bereitschaft demonstriert, Gelegenhei­
ten auszunutzen, das Kräftegleichgewicht zu 
ihren Gunsten zu verändern. Sie hat damit 
Anlaß zu ernsten Besorgnissen über ihre 
künftigen Absichten gegeben und bedroht 
die Sicherheit einer Region, die für den Frie­
den und die Stabilität in der Welt von ent­
scheidender Bedeutung ist. Die Minister 
erkannten an, daß die Sicherheit in der 
Region in erster Linie Sache der dort gelege­
nen Staaten ist, und begrüßten die Tatsache, 
daß die Bündnispartner auf Grund ihrer 
Beziehungen zu diesen Staaten in der Lage 
sind, einen Beitrag zu Frieden und Stabilität 
in der Region zu leisten. 

Die Minister waren sich darin einig, daß 
die durch die sowjetische Intervention ver­
ursachte internationale Krise eine entschie­
dene, fortwährende und abgestimmte Reak­
tion der Bündnispartner erfordert. Es ist von 
größte r Bedeutung, daß die sowjetische 
Regierung nicht im Zweifel darüber gelassen 
wird, daß die Bündnispartner diese den 
Weltfrieden bedrohende Situation mit äu­
ßerstem Ernst betrachten. Die Minister 
bekräftigten, daß die Hinnahme vollendeter 
Tatsachen als Ergebnis der Anwendung von 
Gewalt nicht in Betracht komme. Afghani­
stan sollte für niemanden zum Faustpfand 
oder zur Bedrohung werden. Die Minister 
betonten die Notwendigkeit einer politi­
schen Lösung, die notwendig den vollstän­
digen und sofortigen Abzug der sowjeti­
schen Streikräfte vorsehen muß. Nur so 
kann das afghanische Volk über seine 
Zukunft in Frieden und vollständiger Frei­
heit und ohne Druck von außen bestimmen. 
Die jüngste Ankündigung, daß einige sowje­
tische Truppen im Begriff sind, aus Afghani­
stan zurückgezogen zu werden, wäre nur 
von Interesse, wenn dies den Beginn eines 
vollständigen Rückzuges darstellen würde. 
Die Minister begrüßten die bedeutende 
Rolle, welche die Islamische Konferenz und 
die Bewegung der Blockfreien bei der Suche 
nach einer politischen Lösung übernommen 
haben. Die Minister stellten fest, daß es 
zwar verschiedene von der Sowjetunion 
formulierte oder inspIrIerte Vorschläge 
gegeben habe, einschließlich der in der Er­
klärung der Staaten des Warschauer Pakts 
vom 15. Mai 1980 enthaltenen Gedanken, 
daß sich jedoch keiner dieser Vorschläge mit 
den grundlegenden Problemen auseinander­
gesetzt habe, und daß alle die nationale 
Unabhängigkeit und das Selbstbestim­
mungsrecht des afghanischen Volkes Be­
schränkungen unterwerfen würden, die nach 
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dem Völkerrecht nicht annehmbar sind. 
Die Minister stellten fest, daß die sowjeti­

sche Intervention Afghanistans der Ent­
spannung, zu der sie sich weiterhin beken­
nen, ernsten Schaden zugefügt hat. Die 
Minister wiederholten ihre Bereitschaft, für 
eine Verbesserung des Ost-West-Verhältnis­
ses zu arbeiten und die Gesprächskontakte 
zwischen Ost und West aufrechtzuerhalten, 
um ihre Auffassungen klarzumachen, Miß­
verständnisse zu vermeiden, eine Lösung der 
derzeitigen Krise zu erleichtern und kon­
struktive Zusammenarbeit zu fördern, so­
weit die Umstände dies erlauben. Sie bekräf­
tigten jedoch, daß Entspannung nicht in 
einer Region der Welt ohne Rücksicht auf 
Entwicklungen in einer anderen verfolgt 
werden kann. Sie stimmten weiterhin über­
ein, daß die Wiederherstellung eines auf 
Zusammenarbeit gegründeten Verhältnisses 
sich auf gegenseitiges Vertrauen stützen 
muß. Dieses Vertrauen ist aber durch das 
kürzliche sowjetische Vorgehen erschüttert 
worden. Es muß durch positive Schritte der 
sowjetischen Regierung wieder hergestellt 
werden, wenn diese die friedlichen Absich­
ten wahrmachen will, zu denen sie sich 
bekennt. 

4. 
Zusätzlich zu der durch die Invasion Afgha­
nistans hervorgerufenen Sorge stellten die 
Minister fest, daß trotz der Erklärungen des 
Warschauer Paktes keine militärische Ober­
legenhei t anstreben zu wollen, keinerlei 
Anzeichen für ein Nachlassen der erhebli­
chen Verbesserungen in der Qualität, im 
Bereitschaftsstand und in der Stärke der 
sowjetischen und anderer Warschauer­
Pakt-Streitkräfte festzustellen ist, wodurch 
das derzeitige militärische Ungleichgewicht, 
insbesondere in Europa, sich noch weiter zu 
verschärfen droht. Die Minister betonten 
daher erneut die Entschlossenheit ihrer 
Regierungen, ei nzeln und gemeinsam alle 
notwendigen Schritte zu unternehmen, um 
einen angemessenen Grad an Abschreckung 
und Verteidigung über das gesamte Spek­
trum aufrechtzuerhalten. 

Sie bekräftigten, daß die wirksamere 
Nutzung der Mittel durch gemeinschaftliche 
Rüstungsprogramme und gesteigerte Stan­
dardisierung und Interoperabilität der Waf­
fensysteme ein entscheidendes Element bei 
der Modernisierung konventioneller Streit­
kräfte ist, und nahmen mit Befriedigung die 
weiteren Fortschritte in dieser Hinsicht zur 
Kenntnis. Sie bestätigten darüber hinaus, 
daß sie auch weiterhin im Wege des transat­
lantischen Dialogs an einem ausgewogene­
ren Verhältnis zwischen den europäischen 
und den nordamerikanischen Bündnispart­
nern bei der Entwicklung und Produktion 
von Rüstungsgütern und an einer erhöhten 
Verfügbarkeit und Qualität neuer Verteidi­
gungsausrüstungen arbeiten werden. In 
diesem Zusammenhang begrüßten die Mini­
ster die Tätigkeit der Konferenz der nationa­
len Rüstungsdirektoren. Sie erörterten die 
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Bedeutung der Arbeit der Unabhängigen 
Europä ischen Programmgruppe und die 
Fortschritte, die sie von ihr erwarten. Sie 
betonten noch einmal die Norwendigkeit, 
die Interessen der weniger industrialisierten 
Mitglieder des Bündnisses bei der Verbesse­
rung der Rüstungszusammenarbeit zu be­
rücksichtigen. Die Minister betonten außer­
dem die Bedeutung, den techno logischen 
Vorsprung, den die NATO-Mitglieder besit­
zen, aufrechtzuerhalten. 

5. 
Parallel zu den Anstrengungen ihrer Regie­
rungen zur Aufrechterhaltung und Stä rkung 
ihrer Verteidigungskraft erneuerten die 
Minister ihr Bekenntnis zur Verfolgung 
wirksamer, ausgewogener und verifzierbarer 
Abrüsrungs- und Rüstungskontrollmaß­
nahmen. Sie stellten aber fes t, daß die Er­
folgsaussichten von der Wiederherstellung 
von Vertrauen und Stabilität in der Welt 
abhängen. Die Minister betonten, daß ihre 
Regierungen einen Rüstungswettlauf ver­
meiden möchten. Die von ihnen angestreb­
ten substantiellen Streitkräfteverminderun­
gen werden jedoch nu r möglich sein, wenn 
Verhandlungen auf der echten Bereitschaft 
beruhen, unverminderte Sicherheit für a lle 
Teilnehmer sicherzustellen, und wenn die 
Staaten des Warschauer Pakts von der Ent­
schlossenheit der Bündnismitgli eder über­
zeugt sind, angemessene Verteidigungskraft 
aufrechtzuerhalten. Die Minister befaßten 
sich insbesondere mit den verschiedenen 
Initiativen von Bündnismitgliedern auf dem 
Gebiet der Rüstungskontrolle. Sie stellten 
fest, daß di ese Vorschläge kein positives 
Echo hatten. Die Minister wiederholten die 
Entschlossenheit ihrer Regierungen, sich an 
den laufenden Abrüstungsbemühungen des 
Abrüstungsausschusses in Genf sowie der 
VN-Abrüstungs-Komrnission und anderer 
Gremi en der Vereinten Nationen voll zu 
beteiligen. Sie unterstri chen di e Bedeutung 
die sie den häufigen und aktiven Konsulta­
tionen beimessen, die über Fragen der Rü­
stungskontrolle und Abrüstung im Rahmen 
der ständigen O rgane des Bündnisses statt­
finden. 

6. 
Die Minister bekräftigen ihre Unterstützung 
für den SALT ll-Vertrag, der einen bedeu­
tenden Beitrag zur Eindämmung des Rü­
stungswettlaufs und zur Gewährleistung der 
Sicherheit des Bündnisses und der Stabilität 
der Ost-West-Beziehungen leistet. Sie stell ­
ten mit Bedauern fes t, daß di e internationale 
Krise bisher den Prozeß der Ratifizierung 
des Vertrages verzögert hat. Die Minister 
äußerten die Hoffnung, daß sich Bedingun­
gen ergeben, die die Ratifizi erung durch 
beide Seiten zum frühest möglichen Zeit­
punkt gestatten. Sie hoffen, daß die Fortset­
zung des SAL T-Prozesses auf der Grundlage 
fortdauernder enger Konsultationen zwi­
schen den Bündnispa rtnern weitere Reduzie­
rungen und qualitative Begrenzungen auf 
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nuklearem Gebiet zwischen den Vereinigtl"1l 
Staa ten und der Sowjetunion möglich macht 
und ein günstiges Klima für Fortschritte auf 
anderen Gebieten der Rüstungskontrolle 
schafft. 

7. 
Di e Minister der an den VerhandlungeIl 
über beiderseitige und ausgewogene T ru p· 
penverrninderungen beteiligten Staaten be­
stätigen die unveränderte Bedeutung, die 
Forrschritten in diesen Verhandlungen 
zukommt a ls Mittel zur Herbeiführung eines 
ausgewogeneren Kräftcverhälrnisses in 
Mitteleuropa auf der G rundlage echter Pari­
tät der militärischen Personalstärke in der 
Form einer übereinstimmenden kollektiven 
Gesa mthöchststärke für das Personal der 
Landstreitkräfte und einer kombinierten 
übereinstimmenden ko llektiven Gesamt­
höchsts tä rke für das Personal der Land- und 
Lufts treitkräfte beider Seiten. Die Entschlos­
senheit der westlichen Verhandlungsteil­
nehmer, Fortschritte zu erzielen und zu 
baldigen Ergebnissen zu kommen, wurde 
dadurch unter Beweis ges tellt, daß sie im 
Dezember 1979 in Wien bedeutende neue 
Vorsch läge für ein Phase I-Interimsabkom­
men und begleitende Maßnahmen vorlegten 
als Tei I des von diesen Mi nistern vorher i ll1 

Dezember 1979 gebilligten Programms VOll 
Rüstungskontro llinitia tiven. Di ese Vor­
schläge, auf die der Osten bisher nicht gl"­
anrwortet hat, sind die jüngsten Substan7 -
vorschläge, die in den Wiener Verhandlull ' 
gen gemacht worden sind. Sie bieten eineIl 
realistischen Rahmen für die Erzielung eine', 
ersten Verhandlungsergebnisses, zu dem die 
Reduzierung und Begrenzung des ameri ka­
nischen und sowjetischen Landstreitkräfte­
Personals im Raum der Reduzierungen auf 
de r Grundlage vereinbarter Daten für dieses 
Personal sowie begleitende Maßnahmen 
gehö ren, die die Verifizierung der Reduzie­
rungen und Begrenzungen erleichtern , die 
militä rische Stabilität erhöhen, die gegensei­
tige Kenntnis militärischer Maßnahmen und 
Aktivitäten der anderen Seite verbessern und 
das Risiko von Mißverständnissen und 
Fehleinschätzungen verringern würden. 

Di ese Minister nahmen den in der kürzli­
chen Erklä rung der Staaten des Warschauer 
Pakts zum Ausdruck gebrachten Wunsch 
nach rascheren Fortschritten in den Wiener 
Verhandlungen zur Kenntnis. Sie riefen die 
Staa ten des Warschauer Pakts auf, die Er­
klä rung durch konkrete Bewegung in der 
Datenfrage und durch eine baldige, kon­
struktive und substantiell e östliche Antwort 
auf die westlichen Vorschl äge vom Dezem­
ber 1979 in die Tat umzusetzen. 

8. 
Sich dem Prozeß zuwendend, der durch die 
Konferenz über Sicherheit und Zusammen­
arbeit in Europa in Gang gesetzt worden ist, 
wiesen die Minister da rauf hin , daß die 
sowjetische militä ri sche Intervention tn 

Afghanistan auch auf di esem Gebiet das für 

Fortschritte norwendige Vertrauen schwer 
erschüttert hat. Sie erinnerten daran, daß die 
Teilnehmerstaa ten in der KSZE-Schlußakte 
ihre Absicht erklärt ha tten, ihre Beziehun­
gen zu allen anderen Staa ten im Geiste de r 
Grundsätze zu gesta lten, die für di e Bezie­
hungen untereinander maßgebend sind. Es 
war daher Grund zu besonderer Besorgnis, 
daß sich die Sowjerunion in Afghanistan in 
ei ner Weise verhalten hat und noch verhält, 
die eine Verletzung der G rundsä tze darstellt, 
auf die sie sich selbst in Helsinki auf höch­
ster Ebene fes tgelegt ha t. Di e Minister be­
klagten da rüber hinaus di e in bestimmten 
Ländern fes tzustellende verstä rkte Unter­
drückung der Menschenrechte und Grund­
freiheiten und die Verfolgung, Inhaftierung, 
Exili erung im eigenen Lande und Verban­
nung derjenigen, die di e Verwirklichung der 
Schlußakte anstreben. Sie äußerten ihre 
Besorgnis, daß trotz einiger positiver Ent­
wicklungen die Durchführung der Schluß­
akte auf dem Gebiet der menschlichen Er­
leichterungen ungleichmäßig gebli eben ist. 
Sie stellten ebenfalls mit Bedauern den 
Mangel an Fortschritten in Richtung auf die 
freiere Vetbreitung von In formationen fest. 

Vor diesem Hintergrund prüften di e 
Minister ihr H erangehen an das kommende 
KSZE-Folgetreffen in Madrid. Sie unterstri­
chen die Bedeutung der integra len Bewah­
rung der Schlußakte. Sie waren sich da rin 
einig, daß das Hauptgewicht auf di e volle 
Durchführung ihrer Prinzipi en und Bestim­
mungen gelegt werden muß. Die Vertreter 
der Bündnispartner werden daher in Madrid 
eine gründliche, offene und ausgewogene 
Überprüfung der Durchführung der Schluß­
akte mit dem Z iel vornehmen, Verbesserun­
gen anzuregen. 

Die Minister wiesen darauf hin , daß die 
Aussichten für Fortschritte in Madrid und 
insbesondere für die Berücksichtigung neuer 
Vorschläge von dem Verlauf di eser Über­
prüfung beeinflußt und von der dann vor­
herrschenden internationalen Lage abhän­
gen werden. Unter Berücksichtigung dieser 
Erwägungen und in der Erkenntnis der 
Bedeutung des KSZE-Prozesses für d ie 
Förderung von Kontakten und Verhandlun­
gen zwischen den beteiligten Staaten verein­
barten die Minister, di e Entwicklung eines 
ausgewogenen Pakets von Vorschlägen fo rt­
zusetzen. Sie sind nach wie vor bereit, von 
anderen Tei lnehmern vorgelegte konkrete 
Vorsch läge für ausgewogene und bedeut­
same Fortschritte auf allen Gebieten der 
Schlußa kte zu erörtern und zu berücksichti ­
gen. 

Die Minister befaßten sich mit den ver­
schi edenen Vorschlägen, die bisher auf dem 
Gebiet der vertrauensbildenden Maßnah­
men und für bestimmte Aspekte der Sicher­
heit und Abrüstung entwickel t worden sind. 

In di esem Zusammenhang eri nnerten die 
Minister an ihr Einvernehmen auf der 
Tagung des NATO-Rats im Dezember 
1979, darauf hinzuwirken, daß auf dem 



Madrider KSZE-Folgetreffen als Teil eines 
ausgewogenen Ergebnisses ein Mandat für 
weitere Verhandlungen im KSZE-Rahmen -
wie von der französischen Regierung vorge­
schlagen - über militärisch bedeutsame und 
verifizierbare vertrauensbildende Maßnah­
men verabschiedet wird, die a uf dem ganzen 
europäischen Kontinent, d. h. einschli eßlich 
des gesamten europäischen Teils der Sowjet­
union, anwendbar sind . Sie brachten die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß rue oben 
erwähnten Umstände a uf dem Madrider 
T reffen in dieser Hinsicht konkrete Ergeb­
nisse gestanen werden. Sie stel lten fest, daß 
im Bündnis weiterhin an vertrauensbilden­
den Maßnahmen im Bereich militärischer 
Aktivitäten gearbeitet wird, die obigen 
Voraussetzungen entsprechen würden. Sie 
stimmten darin überein , ihre gemeinsamen 
Bemühungen auf diesem Gebiet fortzuset­
zen, wobei sie anerkannten, daß die gegen­
wärtig herrschenden Umstände eine fortlau­
fende Prüfung der Entwicklung durch den 
Ständigen NATO-Rat erforderli ch machen. 

9. 
Die Minister prüften die Entwicklungen in 
bezug auf Berlin und Deutschland a ls Gan­
zes seit ihrer letzten Tagung im Dezember 
1979. Sie würdigten das Funktionieren des 
Viermächte-Abkommens vom 3. Septem­
ber 1971 und stellten fest, daß die Lage in 
und um Berlin weiterhin verhältnismäßig 
ruhig geblieben ist. Sie unterstrichen die 
essentiell e Bedeutung eines störungsfreien 
Klimas in Berlin und auf den Zugangswegen 
für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Stabilität in Europa. 

Die Minister nahmen mit Befriedigung 
den Abschluß der Vereinbarungen und 
Regelungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokrati­
schen Republik am 30. April 1980 zur 
Kenntnis. Sie begrüßten die günstigen Aus­
wirkungen, die diese insbesondere für Berlin 
haben werden. 

Im Zusammenhang mit dem 25. Jahrestag 
des Inkrafttretens der Verträge von Bonn 
und Paris erinnerten die Minister daran, daß 
diese Verträge der Bundesrepublik Deutsch­
land di e gleichberechrigte Mitgliedschaft im 
Nordatlantischen Bündnis ermögli chten, die 
Grundlagen für ihre enge und vertrauens­
volle Zusammenarbeit mit den Partnern in 
der Allianz gelegt und dadurch zur Stärkung 
der Allianz und zur Erhaltung von Frieden 
und Sicherheit in Europa beigetragen haben. 
Sie benutzten ruese Gelegenheit, zugleich an 
die Bedeutung der Verträge der Bundesre­
publik Deutschland mit der Sowjetunion, 
Polen und der CSSR sowie der DDR für die 
Verbesserung der Lage in Europa zu erin­
nern. Indem sie daran eri nnerten, daß diese 
Verträge die Rechte und Verantwortlichkei­
ten der Vier Mächte in bezug auf Berlin und 
Deutschland als Ganzes nicht berühren, 
bekräftigten sie erneut ihre Unterstützung 
für das politische Ziel der Bundesrepublik 
Deutschland, auf einen Zustand des Frie-

.kns in Europa hinzuwirken, in dem das 

.klltsche Volk in freier Selbstbestimmung 
, ,'lIle Einheit wiedererlangt. 

111. 

I l;l' Minister nahmen den auf ihre Weisung 
bill ausgearbeiteten Bericht über die Lage im 
\ lirrelmeerraum zur Kenntnis und betonten 
l'rneut die Notwendigkeit, das Kräftegleich­
~,'Wicht in der gesamten Region aufrechtzu­
l-rh;l lten. Sie baten den Ständigen Rat, sein e 
k"l1sultationen dieser Frage fortzusetzen 
III1J ihnen a uf ihrer nächsten Tagung zu 
h -r ichten. 

Die Minister stellten fest, daß die jüngsten 
I Iltwicklungen die große strategische Bedeu­
Ill11g der Südost-Flanke der NATO für die 
\;cherheit des Bündnisses und für das ge­
,.1Ime Kräfteverhältnis in der Region, dessen 
Wahrung für die internationale Stabilität 
wesentlich ist, noch deutlicher hervortreten 
ließen. Die Minister erklärten daher, daß die 
Stärkung der wirtschaftlichen und militäri­
schen Kraft dieser Mitgliedsländer noch 
dringlicher geworden ist. Ferner betonten 
die Minister im Interesse der kollektiven 
Verteidigung des Bündnisses die Bedeutung 
von Initi ativen zur Stärkung des Zusam­
menhalts der Südost-Flanke. In diesem 
Zusammenhang betonten die Minister eben­
falls, daß die Wiederherstellung voller und 
uneingeschränkter Solidarität zwischen den 
beteiligten Mitgliedsstaaten im Interesse der 
kollektiven Verteidigung des Bündnisses 
besondere Bedeutung erhält. 

11. 
Die Minister begrüßten die Fortführung des 
Dialogs zwischen Griechenland und der 
Türkei und brachten die Hoffnung zum 
Ausdruck, daß diese beiden Staaten ihre 
gemeinsamen Bemühungen um friedliche 
Lösung der zwischen ihnen bestehenden 
Differenzen fortsetzen werden. 

12. 
Die Minister befaßten sich im Lichte eines 
Berichts des Genera lsekretärs mü den be­
sonderen Problemen der wirtschaftlich 
weniger fortgeschrittenen Mitgliedsstaaten. 
Sie stel lten fest, daß die Notwendigkeit einer 
klaren Demonstration der Solidarität unter 
den Bündnispartnern unter den gegenwärti­
gen Umständen noch gewachsen ist, und 
bekräftigten ihre Verbundenheit mit dem 
Geis t des Artikels 2 des o rdarlantikvertra­
ges sowie ihre weitere politische Unterstüt­
zung für den Prozeß der Stärkung der 
Volkswirtschaften dieser Staaten. In diesem 
Zusammenhang betonten sie erneut die 
dringende Notwendigkeit einer Steigerung 
der finanziellen Unte rstützung sowie wirt­
schaftli cher Zusammenarbeit auf den 
zweckmäßigen bilateralen und multilatera­
len Wegen seitens der dafür in Frage kom­
menden Bündnispartner. Sie begrüßten die 
Anstrengungen bei der Suche nach einer 
Lösung der wirtschaftlichen Probleme der 
Türkei und erkannten dabei an, daß das 
volle Wirksamwerden der derzeitigen An-
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strengungen Zeit erfordert und daß sie über 
eine Anzah l von Jahren hinweg fortgesetzt 
werden müssen. 

13. 
Die Minister erinnerten daran, daß sie auf 
ihrer Frühjahrstagung 1979 die im Wissen­
schafts-Ausschuß stanfindende intensivierte 
Prüfung der Möglichkeiten zum Abbau der 
wissenschaftlichen und technologischen 
Disparitäten zwischen Mitgliedsstaaten 
durch Tätigwerden auf Kooperationsbasis 
begrüßt hatten . Sie billigten die Einrichtung 
eines vom Wissenschafts-Ausschuß vorge­
schlagenen besonderen Fünfjahres-Pro­
gramms » Wissenschaft im Dienste der Stabi­
lität« zur Stärkung der wissenschaftlichen 
und technologischen Möglichkeiten Grie­
chenlands, Portugals und der Türkei durch 
Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen 
Institutionen in anderen Bündnisstaaten als 
Beitrag zur wirtschaftli chen Entwicklung 
dieser drei Staaten. Die Modalitäten der 
Durchführung dieses Programms werden 
vom Ständigen Rat beschlossen werden. 

14. 
Hinsichtlich des Nahen Ostens bekräftigten 
die Minister die Bedeutung einer gerechten, 
dauerhaften und umfassenden Lösung des 
arabisch-israelischen Konfliktes. Sie prüften 
die Lage in diesem Gebiet einschließlich des 
von Ägypten und Israel erzielten Fortschritts 
bei der Entwickl ung ihrer beiderseitigen 
Beziehungen. Die Minister vertraten die 
Auffassung, daß ei ne derartige Lösung das 
Recht aller Staaten in diesem Gebiet, ein­
schließlich Israels, innerhalb sicherer, aner­
kannter und ga rantierter Grenzen zu leben, 
sowie die Verwirklichung der legitimen 
Rechte des palästinensischen Volkes ge­
währleisten müßte. Die Minister bekräftig­
ten, daß alle beteiligten Parteien, einschließ­
lich Vertreter des palästinensischen Volkes, 
an einer a usgehandelten Lösung teilnehmen 
sollten. Die Minister waren der Auffassung, 
daß die Sicherheitsrats-Entschließungen 
Nr. 242 und 338 zusammen mit den vorge­
nannten Grundsätzen den Rahmen für eine 
solche Regelung bilden sollten. Sie betrach­
teten es a ls wesentlich, daß ein derartiger 
Rahmen von allen betroffenen Parteien 
angenommen würde. 

15. 
Im Rahmen ihrer Erörterung der Notwen­
digkeit, die globale Stabilität und Sicherheit 
zu erhö hen , riefen die Minister a ll e Staaten 
auf, ihren Anteil an der Verantwortung für 
die Suche nach Lösung der Weltwirtschafts­
probleme zu übernehmen und zum wirt­
schaftlichen und sozialen Fortschritt der 
Entwicklungsländer beizutragen, um eine 
gerechtere internationa le Wirtschaftsord­
nung herbeizuführen. Sie bemerkten, daß 
positive Ergebnisse bei der vorgeschlagenen 
globalen Verhandlungsrunde im Rahmen 
der Vereinten Nationen über Rohstoffe, 
Energie, Handel, Entwick lung sowie Wäh­
rungs- und Finanzfragen den Interessen 

67 



Dokumentation 

sowohl der Entwicklungsländer als auch der 
entwickelten Länder entsprechen würden. 

11. 

16. 
Die Minister derjenigen Staa ten, die an dem 
Beschluß vom 12. Dezember 1979 über di e 
bei den parallelen und sich gegenseitig er­
gänzenden Wege der Modernisierung der 
nuklearen Mittelstreckensysteme (LRTNF) 
und de r Rüstungskontroll e unter Einbezie­
hung der LRTNF beteiligt waren, nahmen 
einen Bericht über den Fortgang der 
LR TNF- Rüstungskontrolldiskussion entge­
gen. Sie begrüßten di e wiederholten, auf 
eingehenden Konsultationen zwischen den 
beteiligten Bündnispartnern beruhenden 
Bemühungen der Vereinigten Staa ten, die 
Sowjetunion zu ernsthaften Verhandlungen 
im Rahmen von SAL T III zu bewegen, mit 
dem Z iel , verifi zierbare Begrenzungen der 
sowjetischen und amerikanischen landge­
srützten nuklearen M ittelstreckensysteme im 
Einklang mit dem G rundsatz der Gleichheit 
auf bei den Seiten zu erreichen. Insbesondere 
unterstützten diese Minister die Bereitschaft 
der Vereinigten Staaten, einen vorbereiten­
den M einungsaustausch über solche Begren­
zungen ohne Vorbedingungen und ohne 
Verzögerung aufzunehmen, als nützlichen 
Einstieg in Verhandlungen über LRT NF im 
Rahmen von SAL T III . Sie bedauerten, daß 
die sowjetischen Rea ktionen nichts enthal­
ten, was als praktische Maßnahme angese­
hen werden kann, die der Wiederherstellung 
einer ausgewogenen Lage dient. Die Sowjet­
union ha t bisher auch keinerlei Bereitschaft 
erkennen lassen, sich an ernsthaften Ver-

handlungen zu beteiligen, oder au ch nur an 
einem vorbereitenden Meinungsaustausch 
teilzunehmen. Sie wi esen darauf hin , daß es 
zwar Anzeichen dafür gegeben hat, daß die 
Sowjetunion anerkennt, daß SAL T III das 
geeignete Forum für LRTNF-Verhandlun­
gen sei n könnte, daß die Sowjerunion aber 
immer noch, zuletzt in der Erklärung des 
Warschauer Pakts, unrea listische und unan­
nehmba re Vorbedingungen wiederholt, die 
die Ungleichheit fes tschreiben würde. 

Diese Minister fo rderten daher noch 
einmal die Sowjerunion auf, unverzüglich 
und positiv auf di e amerikanischen Angebo­
te, zu ve rhandeln, zu antworten und vor der 
Ratifizierung des SALT lI -Vertrages mit 
einem vorbereitenden Meinungsaustausch 
ohne jede Vorbedingung zu beginnen. 

Diese Minister äußerten ihre Besorgnis 
über die sowjetische ü berlegenheit bei den 
gegenwärtig dislozierten LR TNF-Systemen 
und stellten fest, daß di e dislozierten Sy­
steme bereits einen gefährli ch hohen Stand 
erreicht haben. Z usätzli ch zu ihrem beste­
henden LRTNF-Potentia l von 450 SS-4 und 
SS-5 hat die Sowjerunion gegenwärtig etwa 
450 Sprengköpfe auf 150 SS-20 Abschuß­
vorrichtungen disloziert. Di e Dislozierung 
der SS-20 wi rd zügig fo rtgesetzt. Die Sow jet­
union ist schon jetzt dabei, allein für ihre 
SS-20- Raketen mehr Sprengköpfe zu dislo­
zieren, als fü r das gesamte NATO-Moderni ­
sierungsprogramm, das im Dezember 1979 
gebilligt wurde, geplant sind . Im Gegensatz 
dazu wird mit Stationierung in den Bündnis­
länderp erst gegen Ende 1983 begonnen. 

Diese Minister wiesen darauf hin , daß es 
vor dem Hintergrund der zugunsten der 

Sowjerunion bestehenden Disparitä t bei 
LRTNF das Erfordernis war, die Abschrek­
kungsfähigkeit des Bündnisses zu erhalten, 
das zu dem Beschluß ihrer Regierungen über 
die LRTNF-Modernisierung geführt hat, 
und daß die fo rtlaufende Dislozierung neuer 
sowjetischer SS-20-Raketen diese Disparität 
weiter vergrößert. 

Diese Minister wiesen außerdem darauf 
hin , daß das Modernisierungsprogramm des 
Bündnisses im Vergleich zum qualitativen 
und quantitati ven Anwachsen der sowjeti ­
schen nuklearen Fähigkeiten bewußt zu­
rückhaltend ist. In diesem Zusammenhang 
verwiesen sie darauf, daß der Abzug von 
1 000 ameri kanischen nuklearen Spreng­
köpfen aus Europa als integraler Teil des 
LRTNF-Modernisierungs- und -Rüsrungs­
kontroll beschlusses begonnen ha t; sie erin­
nerten daran, daß die im Beschluß vom 
Dezember 1979 enthaltenen neuen 
LRTNF-Sprengköpfe innerhalb des durch 
den Abzug ve rminderten Bes tands unterge­
bracht werden sollen. 

Diese Minister wiederholten ihre Erklä­
rung vom 12. Dezember 1979, daß Rü­
stungskontrolle, die den sowjeti schen 
Aufwu chs begrenzt, die Sicherheit des 
Bündnisses stä rken, den Umfang des 
LRTNF-Bedarfs der NATO beeinflussen 
und - im Einklang mit der grundlegenden 
Bündnispolitik von Abschreckung, Verteidi­
gung und Entspannung - Stabilität und 
Entspannung in Europa fö rdern kann. Die 
Minister betonten erneut, daß der Umfang 
des LRTNF-Bedarfs des Bündnisses im 
Lichte konkreter Verhandlungsergebnisse 
geprüft werden wird. 

Die Euphorie über entscheidende Fortschritte im Prozeß der europäischen Einigung ist verpflogen. Die ersten 
Sitzungen des aus Direktwahlen in allen Mitgliedsländern hervorgegangenen Europaparlamentes der Europä­
ischen Gemeinschaft haben den Abgeordneten vor Augen geführt, daß diese so sehr begrüßten Wahlen weder 
im politischen Bewußtsein der europäischen Bürger noch in den politischen und technokratischen Blockierungen 
in Brüssel den erwarteten Durchbruch bewirkt haben. Ernüchtert knüpft man an dieselben Probleme an, die die 
Europäische Gemeinschaft schon seit ihrer Entstehung belasten. Über die Ziele , die für viele gar nicht erkennbar 
zu sein scheinen, wird hingegen heute nicht diskutiert. Das - so meint man - könnte ein Fortschreiten der Inte­
gration behindern. Pragmatisch möchte man die Schwierigkeiten lösen. Was zu dieser Diskussion über die Jahre 
hin an Plänen beigetragen wurde, wird in diesem Werk vorgelegt. 

Jürgen Schwarz (Hrsg.) 

Der Aufbau Europas 
Pläne und Dokumente 1945 - 1980 
Mit einem Vorwort von Louise Weiss 

ISBN 3-7894-0070-X 
Ganzleinen mit Schutzumschlag 

700 Seiten, 78,- DM 

OSANG VERLAG GmbH BONN 
In der Raste 14 . 5300 Bonn 1 . Tel. (02 28) 23 80 26 



>münchner Rettungsbox< 
Herstel/ungsfirma: 
Diethard Schubert GmbH 
Gräfe/finger Straße 6 1 
8000 München 70 

Zivilschutz heißt : das Leben der Zivili­
sten schützen helfen, ni cht - wie in den 
letzten Jahren häufig dekla riert wurde -
in Not- und Katastrophenfällen im Frie­
den, sondern auch und erst recht im 
Verteidigungsfall, den niemand aus­
schließen kann. 

Um bei schweren Verletzungen sofort 
und wirkungsvoll helfen zu können, muß 
augenblickliche Schockbehandlung ein­
setzen können. Die Voraussetzung dafür 
ist di e Einsatzbereits'chafr der notwendi­
gen Mittel. 

Im Katastrophen- wie im Verteidi­
gungsfa ll werden die Betroffenen mei­
srens a ll ein auf sich angewiesen sein, 
werden Rettungswagen, Rettungshub­
schrauber oder das nächste Hilfskran­
kenhaus nicht verfügbar, die lebensret­
tende Schockbehandlung nur dann ein­
zuleiten sei n, wenn - unabhängig von 
den Rettungsdiensten - jeder Laie helfen 
kann, wenn er die rettenden Medika­
mente mit sich führt. 

Die neue »münchner rettungsbox « 
macht das möglich. Unfallmediziner 
weisen immer wieder auf die Häufigkeit 
des Schocktods hin . Allei n 45 Prozent 
der Verkehrstoten sterben in den ersten 
60 Minuten auf dem Transport ins 
Krankenhaus oder unmittelbar danach. 
Den Unfallschock bezeichnen sie a ls die 
Summe aller körperlichen und seel ischen 
Unfallschäden . Durch den Schrecken 
und unfa ll bedingte Blutungen, die äußer­
lich ga r ni cht erkennbar se in müssen, 
wird der Kreis lauf gefährdet. Da in 
einem Katastrophen- oder Verteidi­
gungsfall - anders als beim Verkehrsun­
fall - Massenanfälle von zu versorgen­
den Verletzten plötzlich auftreten, 
könnte selbst ein Renungswagen nicht 
hel fen; er ist nicht für Massenbehand­
lungen eingerichtet. Hier wäre es not­
wendig, daß jeder Bürger - wie den obli ­
gatorischen und gesetzlichen Verbandka­
sten im PKW - die für Schockbehand-

lung ausgestattete Rettungsbox mit sich 
führte. Gedacht und von der Hersteller­
firma vorgestel lt wurde sie zur Hil fe 
beim Verkehrsunfall. Wir meinen, sie 
sollte zum Selbst chutz im Notfa ll ve r­
fügbar sein. 

Die rote Rettungsbox enthält neben 
dem vorgeschri ebenen Verbandmaterial 
nach DIN 13 164 auch schmerzstillende 
und kreis laufanregende Medikamente 
sowie eine blutgruppenunabhängige und 
tempera tu runempfindliche Blutersatzlö­
sung. Erhältlich in allen Apotheken zum 
Preis von DM 98,60. Für Verbandka­
stenbesitzer gibt es die Retrun)lsbox auch 
mit Leerteil (DM 67,80). 

ph-MESSUNG MIT 
EINHAND-BED IENUNG 

Die Firma Indunorm in Düsseldorf stellt 
wieder ein neues Gerä t auf dem Gebiet 
der pH-Messung vor. Dieses Gerä t ist 
leicht zu bedienen, handgerecht geformt 
und so einzusetzen, daß immer ei ne 
Hand frei bleibt. Es hat einen Meßbe­
reich von 0,00 bis 14,00 pH , wobei die 
Probentemperarur an einem H andgriff 
eingestellt wird. Die Elektroden werden 
direkt an das Gerät geschraubt und sind 
al Einstech- oder Eintauch-Ausführung 
lieferbar. Mit einem Preis unter 
DM 400,- ist dieses Gerät sicher auch 
für kleinere Betriebe, K undendienst­
werkstätten sowie a lle Anwender von 
Chemika li en interessant, auch wenn sie 
seltener Gebrauch davon machen kön­
nen. 

Berichtigung: 
In dem Beitrag: Nutzt es, Fenster und Türen 
zu schließen? von O. Bubke, in ZrvILVER­
TEIDIGUNG Nr. II180, muß die unterste 
Formel auf Seite 29 lauten: 

-- ---~--

DIGITAL-THERMOMETER FüR 
DIE WERK Z EUGTASCHE 

Eine neue Generation von Digital-Ta­
schenthermometern stellt die Firma 
Indunorm in Düsseldorf jetzt vor. Es 
handelt sich um kleine, robuste, dem 
rauhen Werkstattbetrieb angepaßte 
Geräte mit auch bei Sonnenlicht gut 
ablesbarer LCD-Anzeige. Die Größe ist 
mit 125 X 70 X 24 mm so bemessen, daß 
diese Digital-Thermometer auch in der 
Kitteltasche Platz finden. Die Batteriele­
bensdauer wird mit 400 Stunden ange­
geben, was langfristigen Einsatz ermög­
licht. Es sind zwei Ausführungen li efer­
bar. Typ T 100 I für Thermoelemcntfüh­
ler (NiCr/ Ni ), Meßbereich -30 bis 
+450 °C, kleinster Anzeigeschritt 1° und 
Typ T 1002 für Halb leitcrfühler, Meß­
bereich - 30,0 bis + 149,9 °C, kleinster 
Anzeigeschritt 0,1°. Beide Geräte sind zu 
ell1em Preis von DM 348,- ZlIzügl. 
MWSt. sofort ab Lager Düsseldorf li e­
ferbar. Temperaturfü hler gibt es schon 
ab DM 24,50. 

00 00 00 

f dt + J.. f Cj dt 
Ta 

J.. f Ca dt 
T a 

= Cj(oc)-Cj (0) 
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DIE UNGESCHüTZTE STATISTIK 

Vor kurzer Zeit gingen ala rmi erende 
Meldungen über eine drastische Erhö­
hung der Kindersterblichkeit im ameri ­
kanischen Bundesstaat Pennsylvania a ls 
Folge des Störfa lls am Kernkraftwerk 
Three Mile Island durch die Weltpresse. 
Sie gingen zurück auf einen Vortrag, den 
de r amerikan ische Professor fü r radiolo­
gische Physik, E. J. Sternglass, Anfang 
1980 auf dem 5. Weitkongreß der Inge­
nieure und Architekten in Tel Aviv ge­
halten harre. Sternglass behauptete, daß 
nach vorliegendem stati stischen Material 
zweifelsfrei nachgewiesen sei, daß di e 
Kindersterblichkeit in Pennsylvania nach 
dem Störfall drastisch gestiegen sei. Die 
genannten Zah len für die Erhöhung der 
Kindersterblichkeit waren allerdings so 
hoch, daß sie mit allen bisher bekannten 
strahlenbiologischen Befunden nicht in 
Ei nk lang zu bringen sind. 

Man muß Sternglass zugute ha lten, 
daß durch eine fa lsche Angabe in der 
Gesundhei tsstatistik , die nachträglich 
korrigiert wurde, sich zunächst für den 
Monat Juli 1979 ein zu hoher Mittelwert 
für die Sterblichkeitsrate von Kindern 
unter einem Jahr ergab. Sternglass 
stützte sich jedoch im wesentlichen nur 
auf diesen einzigen Wert, obwohl bei 
Durchsicht der Statistiken eine sehr 
breite Streuung der Einzelwerte auffällt, 
wobei z. B. im Januar 1976 der richtige 
Wert noch höher als der falsche vom Jul i 
1979 lag. Doch selbst bei Verwendung 
des zu hohen Wertes für Juli 1979 ergibt 
sich bei einer übli chen Betrachtung über 
jewei ls ei nige Monate vor und nach dem 
betrachteten Ereignis ein Mittelwert, der 
noch unter den Mittelwerten des glei­
chen Zeitraums in anderen Jahren liegt. 
Nach Angaben der amerikanischen 
Gesu ndheitsbehörde lag der amerikan i­
sche Bundesdurchschnirr im Jul i 1979 
bei 12,5 Todesfällen je 1.000 Lebendge­
burten. Im gleichen Monat lag der 
Durchschnitt für den Staat Pennsylvania 
bei 12,6 Todesfällen, obwohl Pennsylva­
nia normalerweise deutlich über dem 
US-Durchschnirr liegt. 

Die staa tliche Ges undheitsbehörde 
von Pennsylvani a hat aufgrund der jetzt 
vorliegenden Ergebnisse berechnet, daß 
die durchschnittliche Dosis einer Person 
innerha lb eines Umkreises von 8 km um 
das Kernkraftwerk Three Mile Island 
zusä tzlich mit weniger als 10 % der 
natürlichen Strahlendosis durch den 
Stö rfa ll belastet worden sein kann. Die 
effektive Strahlenbelastung lag meist 
noch wesentlich darunter. 
Quelle : Kernenergie und Umwelt Nr. 5/80 

Der TUCAN sieht und beobachtet: 

VFW-Fokker entwickelte neuartigen 
Flugkörper 

VFW-Fokker ist es mit dem TUCAN 
gel ungen, nach nur einjähriger En twi ck­
lungszeit ein ferngesteuertes Fluggerät zu 
starten, das kostengünstig und rationell 
nach dem Baukastenprinzip gefertigt 
werden kann. Die einfache aerodynami­
sche Konfiguration des Gerätes erlaubt 
die Unterbringung der Beobachtungsge­
rä te wie Kameras und Sendeanlage in 
der langgestreckten Rumpfnase. Die 
Schwerpunktlage des Gerätes kann je 
nach Zuladung durch Verschieben des 
Flügels den günstigsten aerodynamischen 
Bedingungen angepaßt werden. Im 
Truppeneinsatz' a rbeitet der TUCAN in 
Echtzeit, das heißt, er li efert die Daten 
der Zielortung ohne Zeitverlust. In der 
Sekunde der optischen Ortung stehen 
der Truppe auch die Daten der Ortung 
zur Verfügung. Das Erkennen eines Zie­
les geschieht mit einer Fernsehkamera 
beziehungsweise mit einer Infra rotkame­
ra. Das Bild wird vom TUCAN aus über 
eine Fernseh-Funk-übertragunsstrecke 
zur Bodenstation geführt, wo es auf 
einem Bildschirm dargestellt wird. Der 
TUCAN kann mit Flugabwehrkanonen 
nicht bekämpft werden. Nach program­
miertem Rückflug gelangt das Gerät am 

Fallschirm zu Boden. Ein neuartiges 
Dämpfungssystem am Gerät sorgt dafür, 
daß der TUCAN ohn e Beschädigung 
geborgen werden kann. 
Quelle: VFW - In formation 

Z IVIL VERTE IDIGUNG 
IN DEN USA? 

Der Schweizer Zeitschrifr ZIVIL­
SCHUTZ Nr. 511980 entnehmen wir 
Ergebnisse der durch die Universität 
Pittsburgh im Februar 1979 durchge­
führten Umfrage über die amerika nische 
Einstellung zur Zivilverteidigung: 

Sollte man die Z V abbrechen? 
82,3 % Nein 10,1 % Ja 

Sollten die UdSSR und die USA die Zi­
vilverteidigung aufgeben? 
74,0 % Nein 16,0 % Ja 

Sollten die USA öffentli che Schutzräume 
gegen Fallout haben? 
82,4 % Ja 12,3 % Nein 

eubauten Fallout-SR aufwei-Sollten 
sen ? 
83,5 % Ja 9,0 % Nein 

Sollten wir drucksichere Schutzräume 
bauen ? 
70,3 % Ja l4,8 % Nein 

Würde bei einem Nuklearalarm genü­
gend Zeit zu einer Evakuation vorhan­
den sein? 
60,5 % ein 18,0 % Ja 16,5 % ??? 

Andere statisti sche Angaben zeigten 
Bereitschaft der aufnehmenden Gebiete 
zur Hilfe an die Evakui erten und ihrer 
Aufnahme in den Priva thäusern , die 
überzeugung der Evakuierten, die Unbill 
durchstehen zu können, sowie die An­
sicht, die Vereinigten Staaten gäben viel 
mehr für die Zivilverteidigung aus, als es 
tatsächlich der Fall ist. Aber auch die 
Meinung, daß viel mehr aufgewendet 
werden sollte. Die Meinungen haben 
sich seit den fünfziger Jahren wenig 
geä ndert. 



Driigermaske 

Richtiges Verhalten bei einem Brand ist 
viel wert, aber doch nicht alles. Schutz 
vor Brandrauch kann viele Todesfälle bei 
Brandkatastrophen verhindern helfen. 
Weil Hotel-, Büro- und Hausbrände 
nicht nur in normalen Zeiten ausbre­
chen, sondern auch und erst recht inner­
halb von Katastrophen oder im Kriegs­
fall, möchten wir den Lesern von Zivil­
verteidigung eine neue Retrungshaube 
vorstellen, die überall, in Hotels, Schu­
len, Krankenhäusern, a llen öffentlichen 
Gebäuden und in Privathaushalten so 
deponiert werden kann, daß sie im 
Notfa ll sofort bereit ist. 

Die Lübecker Drägerwerk AG hat eine 
Rettungshaube mit Atemschutzfilter 
entwi ckel t, die bei Bränden die Oberle­
benschance der Betroffenen entscheidend 
verbessert. Sie kann im Notfall in Se­
kundenschnelle über den Kopf ges treift 
werden und schützt dann den Benutzer 
gegen Brandrauch und alle Brandgase, 
die nach heutigem Wissensstand in ge­
fährlichen Konzentrationen zu erwarten 
sind. Die Haube umhüllt den ganzen 
Kopf, so daß nicht nur die Atemwege, 
sondern auch Augen und Gesicht ge­
schützt sind . Vom Brand überraschte 
Personen können so in all er Ruhe ohne 
Panik auch in beißendem Rauch Not­
ausgänge erreichen oder das Eintreffen 
der Feuerwehren abwarten. Das fest mit 
der Retrungshaube ve rbundene Filter hat 
eine Schutzwirkung von mindestens 15 
Minuten. In dieser Zeit ist in der Regel 
die Feuerwehr am Ort, hat den Brand­
herd loka lisiert und gezielte Rettungs­
maßnahmen eingelei tet. Kopfhaube und 
Sichtfenster der " PARAT-mask« halten 
sogar Stichflammen von 1000° Cels ius 
stand. Lange Haare, Vollbärte und Bril­
len beeinträchtigen nicht den Sitz der 
Maske. 

In Verbindung mit vorbeugenden und 
baulichen Maßnahmen des Brandschut­
zes könnte nach Ansicht der Drägerwerk 
AG mit der Insta llierung solcher Flucht­
filter z. B. in Hotels, Krankenhäusern , 
Altenheimen und Bürohochhäusern im 
Brandfall das Risiko für die Betroffenen 
erheblich vermindert werden. Die Maske 
ist vier Jahre wartungsfrei. 

So wird 
Dräger-PARAT-mask angelegt 
(Kurztext der Gebrauchsanleitung): 

1. Box aufreißen, Deckel hängenlassen, 
PARAT-mask entnehmen. 

2. 3. Haube aufweiten und über den 
Kopf streifen, Brillenträger behalten ihre 
Brille auf. Haube weit öffnen. Lange 
Haare unter die H aube schi eben. Maske 
am Fi lter (Blechtopf) anfassen und auf 
Mund/ Nase zurechtrücken. 

4. Bänder nach seitlich-hinten anzie­
hen . Ruhig atmen. 

Sie sind jetzt geschützt und können 
sehen. Benutzen Sie den Fluchtweg zum 
Notausgang. Wenn das nicht möglich 
ist, warten Sie das Eintreffen der Feuer­
wehr ab. 

Machen Sie sich bemerkbar. 
Klopfen Sie laut mit harten Gegen­

ständen, z. B. gegen Türen. 
Und/ oder zeigen Sie sich am Fenster. 

Da. MagazI" der Zl,,"vert.~ 

--- --- -

EINKOCHEN MEHR ALS 
HA US HALTSROUTINE 

Ei nmachen ist nach den Worten von 
Bundesernährungsminister Josef Ertl 
mehr als H aushaltsroutine. In einem 
Aufruf anläßlich der Eröffnung der 
Einmach aison 1980 betonte de r Mini­
ster in Kiel , daß Einmachen zur Vorrats­
hal tung gehöre und damit ein Stück 
eigener Lebensvorsorge sei . Obst und 
Gemüse in Gläsern seien jedoch kein 
Vorrat. Z u einem echten Notvorrat, der 
auch bei Naturkatastrophen oder in 
anderen kriti schen Situationen mit mög­
lichen Versorgungsstörungen sicher und 
unabhängig macht, gehöre eine Reserve, 
die die gesamte Versorgung mit Lebens­
mitteln und Getränken umfaßt, und 
zwar für jedes Haushaltsmitgljed für 
zwei bis drei Wochen. Er tl rief deshalb 
zu einer systematischen Lebensmittelbe­
vorratung in den privaten Haushalten 
auf. 

Das Einkochen lohnt sich, so der 
Minister, vor allem dann, wenn Obst 
und Gemüse aus dem Haus- oder Klein­
garten zur Verfügung stehen. Zu Zeiten 
von Schwemmen an bestimmren Obst­
und Gemüsearten sollten die H ausfrauen 
aber auch auf Märkten und in Geschäf­
ten Umschau halten und Sonderangebote 
nutzen. Auf diese Weise lasse sich man­
che Mark sparen. 

KERNB RENNSTOFFKREISLAUF 

Die Internationa le Bewertung des Kern­
brennstoffkreislaufs INFCE hat die bis­
her umfassendste Bewertung der Kern­
energie unter den Aspek ten der Siche­
rung der Energieversorgung und der 
Verminderung der Gefahr der Verbrei­
tung von Kernwaffen durchgeführt. Aus 
dem auf 2000 Seiten festgehaltenen 
Ergebnis der Arbeit von fast 600 Exper­
ten lassen sich a ls wichtigste Schlußfo l­
gerungen zusammenfassen: 
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1. Aufg rund der Angaben von 48 
Staa ten ergibt sich eindeutig, daß die 
Bedeutung der Kernenergie zur Deckung 
des Wel tenergiebeda rfs in Z ukun ft er­
heblich wachsen wird. 

2 . Die Verbreitung von Kernwaffen 
ist vor allem ein politisches und kein 
technisches Problem. Im Prinzip können 
zwa r di e Anlagen zu r fr iedlichen N ut­
zung der Kernenergie mißbraucht wer­
den, um kernwaffenfähiges Material 
herzustellen oder aus ihnen abzuzwei­
gen; aber der geziel te Aufbau von Anla­
gen zur direkten Produktion solchen 
Materials ist wesentlich billiger, techno­
logisch einfacher und daher leicht zu 
bewerkstelli gen. Deshalb kann generell 
keine noch so umfassende Kombination 
von Maßnahmen zur Verhinderung ei nes 
solchen Mißbrauchs als ausreichender 
Ersa tz für po litische Aktionen zur Besei­
tigung der Beweggründe fü r den Bau von 
Kernwaffen angesehen werden. 

3. Es ist nicht möglich, ein generelles, 
heute und für die Z ukunft gültiges Urteil 
abzugeben, ob im Hinbl ick auf die Ver­
breitung von Kernwaffen ein Ke rnbrenn­
stoffkreislauf gefährli cher ist als ein 
anderer. Deshalb haben bei der Ent­
scheidung über die Gestaltung des 
Brennstoffkreislaufs auch andere Fakto­
ren Gewicht wie Wirtschaftli chkeit, 
Versorgungssicherhei t, Umweltverträg­
lichkeit oder Stand der Technik, so daß 
unterschiedliche nationa le Rahmenbe­
dingungen auch zu unterschiedlichen 
Lösungen füh ren. 

4 . Die Sicherstellung der wel tweiten 
Versorgung mit Kernbrennstoffen ist 
eine wichtige Z ukunftsaufgabe auch im 
Interesse der N ichtverbreitung. Erhebli­
che Unsicherheiten in der Einschä tzung 
sowohl des künftigen Uranbedarfs als 
auch der Verfügbarkeit für das eigene 
Land führen zu unterschiedlichen Bewer­
tungen über die Dringlichkeit der N ut­
zung ura nsparender Brennstoffkreisläufe 
und des Schnellen Brutreaktors. In jedem 
Fall sind künftig zur Sicherung der 
Naturu ranversorgung wesentlich größere 
Anstrengungen im Bereich der Uransu­
che und der Erschließung neuer Lager-

stätten erforderli ch a ls bisher. Die Lie­
fe rbeziehungen zwischen Liefer- und 
Empfängerlände rn müssen wieder zuver­
lässiger werden. Z iel ist, in den nächsten 
Jahren zu gemeinsamen Ansätzen für 
ei nen ges icherten weltweiten N uklear­
handel zu kommen. 

5. Es wurde eine Reihe von Ansätzen 
fü r Maßnahmen aufgeze igt, mit denen 
die Gefahr einer Weiterverb reitung von 
Kernwaffen im Z usammenhang mit der 
fri ed lichen N utzung der Kernenergie 
minimiert werden kann. Hierzu gehö ren 
d ie Weiterentwicklung technischer und 
institutioneller Maßnahmen sowie inter­
nationaler Sicherungskont ro llen. 

Insgesamt kommt INFCE zu dem 
Ergebnis, daß in der Tat die Kernenergie 
weltweit verfügbar gemacht werden 
kann bei gleichzeitiger Verminderung 
der Risiken einer Weiterverbreitung von 
Kernwaffen. 
Q uelle: Kernenergie mit Umwelt Nr. 5/ 80 

KATASTR O PH ENMED IZfN 

Prof Dr. Rolf Lanz 
Prof Dr. Mario Rosclti 

1980, 250 Seiten, 91 Abb., kartoniert, 
DM 42,-
Ferdinand Enke Verlag in Stuttgart 

Die Bedeutung der K-~tas trophenmedi zin 
ist im heutigen Spannungsfeld zwischen 
Bedrohung und fri edli chem Alltag unbe­
stritten, stell en die Herausgeber in der 
Einleitung zu ihrem Buch fes t und setzen 
sich dafür ein, » • • • di e kommende Ärz­
tegenera tion auf jene geistige und prak ti ­
sche Umstellung vorzubereiten, die Ka ta­
strophe und Krieg, Massenanfa ll und 
Beschränkungen aller Art erfo rdern 
würden.« Die ä rztli che Versorgung im 
Katas trophenfall muß völlig anders sein 
als im Wohlstandsfri eden und Normal­
alltag. Sie find et unter vö llig neuen und 
unbekannten Voraussetzungen statt, 
unter Not und Entbehrung von gewohn­
tem technischem Aufwand und Fachper­
sonal, unter dem _ seelischen Druck, 
welchem Verl etzten vo rrangig beim 
Massenanfa ll die beste Versorgung zu 
geben ist. Wenn namhafte Autoren - wie 
in diesem Werk- zu Worte kommen, um 
aus der Praxis heraus sich an Medizin­
studenten, Ärzte, Samariter, O rgane der 
Rettung, Führungsstäbe und Katastro­
phenhil fe, Polizei und Feuerwehr und 
den Z ivilschutz (so die H erausgeber) zu 
wenden und das Interesse für die Kata­
strophen medizin zu wecken, sollte dies 
auch ge lingen. 

Das prax isbezogene Werk gibt genaue 
Anweisungen, unterstü tzt durch Tabel­
len und Skizzen, für die Besonderheiten 
und Schwerpunkte der ä rztli chen T ätig-

keit im eingetretenen Katastrophenfa ll. 
Im einzel nen : Vorkommen und Erschei­
nungsformen der Katas trophen, Vom 
Unfa ll zu r Katas trophe - Begri ffsbe­
sti mmungen, Katas trophenhil fe, Ele­
mente des Rettungswesens, Besonderhei­
ten und Schwerpunkte der ä rztli chen 
Tätigkeit, Richtl inien für Notfä lle unter 
Ka tasrrophenbedingungen, Grundsä tze 
der chirurgischen Behandlung beim 
Massenanfall , Intermedi zinische G rund­
sä tze beim Massenanfall , Die Epidemie 
als Ka tas trophe, Psychische Reaktionen 
in Katas trophen, Die A-Katas trophe, 
Kombinationsschaden nach nuklearem 
Einsatz: Die B-Katas trophe, Di e C-Kata­
strophe - Maßnahmen gegen Nerven­
gifte. 

R. Kühn - K. Birett 
GE FA HR EN- M ER KBLÄTTE R 
1979, Loseblattsam m lung, ca. 350 S., 
D M 21,80 
ecomed verlagsgesellschaft München 

Folgenschwere Unfälle bei Gefahrgut­
transpo rten haben dazu geführt , daß di e 
Ö ffentl ichkeit mehr Schutz verlangt. 

Hier wird eine Sammlung der amtli­
chen Unfallmerkblätter in ve rkleinerter 
Fassung angeboten, die es möglich 
macht, die M erkblä tter in den Trans­
po rtfa hrzeugen mitzuführen. Anhand 
von Kennziffe rn ist es sofort möglich, 
sich über den zu transportierenden Stoff 
und die von ihm ausgehenden mögli chen 
Gefahren zu info rmieren und bei eintre­
tender Gefahr auf der Stelle d ie notwen­
digen und ri chtigen Schutz- und Ret­
tungsmaßnahmen einzuleiten. 

Bemerkenswert sind di e ein fache 
H andh abung für den Laien, das ein fache 
Auffinden jeden in Frage kommenden 
Stoffes mit einer Nummer zur Kenn­
zeichnung des Stoffes, ei ner N ummer zur 
Kennzeichnung der Gefahr, der Stoffbe­
zeichnung, Klasse, Z iffer und Bemer­
kungen, und die stab ile und handli che 
Auss tattung im Plastik-Ringhefter. 

Ralf Zoll, H erausgeber: 
W IE INTEG RIERT IST DI E BUN­
D ESWEHR ? 
Z um Verhältnis von Militär und Gesell­
schaft in der Bundesrepublik 
255 Seiten, Piper 

»Jede Ansammlung von M acht - politi ­
scher M acht, wirtschaftli cher und be­
waffneter Macht - erzeugt in einer 
Demokratie Spannungen, Mißtrauen 
und Wachsamkeit. Die Bundeswehr ist 
eine der umfangreichsten und stä rksten 
O rganisationen in der Bundesrepu­
blik ... Sie macht nicht nur einen großen 
Teil der staa tli chen Exekutive aus, son-



dern ist zugleich der größte Dienstlei­
stungsbetrieb in unserem Lande und 
überdi es das stärkste Instrument staa tli ­
cher M acht. Dieses Instrument bedarf 
deshalb der wachsamen Kontroll e.« 

»Bundeswehr und Öffentlichkeit 
haben ein Interesse daran , daß Probleme 
der Landesverteidigung wissenschaftli ch 
untersucht werden.« 

Diese beiden Weißbu ch-Aussagen, di e 
der Einführung in das vorliegende Werk 
voranges tellt sind, begründen di e Not­
wendigkeit einer wissenschaftli chen 
Beschäfti gung der Bundes regierung mit 
dem Militä r, so in der Einführung - und 
auch ihr »subjektives Interesse« an wis­
senschaftlichen Analysen. Ralf Z oll hat 
- in Zusammenarbei.t mü einem jungen 
Offiziers-Autorentea m - die Bezi ehung 
zwischen dem Militär und unserer Ge­
sellschaft untersucht. Es handelt sich um 
Analysen, di e durch Tabellen beweis­
kräftig gestützt werden. Das Kapitel rv 
Das Ausbildungs- und Bildungssystem 
der Bundeswehr führt von Scharnhorst 
zu Schmidt, vom traditionellen deut­
schen System von Ausbi ldung und Bil­
du ng, anerkannt seit Beginn des 
19. Jahrhunderts, über den Neuanfang -
eir:en »radika len Neubeginn « - bis in die 
Situation in unseren Tagen; wobei fes t­
gestellt wird , daß es trotz des »radikalen 
Neubeginns« Bereiche gab, »in denen 
man beinahe nahtlos an die Vergangen­
heit anknüpfte«. 

Ein Reader, der auch vom nichtaka­
demischen Leser verstanden wird und 
somit info rmativ auch für einen breiten 
Leserkreis sein kann. 

Paul Wilhelm Kolb (Hrsg.) 
KA TASTR O PH ENSCH UTZ PRA X IS 
4000 Seiten, 5 Kunstleder-Ringordner, 
DM 169,50 Walhalla & Praetoria Ver­
lag 

»Di eses Werk wurde nicht für den 
Bücherschrank gemacht«, sagt der Kata­
log aus, »es gehört auf ilie Schreibtische 
der Bü rge rmeister, der Amtsleiter, der 
Ordnungsämter und Katas trophen­
schutzämter« . Un es gehörte in beinahe 
a lle Amtsstuben, die aufgezähl t werden. 
In fü nf Fachgebiete aufgegHedert : Zivi l­
schutz, Katastrophenschutz, Rertungs­
wesen, Sicherheit und Ordnung und 
Zivilverteidigung, sind alle fü r diese 
Fachgebiete wichtigen Vorschriften des 
Bundes und der Länder - allerdings 
unkommentiert - in einer den Erforder­
russen der Praxis gemäß en Weise ge­
sammelt. Ob es ein Vorzug ist, auf 
Kommenti erung verzichtet zu haben, um 
dafür die sachliche Zuordnung der ein-

zeInen Gesetze und Verwalrungsvor­
schriften, Richtlinien und Erlasse zuein­
ander zu prakti zieren, kann nur der 
Benutzer entscheiden. Auf jeden Fa ll ist 
das Werk für Praktiker von Praktikern 
gemacht. Wenn Dr. Paul Wilhelm Kolb, 
Präsident des Bundesamtes für Z ivil ­
scutz, als Herausgeber zeichnet, sollte 
diese Loseblattsammlung, ili e ständig 
ergänzt wird, eine nützli che und zu ver­
lässige Hilfe sein. 

Gerhard Konzelmann 
M O HA MM ED - ALLAHS PR O PH ET 
UN D FELDHERR 
320 Seiten, 1 Karte, Leinen, DM 36,­
G ustau Lübbe Verlag 

Wenn ein Autor wie Gerhard Konzel­
mann, der wohl bekanntes te Nahost­
Korrespondent des Deutschen Fern­
sehens, mü Mohammed bekannt machen 
will , muß das gel ingen. Konzelmann, 
intimer Kenner des ahen Ostens, des­
sen Reportagen aus dem Jemen, O man, 
Ägypten, aus Libyen, dem Sudan und 
dem Irak sich durch Textpräzision aus­
zeichnen, spürt dem M anne nach und 
gibt Antwort auf die Frage : Wer ist 
M ohammed ? 
Siebenhundert Millionen M enschen fo l­
gen Mohammeds Gebot, ihm, der als 
Kaufmannsgehilfe aufbrach, um Prophet 
des Islam zu werden, Staatsmann, Ge­
setzgeber, Diplomat und Feldherr. Er 
formte den islamischen Staa t, der noch 
heute Vorb ild geblieben ist für die isla­
mischen Republiken und Königreiche. 
Er , Allahs Prophet und Feldherr, dem die 
Staaten des Islam fo lgen, aus denen das 
kostbare Öl fließt, entscheidet mit in der 
Weltpolitik. 
Wer den Islam verstehen will , muß 
M ohammed kennen. Er lernt ihn gründ­
lich kennen und verstehen in diesem 
Werk. 

Drei Schriften der 
Nomos-Verlagsgesellschaft: 

DAS W IC HTIGST E 1ST D ER 
FR IED EN 
Günter Verheugen (Hrsg.) 
Dokumentation des Verteidigungspoliti­
schen Kongresses der F.D.P. am 27./28. 
April 1979 in Münster Nom os- Verlags­
gesellschaft 
1980, 304 S. , kart., 39,- DM 

Es wird der Versuch unternommen, aus 
den Reden und Beiträgen des Kongresses 

----

in Münster eine sachgemäße Auswahl zu 
treffen und diese einer breiten Ö ffenli ch­
keit zugänglich zu machen. Nicht die 
Verkündigung parteiamrli cher Wahrhei­
ten ist gegeben, sondern di e Wider­
spiegelung der Bilanz des Standes der 
Meinungsbildung im liberalen Lager. 

FR EIH EIT, R ECHT UN D EIN IGKEIT 
Hans W ol(gang Rubin (Hrsg.) 
Z ur Entspannungs- und Deutschland­
politik der Liberalen 1980, 200 S., kart. 
19,- DM 

Es wird die Entspannungs- und Deutsch­
landpolitik der Liberalen dokumentiert, 
di e Entwi cklung ihrer Haltung in diesen 
entsche.idenden Fragen seit 1949, mit 
Reden, Stellungnahmen und Diskus­
sionsbeiträgen namhafter F.D.P.-Politi ­
ker wie Hans-Di etrich Genscher, Walter 
Scheel , Hildegard H amm-Brücher und 
vielen anderen. 

DIE D EUTSCH E FRAGE IM STAA TS­
UND VOLKERR ECHT 
Karin Schmid 
1980, 240 S., kart. 19,80 DM 

Ein Kompendium zu deutschen Frage. Es 
wird der Problemkomplex der deutschen 
Frage in seine Einzelaspekte, der Ent­
wicklungsgeschichte folgend, aufge­
fächert und transparent gemacht. Die im 
Verlauf der Entwicklungsgeschi chte ent­
standenen rechtlichen Theori en zu r deut­
schen Frage werden wiedergegeben und 
in ihrer Bedeutung für die einzelnen 
Aspekte der Gesamtproblematik spezifi­
zi ert. Eine umfassende Dokumentation 
macht das Kompendium zu einem nütz­
lichen Nachschlagewerk. 
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HYDRAULISCHE 
RE1TUNGSGERATE 

Das Schneidgerät: 

Das Schneidgerät ist eine weitere Gerä­
tegarnitur zur schnellen Rettung von 
Unfallopfern. ~ 

Mit dem Schneidgerät können zum 
Beispiel schnell und ohne Gefahr für die 
Verletzten Türpfosten, Dachholme und 
Sitzbesch läge durchgetrennt sowie hin­
derliche Karosserietei le abgetrennt wer­
den. 

Die Steuerung erfolgt durch Drehgriff 
und Griffknopf. Der Drehgriff ist zu­
gleich Haltegriff. 

Um erheblich kürzere Schließ- und 
Öffnungszeiten der Messer und damit 
eine noch schnellere Hilfeleistung zu 
erreichen, stehen für den Antrieb Hy­
dro-Pumpenaggregate mü E- oder 
V-Motor zur Verfügung 

Technische Daten: 
Schere 
Nenndruck PN: ........... ... 630 ba r 
Gewicht: .. . .............. . . ca. 14 kg 
Scherkraft in der Mine: ........ 85 kN 

Es kann ein Bolzen (16 mm 0) mit 
einer Zugfestigkeit von 500 N/ mm 2 

abgeschert werden. 

A rbei tszei ten: 
Schließzeiten 
mit Motorpumpe: 
mit Handpumpe: 
jeweils unbelastet 

Öffnungszei ten 
mit Motorpumpe: 
mit Handpumpe: 

Handpumpe: 

10 s 
15 Pumpspiele 

5 s 
10 Pumpspiele 

Nenndrücke: ...... .. .. . . ....... . .. . 
Niederdruckstufe: ............ 30 bar 
Hochdruckstufe: ............ 630 bar 
Fördervolumen / Pumpspiel: ~ 

Niederdruckstufe: ........... 9,5 cm' 
Hochdruckstufe: .. ... ....... 1,7 cm3 

Erforderliche Pumpkraft bei Nenndruck 
(Hochdruckstufe): .. . ......... 420 N 
Ölfüllung: ................. 650 cm3 

Ö lsorte: ....... .... Aero-Shell Fluid 4 
Gewicht: . ........ ............ 15 kg 

-\<~~"" '-
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Der Spreizer: 

.:so 

Quelle: Weber-Hydraulick 

Der Spreizer, ein tragbares einsatzfertiges Spezialgerät, das in Verbindung mit Pumpen­
aggregaten vor allem zur schnellen Rettung eingeschlossener und eingeklemmter Unfall­
opfer eingesetzt wird, 

Mit dem Spreizer können zum Beispiel schnell Türen aufgesprengt, Fahrzeugdächer 
hochgedrückt oder Lenksäulen weggezogen werden, 

Aber auch Lasten von 30 kN können bis zu einer Höhe von 600 mm mit dem Spreizer 
angehoben werden. 
Technische Daten: 
Spreizkraft an der Spitze: ......... , . . .......................... . ....... 30 kN 
Spreizweg: .... .... , ............... . ......................... ,. . .... . . 600 mm 
Nenndruck PN: ............ ............. .... . .... . ... . .. . ... .......... 630 bar 
Gewicht: . .. .. ............ ... . ....................... . .. . .... .... .. ... 26 kg 
Bestell-Nr.: ..................... . ...... .. ....... .. ... . . ....... .. .. . 059 .029.0 
Arbeitszeiten (mit Motorpumpen): 
Öffnungszeit unbelastet: . . .... . .. . . ........ .. .... . .... ...... ...... . ...... 25 s 
Öffnungszeit belastet: .. . ....... . ....... . . ... . ....... ...... . . . ........... 33 s 
Schließzeit unbelastet: .............. . ... . ...................... . ......... 20 s 
Schließzeit belastet: . .... .... . ...... . .. . . ..... .... .... . ........... ....... 27 s 
Die Steuerung erfolgt durch Drehgriff und Griffknopf. Der Drehgriff ist zugleich Halte­
griff. 


